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49. Sitzung, 9. Dezember 1~53 1663 
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.t9. Plenarsitzung des Landtages Rheinland-Pfalz 
am 9. Dezember 1953 

Die Sitzung wird um 14.34 Uhr durch den Präsiden
ten Wolters eröf!nd. 

Prllsldcnt Wolters: 

Meine Damen und Herren! Die 49. Sitzung des Land
tages von Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Beisitzer zur 
heutigen Sitzung sind die Herren Abgeordneten Emil 
Dcmmerle und Gänger. Die Rednediste führt der Herr 
Abgeordnete Gänger. Entschuldigt wegen Erkrankung 
oder aus dienstlichen Gründen sind die Heo:en Abge
ordneten Di·athen, Hülser, Völker, Schultz und die 
Frau Abgeordnete Hennig. 

In der letzten Landtagssitzung hat Ihnen der Herr 
Abgeordnete Schlick bereits mitgeteilt, daß er sein 
Landtagsmandat um 4. November niedergelegt hat. D<!r 
Landeswahlleiter hat den Beigeordneien Berg aus 
Worms zu seinem Nachfolger berufen. Herr Berg ist 
hier anwesend. Ich wünsche ihm für seine Arbeit in 
unserem Parlament alles Gute. 

(Beifall im ·Hause.) 

Au! der Zuschauertribüne sitzen heute Jugendliebe 
von Schulen und Lelu·gängen, insbesondere von der 
Verwaltungsschule in Simmern und von d~r Gehör
losenschule in Frankenthal. Ich dar! die jugendlid1en 
Zuschauer herzlich begl'ilßen. 

(Beifall im Hause.) 
Vor Eintritt in die Tagesordnung habe ich noch eine 

angenehme Pfücht zu erfüllen. Ich darf dem Herrn 
Abgeordneten Platten zur Vollendung seines 60. Le
bensjahres und dem Herrn Abgeordneten Schwe!nhardt 
7.Ur Vollendung seines 50. Lebensjahres noch nachträg
lich die herzlichsten Wünsche des Hauses übermitteln. 

(Beifall im Hause.) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Platten. 

Abg. Platten: 

Herr P1·äsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Filr die Glückwünsche zur Vollendung meines 
6(}. Lebensjahres sage ich herzlichen Dank, auch für 
die schönen Blumen. In den Ton der Freude aus An
laß dieses Gedenktages mischt sich ein Tropfen Wer
mut; denn mit 60 Jahren geht man so langsam dem 
Alte1· zu; abe1· immerhin fühle ich mich verpflichtet, 
in dieser Stunde dem Herrgott zu danken, daß er mir 
dieses Alter geschenkt hat. Mit diesem Dank gebe ich 
der Versicherung Ausdruck, daß ich mich bemühen 
will, aud1 weiterhin im Dienste unseres schönen Lan
des Rheinland-Pfalz und seiner Bevölkerung zu ar
bl•itlm. 

(Beifall im Hause.) 

Präsident WoUers: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schweinhardt. 

Abg. Schwclnha.rdt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Gestatten 
S ie mit', daß ich mich für die übermittelten Glück
wünsche recht herzlich bei Ihnen bedanke. Mit 
50 Jahren hält man einen Rückblick über sein Leben. 
Diesen Rückblick habe auch ich getan. Ich freue mich 
daiübcr, daß ich auf Grund meiner öffentlichen Ämter 
mit Ihnen am Aufbau unseres Landes und seiner de
mokratischen Einrichtungen zusammenal'beiten konnte. 
Soweit mir die ~sundheit und die Kraft von un-
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serem Herrgott erhalten bleibt, werde ich auch in 
Zukunft - soweit man mich braucht - mich in diesem 
Sinne weiter betätigen. 

(Beifall im Hause.} 

Präsident Wolters: 

Meine Damen und Herren! Die Ihnen vorliegende 
· Tagesordnung wurde im Ältestenrat aufgestellt. Wer
den Einwendungen dagegen erhoben? - Ich stelle fest, 
das ist nicht der Fall. Der Ältestenrat schlägt Ihnen 
vor, den Punkt 14, gegebenenfe1lls auch den Punkt 15 
der Tagesordnung, bis zum Beginn der morgigen Sit
zung zurückiustellen. - Das Haus ist damit einver
standen. 

lch ru!e auf den Punkt 1 der Tagesordnung; 

Berichterstattung des Rechts- und Geschäftsord
nungsausschusses :r.um Antrag der FrakUon del" 
CDU betreffend Beistellung eines Weinbauaus-

schusses 
- Drucksache Il i693/721.'728 -

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Dr. Adams. 
kh erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Adams: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! In der S itzung des Rechts- und Geschäfts
ordnungsausschusses vom 19. November 1953 wurden 
die in den Drucksachen Il!693 und II/721 niedergeleg
ten Anträge der CDU und der FDP betreffs Bestellung 
eines Weinbau ausschusses beziehungsweise Weinbau
unteraussclmsses beraten. In dieser Sitzung wurden 
zunächst die Gründe vorgetragen, die die Bestellung 
eines solchen Ausschussei> nahelegen. Außer den im 
Plenum vorgetragenen Gesichtspunkten wurde folgen
des hervorgehoben: 

Ein selbständiger Weinbauausschuß, in welchem die 
einzelnen Weinbaugebiete unseres Landes vertreten 
sind, läßt die sehr unterschiedlichen Interessen dieser 
einzelnen Gebiete besser zu Wort kommen, als dies im 
A,grarpolitischen Ausschuß der Fall war, der auch auf 
die zu bearbeitenden vielfältigen agrarpolitischen Fra
gen weitestgehend Rücksicht zu nehmen hatte. Beson
ders wichtig war der Hinweis, daß d ie Länder Bayern 
und Hessen in ihren Landtagen eigene Weinbauaus
schüsse besitzen, obwohl die weinbaulich en Belange 
dieser Länder bei weit em nicht die gleiche Bedeutung 
haben wie in unserem Land. Schon aus diesem einen 
Gesichtspunkt wkd die Bestellung eines Weinbauaus
schusses nicht nur zu einem praktischen Erfordernis, 
sondern auch :i:u einer Pres t igefrage . 

Hinsichtlich des Aufgabenkreises dieses Ausschussl's 
wurde gewünscht, daß er sich nicht nur mit rein wein
baul!chen Aufgaben, sondern auch m it den Interessen 
der Weinkonsumenten, des We inhandels sowie an
deren weinwirtschaftlichen Angelegenheiten beschäf
tigen sollte und letzteres auch in der Benennung des 
Ausschusses zum Ausdruck ge):>racht werden müßte. 

Der Antrag der Frnkiion der FDP sah bekanntlich eine 
Regelung derart vor, daß bei der Umbenennung des 
Agrarpolitischen Ausschusses in „Agrar- und Weinbau
ausschuß" ein ständiger Unterausschuß „Weinbau" be
stellt werden solle, der, wie eine R ückfrage ergab, mit 
zusätz.lichen Mitgliedern aus den Kreisen des Wein
baues zu besetzen sei. Ein selbständiger Weinbauaus
schuß sei nicht voll ausgelastet, auch vermeide man 
so die Bestellung eines selbständigen Ausschusses. 

Demgegenüber wurde geltend gemacht , daß zweifellos 
jeder Ausschuß das Recht habe, kraft eigenen Rechtes 
einen Unterausschuß zu bestellen, daß aber l;)in Unter-
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au,;~d1uH von so weitgehender Art wie der vorgeschla 
gi:ne, in der Geschäftsordnung nicht vorgesehen sei. 
\-lfrnn man i.IJ.,.r e inen Unteraus~ehull so selbständiger 
Arl vorsehe, so sei nicht einzusehen, wan1m man nicht 
von vornherein einen eigenen WeinbauaussdlUß beste l
len solle. Im Hinblick auf das in Vorbereitung befind
liche neue Weingesetz, das für die Weinwirtschaft 11.m

!<Cl'<.>s L <rnd es von vitalster Bedeutung i~t. V1rird sic-h d.-r 
neue Ausschuß auch über Mangel an Arbeit nit.:ht zu 
beklagen haben . Der Gedanke, daß diese letztgenannti>, 
sehr wichtige Te ilaufgabe den neuen Ausschuß nur g.e
v:isse Zeit bis zur Verabschiedung des neufm Weln
gesctzes in Anspruch nehme und er deshalb zwe ck
mäßig nur für eine gewisse Zeit berufen werden solle, 
\\.'urde nicht weiterverfolgt, weil die Lebensdauer 
unseres Parlamentes ohnehin nur noch anderthalb 
.fahre beträgt und d1>r neue Landtag in dieser Frage 
rl ;.nn freie Hand habi'. 

Für die Einrichtung eines selbständigen Ausschusses 
sprachen sich neun Stimm('n aus gegen zwei ableh
nende bei einer Enthaltung, Die Benennung „Weln
b<.m- und Weinwirt!'rh<1ftsausschuß" wurde mit sieben 
gegl.'n 3 Stimmen bei einer Stimmenthaltung ange
nommen. 

Der § 19 unserer Geschäftsordnung. der nur n e-u n 
Aus«chi.i"!'e kennt, bedarf jetzt einer Ergänzung, die 
dem Hohen Hause in Drucksache II/728 vorliegt und 
die der Rechts- und Geschäftl'Ordnnngsaussclrnß zur 
Annahme empfiehlt. Es tst gute Werkmannsart, slch 
für bestimmte Sonderaufgaben auch des hierfür g~ig
ne len W erkzeu ges zu bedienen. Dies gilt auch für die 
Arbeit des Parlamentf's, das jetzt in der L?gf' ist, sich 
mit Hilfe des neuen Ausschusses den Interessen des 
Weinbaues und der Weinwirtschaft. die in den näch
sten Monaten stark ums1ritten s-ein werden, in ganz 
besonderem Maße an zunehmen. So darf man dem 
n euen Ausschuß - falls das Hohe Haus ihn bestellen 
wird - zu seine r wichtigen Arbeit alles Gufo wünsch~n. 

(Beifall im Hause.) 

Präsicleni Wolters: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für l*'ine Re-
1 ichle1·st<ttlunK. Der Beratung liegt auch zugrunde d1e 
Drucksache JI/728. 

Das Wort hat der H err Abgeordnete Piedmont von 
der FDP. 

Abg. Pledmont: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zur Rich
tigs tellung de r Ausführungen des Herrn Kolll"!'.1"n Dr. 
Adams möchte irh kurz bemerkl'n, daß weder Hessen 
noch Bayern einen parlamentarischen Weinbaua:us1'm11~ 
besitzen. Eb'.:'nfalls hatte damals das große Preußen für 
den '\Veinbau keinen besonderen parlamentarischen 
Weinba1rnt1~schttß. Die Ausführungen des Herrn K olle
gen Hertel im Rechtsaussdrnß scheinen etwas mißver
.<;tanden worden zu sein. als e r sagte: „Es ist eine 
Prestigefrage für uns in Rheinland-Pfalz, einen Weln
bau ausschuß zu besitzen, wenn Hessen u nd da11 sehr 
gering weinbaulich genutzte Land Bay Pm einen eige
nen Weinbauaull!lchuß haben". 

Dieser We inbauausschuß ist ein Regiertmgsau!'schuß, 
wie w i1· ih n in unset·em Lande ebenfalls haben , aber 
kein parlamentarische r A usschuß. 

Meine F raktion bedauert, diesem Antrag Il/693 der 
F rakt ion der CDU nicht 7.ustimmen zu können aus 
den gleichen Erwägungen, die wir in der Plenarsit7.ung 
am 4. November 1953 von dieser Stelle aus schon gel
tend gemacht haben. Wir waren über die Stellung-

nahme der Fraktion der SPD in der Sitzung am 4. No
vember sehr verwundert, weil wir der voi·genannten 
Fraktion in df>r Sitzung des Agrarausschm:se~ in Alzey 
hundertpro7.('ntig zustimmen knnnten aus dem GrundP, 
weil auch wir der Meinung sind, d aß w ir für alle ähn
lich gelagerten Fälle, die im Laufe der Zt>it an uns 
herangetragen werden könnten. einen Präzedenzfall 
schaffen, wenn wir jetzt einen l>esonderen Weinbau
ausschuß bilden. Der Herr Kollege Rül:i hatte cf11mals 
eingewandt, mit demselben Recht könnten wir bei der 
großt>n Bedl'tttun~ der Mi.khwirtscha rt für d i.e Selbst
ernährung einen Milciuwsschuß bilden, ebenso einen 
Züchterausschuß innerhalb der Landwirtschaft. Alle 
diese Fälll! lägen paraHel, seien abet• nicht gewollt. 

Auch die Hiuwei.se des Herrn Kollegen Schmidt, daß 
der Wcinbauau~schuß wegen seiner besonderen 
Wichtigkeit auch über die Geschäftsordnung hinaus
gehende Möglichkeiten haben müßte, um ihn entspre
chend zur Geltung kommen zu lassen, müssen wir von 
unserer Seite aus ablehnen. Ich unterstreiche die Aus
führungen des Herrn Kollegen Schmidt, die er am 
4. November gemacht hat, indem er sagte'. wir haben 
unsere Weinbaufragen genügend. intens iv und ein
gehend im Agrarpolitischen Ausschuß behandelt. Er 
!ühl'Le noch aus, daß kein Mitglied dieses H ohen Hau
St!s bestn::iten könnte, daß der Weinbau eine erstran
gige Stellung in der Behandlung der Probleme im 
Agrarpulitischen und im Haushalts- und Finanzaus
schuß eingenommen habe. 

Aus den angef'Uhrten Gründen können wir von der 
Fraktion der FDP einem zusätzlich neuen Ausschuß 
nicht zustimmen. 

Wis: bitten das Hohe Haus, entweder unserem An
tt·ag, der die Bildung eines Unter:'lusschusses vorsieht, 
zuzustimmen oder es bei der bisherigen Rt>gelung zu 
~hussen mit der Erweiterung: „Agrar- und Weinbau
ausschuß·' und die geschäftsmäßigen Mängel, die bei 
der Behandlung von Weinbaufragen einge treten sind, 
se itens des Präsidiums abzustellen . In den Agrarpoli
t ischen Ausschuß sind für die Beha ndlung von wich
tigen Weinbaufragen diejenigen Experten zu e ntsenden, 
die notwendig sind, um der Bedeutung des Weinbnucs 
- die keineswegs von unserer F raktion abgestritten 
wird - die entsprechende Geltung Zll verschaffen. 

Ich bitte das Hohe Haus, dem Anh'„g H '69'.l bzw. 
II/728 die Zus timmung nicht. zu geben . 

(Beifall bei der 1'' DP.) 

Prbldent Wolters: 

'We ilen ! Wortmeldungen li~gen 11id1t vut'. Ich komme 
zur Abstimmung tmd lasse zue1·st über den Änderungs 
antrag der Fraktion der FDP abstimmen, Drucksache 
II/721. V/er dem .Änderungsantrag der FDP, Drucksache 
II/721, zustimmt, _den bitte ich um das Handzeichen! -
Die Gegenprobe! - Das ist zwcifdlos die Mehrheit . 

Ich lasse nunmehr über den Änderung!"!lnt.rag 1!1728 
des Rechts- und Gcst:häftsor dnungsausschu sses ab
stimmen. Wer diesem Antrag des Rechti::- und Ge
schäftsordnungsaussrnusses zustimmen will . den bitte 
ich um das Handzeichen! - Die Gegenprobe! -

Der Antrag ist mit überwiegender Mehrh~it ang'='
nommen. Der Ausschuß ist damit gebilde t. 

(Ddfatl im H ause.) 

Ich darf die Herren Fraktionsführer bitten. mir ~ ie 
Namen der Mitglieder des Ausschusses ba ldigst mit
zuteilen. 
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Wir kommen zum Punkt 2 der Tagesordnung: 

a) Mlttelluns des Prlsldenten des Landtages be
treftend Entlastung der Landesregierung Rhein
land-Pfalz wegen der Landeshaushaltsrechnung 

fllr das Rechnungsjahr 1951 

- Dmck.sache II/731} -
mit der entsprechenden Berichtigung, ferner 

b) Mlttellunr des Prisldenten des Landtages be
treffend Rechnung des Rechnunrshofes von 
Rheinland-Pfalz Cür das Rechnungsjahr 1951 

- Drucksache IV731 -

Dazu: Mlttellun1 des Präsidenten des Landtages be
treffend Vbersfcbt über die über- und a.ußer
planmißlren Hausbaltsaus1aben Im Redl

nunpjahr 1951 

Drucksache II/386 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, diese Mitteilungen 
und Berichte an den Haushalts- und Finanzausschuß 
zu überweisen. - Widerspruch dagegen erhebt sich 
nicht. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 
Zwefte und dritte Beratung eines Landesreseb:es 
flber die Errlchtunr von Sozialgerichten und 

eines Landessozialgerichts 

- Drucksache 'II/709/726/7271729/733/734/754 -

, Die Berichterstattung erfolgt zunächst !ür den Sozial
politischen Ausschuß durch den Herrn Abgeordneten 
Volkemer. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Volkemer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Aus
schuß für Sozialpolitik und Fragen der Vertriebenen 
hat sich in seiner Sitzung vom 13. 11. 1953 mit der 
Regierungsvorlage über die Errichtung von Sozial
gerichten und eines Landessozialgerichts eingehend 
beschä!tigt und faßte einstimmig den Beschluß, daß 
laut § l - Sitz und Bezeichnung der Sozialgerichte -
zu den drei vorgesehenen Sozialgerichten ein wei
teres, und zwar in der Landeshauptstadt Mainz, er
richtet werden soll. Gemäß diesem Beschluß wurde 
auch der § 2 entsprecl)end geändert und ergänzt, eben
so der § 4 in Anlehnung an das Bundesgesetz, und 
zwar wurde die Amtsbezeichnung der Berufsrichter im 
einzelnen aufgeführt. In den §§ 11, 12 und 13 wurden 
im Hinblick auf die geltenden beamtenrechtlichen Be
stimmungen ebenfalls Ergänzungen vorgenommen. · 

(Vizepräsident Wllms übernimmt das Präsidium.) 

Der Wortlaut der vom Ausschuß für Sozialpolitik 
und Fragen der Vertriebenen neu festgelegten Para
graphen liegt Ihnen in der Drucksache II/ 726 vor. 

Ein Antrag der FDP, wonach bei der Ernennung der 
Berufsrichter neb.en dem Sozialministerium auch das 
Justizministerium mitwirken soll, wurde im Ausschuß 
besprochen, jedoch haben die Antragsteller eine Ent
scheidung über ihren Anu·ag nicht gewünscht, weil sie 
in ihrer Fraktion vorerst noch den Sachverhalt klären 
wollten. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik und Fragen der Ver
tt'lebenen empfiehlt Ihnen die Annahme der Druck
sache II/726. 

Vlzeprlsident WUms: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter und erteile 
dem Herrn Abgeordneten Dedenbach das Wort zur Be
richterstattung für den Rechts- und Geschäftsord
n ungsa usschuß. 

Abg. Dedenbach: 

Meine Damen und Herren] In der Sitzung des Rechts
und Geschäftsordnungsausschusses am 19. November 
1953 wurde die Drucksache II/72~ - Landesgesetz über 
die Errichtung von Sozialgerichten und eines Landes
sozialgerichts -, wie sie sich aus der Beratung des 
Ausschusses für Soz.ialpolitik und Fragen der Ver
triebenen ergeben hatte, beraten. 

In den §§ l bis einschließlich 4 wurde der Regie
rungsvorlage Drucksache II/709 mit den Änderungen, 
wie sie sich durch die Drucksache II/726 ergeben hat
ten, zugestimmt. Der § ·5 der Regierungsvorlage, in 
dem gesagt wird, daß bei den Sozialgerichten ein 
Sozialgerichtsrat und beim Landessozialgericht ein 
Senatspräsident zum ständigen Stellvertreter durch 
den Sozialminister ernannt werden soll, löste eine 
längere Aussprache aus. Der Ausschuß trat der Au!
fassung bei, daß diese Muß-Bestinunung der Ernen
nung eines ständigen Stellvertreters, wie sie in f 5 
festgelegt ist, in eine Kann-Bestimmung wngeändert 
werden sollte. Der § 5 wurde deshalb vom Rechtsaus
schuß dahingehend geändert, <iaß der Sozialminister 
jetzt einen ständigen Stellvertreter ernennen kann. 
Sonst ist es der dien.stälteste Richter. Im § 6 wurde 
gegenüber der Regie~vorlage eine redaktionelle 
Änderung vorgenommen. 

Der § 7 der Regierungsvorlage löste eine eingehende 
Aussprache aus, zu der ein Änderungsantrag der Frak
tion der FDP - Drucksache II/727 - Veranlas5Ung gab. 
Mit diesem Änderungsantrag beantragte die FDP, die 
Formulierung des § 7 so vorzunehmen, daß der Soz.ial
minister im Benehmen mit dem Ju:;t!zminlster die 
Berufsrichter fi.ir die Sozialgerichw vorschlagen kann. 
Ein Vertreter des Soziabninisteriums wies zunächst 
darauf hin, daß man die Berufung der Richter für die 
Sozialgerichte doch nicht komplizieren solle, denn das 
wilrde zu Schwierigkeiten bei der Berufung selbst 
führen. Der Vertreter des Justizministeriums trat für 
die Änderung des § 7 der Regierungsvorlage ein, wie 
sie die FDP in der Drucksache II/727 beantragte. Er 
begründete die Stellungnahme des Justizministeriums 
u. a. folgendermaßen: Nach Auffassung seines Ministe
riums bestehe eine einheitliche Rechtsprechung, die 
das eigentliche und höchste Ziel sein müsse, im Augen
bllck nicht, zumal der Tätigkeitsbereich der Gerichts
barkeit ja eine weitgehende Ausdehnung erfahren 
habe. Die Unabhängigkeit der Rechtspflege sei das 
höch.ste Ziel der Gerichtsbarkeit. Das Justizministerium 
glaube, daß diese Unabhängigkeit der Gerichtsbarkel
ten am besten gewahrt weroe, wenn sie dhmslmäßig 
und verwaltungsmäßig einem einheitlichen Recht.11-
mlnisterium unterstellt würden. Bei der Arbeitsge
richtsbarkeit, wo wir ungefähr gleichzeitig mit dem 
Bundessozialgerichtsgesetz e in neues Bundesarbeits
gerichtsgesetz bekommen hätten, habe der Bundesge
setzgeber merkwül'digerweise eine ganz andere Rege
lung getroffen als bei der Sozialgerichtsbarkeit. Bei 
der Sozialgerichtsbarkeit habe er - nach Meinung des 
Justizministeriums - of!en.1ielassen, wer !ür die Ver
waltungs- und Dienstau.fsicht zuständig sei, wer die 
Beamten vorschlage und ob sie durch den Minister
präsidenten ernannt würden. Bei der Arbeltsgerichts
barkeit habe der Bundesgesetzgeber bei dem Vor
schlagsrecht für die Berufsrichter für das Landes
arbeitsgericht sogar ein Einvernehmen zwischen derh 
Arbeitsminister und dem Justizminister verlangt. Es 
sei die Auffassung seines Ministeriums, daß bei der 
Sozialgericht~barkeit, wo die Verhältnisse ähnlich 
lägen, wenigstens der Weg gegangen werden solle, daß 
das Vorschlagsrecht des Sozialminist~rs für die Er-
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n1>nnw1g der Berufsrichter im Benelunen mit der Ju
stizverwaltung getroffen werde. Dieses Einvernehmen 
würde das Ministerium nicht zult!izt au-s dem Grunde 
e r bitten, w e il das Sozialgericlü.sgcs.ttz für die Berufs.
r!chtPr o;rund:;;älzlich die Richtereigenschaft verlange. 
N::ich i:; 6 des Sozialgedchtsge~t.zes müssen die Bel"U.fs
richtf'r eine entsprechende Befähigung zum Richterarnt 
o<l i:.> r auf Grund d e r vore;eschriebcnen Prüfung eine 
soklie bcirn allgemeinen Verwaltungsgericht haben. 
Di o? Bef;.ihig1.1ng zum Richteramt werde aber vom Ju
slilprüfungsAmt erteilt, das dem Justizministerium ~q\
gPglif'<lert sei. Deshalb sei das Justizministerium auch 
in <lf' r Lage. den besten Überblick über die Qualillit der 
zum Richtl'r::imt befähigte1 Kandidaten zu haben. 

Ein Vertreter des Sozialministeriums erklärte u. a., 
dafl e<: WQhl 1·irhtig 1'4'i , daß auf dem Gt-uid de1· Soz.ial
gcrkht~barkeit :mm ersten Mal dies-es Gesetz unter den 
Zw·~i1t>n <lPr Gerichtsbarkeit aufgeführt werde, das die 
nähe rt>n RC'"t.irnmune:e n regele, und zwc;r sei dieses Ge
setz auf nnm<l des Artikels 96 des Grundgt-sel.<'.es cr
la ~sen worden. Im Grundgesetz sei gleichfalls gesagt, 
d:iß auf der BundeS€1:>cne die Stellung, die für den Bun
d csgericht"hof der Bundesjustizminister hab~, dem 
BulJ<lPS<Irbe itsminister für sein Sadigeoiet e benfalls 
zukomme, insbesondere im Hinblick attf die Bc:>tdlung 
d e r Berufsrichter. Dasselbe gelte für die Länder. Die 
F rage, ob -es zweclonäßig iSei, die Gerichte in irgend
einPr Wdse an Verwaltungsbehörden zu binden, oder 
ob e ine Unabhängi~keit der Rechtsprechung im rein
st.e-n Sinne durchgeführt werden solle und könne, sei 
G egenstand weitgehender Erörterungen gewesen. Auf 
k ('inen Fall aber könne die~ Unabhängigkeit dadurch 
he r~Psiellt werden. daß man alle Zweige der Gerichi.zi
ba rkcit einem Minister unterstelle; auch das Justiz
m ini, te1·ium sei nur ein Teil der Landesregierung. Eine 
viillige Unabhängigkeit der Rechtspredrnng lasi;;e sich 
dadurch, dafl man das Justizministerium einschalte, 
nich t hC'rRt ellen. Aber abgesehen davon müi>·se ip. die
sem Zusammenhang darauf hingewiesen werden, daß 
bei der Justiz selbst in einem weiten Umfange Ver
w a ltungsgeschäfte mit erle<für:t würden. Das habe qie 
Lan<lE><;regierung e rwogen, da sowohl beim Bund als 
auch in d en anderen Ländern in dieser Hinsicht. keine 
Bedenken la ut geworden seien, Jlt: Formulit:!'Ullg so zu 
wiihlen, wie sie in der Regierungsvorlage vorliege. 

Die Au fl"i«ht, d ie das Sozialminist.erium nach der 
Rc-ic:1svc·1 ~id1erun.itsordnung oder nach sonstigen So
zinl versi<'he l·u ngsge:;;etzen sowie na t.:h dem Gesetz zur 
Wi~derherst.ellun.g de r Selbstverwaltung auf dem Ge
b iPte de r S07.ialv i>rsieherung habe, könne man nkht 
.~ut mit <.1 1-:n Defugnissen ver.11;leichen·, die das lnnen
minis te11il•m auf de-m Gebiet der in~ren Verwaltung 
hflb~ . Di~ Tätigkeit des Sozialministeriums beschränke 
s id1 auf dem Gebie t der Sozialversicherung nacl1 dt:m 
Gc~<>tz nur d a1·auf. zu ül>envachen, daß das Gesetz un<i 
die SatzunP, beachtet werden; es dürie aber ruicht in 
irgendwekhe Einzelfälle eingrel.fen. 

Das Al"l>eilsgerichts gesetz des Bundes sehe allerdings 
vor, daß bezüglich <!er Bestellung der Beriufsdcl1te1· das 
B 0twhmen mit d e r Justizverwalt.un·g herzustellen sei. 
Da für !it'ien aber ~anz andere Gründe maßgtix:n:d„ als 
~ie bei d e n Sm:i;oilger i<'hten vorliegen. Die ArV.:iL:>ge-
1 ichtsbarkeit sei ihrem Wesen nach -hr viel mehr 
mit ein1'Til anderen Zweig der Gerichtsbarkeit zu ver
g'ie ic-hen. n äm l ich mit de1· Tätigkeit der ordenblichen 
Gerkh tP. Letzt~n En<l-es sei sie ja ein abgesplitterter 
Zw<: ig aus der ordentlichen Gericht.l;barkeit. I-'ür diese 
Ge l'ichts barkeit bringe die Justizverwaltung bei der 
Beurteilung ganz and.e~ Vora'l.lSsetzun.gen mit als ge
rad!" auf dem Gebiete der Sozialgerichtsbarkeit. 

Es kÖnJ1e aber nicht bestrit ten werden, dal3 dc1· land
läufig.,; Jurist von d{)n Anspr üchen a us <lt' r Krnnken-, 
Inv<i.liden-, Knappschaft.;;-, 1.'nfallve1·sid1e1 ·ung usw. 
eine -~~~ ~~.~·ade. sehr große Vorstufo:Htg habe. Die 
Ausbildung d~r ._l u1 i.-.1.t!n sei b ish,;,r nicht auf die Be
<lür!nis.-.c de:; besondt'n:a Zv;eig\~ clt>r Sozie1lg"'1·ich ts
barkeLt abgc,,;tcllt worden. Es l.ndfo aud1 nk:hl ganz 
ZUi dal.l de!· Nachwuchs nur aus den t·h:hkrlid„ 11ol'ge
bildeten .t:Seamten genommen weiden k önne. V on der 
besonde:nm, Dc~\imll\ung d e;, § 9 Abs. 2 des Suzi <•.16 <>
ri,:ht$gese~ üoc1· die Bestt!llut1~ vun sogtmaiaHcn 
Au~nseitern al>gc,;.ehcn, seien im Suzialgeri<.:htsgesetz 
gleichwertig die Personen genan n t, d~ dit! Befähi
gun.g zum Richteramt und diejenigen, die d ie Befähi
gung für di'n böhe n m Verwallungsdien.st au( Gi·und 
der abgelegten Prüfung erworben .haben. Juristisch!! 
Ai;.sesi:oren und Regieru~asses:ooren sc•ien a1so h ier in 
eine Rangstufe gestcllt. ~~Üt' die Heranb ildung det· ju
Msti!:Chen A!lsessoren sei das Justi2imirüsteriurn zu
ständig, 8'ber nicht für die Heranbil<:!ung der Regie
run~1IOT'en., die in Rheinland-Pfalz dem Innen
ministerium unterstehen. 

Nun mi.\ß.to, wenn man zu einer Beteiligung anderer 
Ressorts bei 9.en Vorschlägen zur Er n-enn.ung von Be
rufsrichtern kommen wollte, au<.:h glC'ichzeitig eine Be
rü~ichtigung des Innenministers edolgen. Seines 
Wi.sscns haue da;; Innenminist.erium das auch in Er
wäi:;un.g gezogen, wenn die beantragte Regelung der 
Einschaliuna des Justizministeriums zum Durchbruch 
kommen solle. Da;; Sozialministerium habe ohnedies 
die Absicht, wenn es sich um die Besetzung von Stel
len h~le. für die Krä!t.e edorderlich sind, <llie aus 
dem Bereich des Jus tizministeriums k ä men, sich m i t 
die~m Min~sterium 4ns Bend1num <.u „et1.e11. 

In der Ausspraclle wurden weiterhin Gründe und 
Gegengründe für dfo Bdeiligung unod' Nimtbet~Lligung 
des Justizrhiu·'.:;lc1·iu1ns Gn den Vorschlägen 7.tlr F.r
riennung der Bt!nlf;;ridd<:"r an den Sozialgerit:hl.:n vor
gebracht. Die Abst immung ergab dann , daß die D ruck
sache 1I,'72i - Ändcrung~ antrng der FrakHnn der FDP 
zum · 9 7 des Sozial~<.:.J. io..:hbgc-~.:·t1"·"' - mit 9 gegen 3 
Stimmen im Au~sdiuß al>ge ldin L wurJ " . 

Im l! 7 ·wuroe noch e!ne red:iktinnt•lle Amfor·ung vor
gC'Tlommm , wie si<:> in d('r Dn1ck~a<'hE> Jf/729 vorliegt. 
Im § 9 wurde d.e1· Abs. 2 dc1· Re~crungs.vvd&ge d.ahin
gchcnq 9bgeänflert., daß es anstatt „die IJeim Ink raft
trcteQ dieses ~t.zesh heißt ; „<lie bei Ablauf des 31. 
Dc.zeni,bey . 1~~3 ;;1ls Kammervorsitzenden .. " Im § 10 
der Regierungsvoriäge WlU><ku d:ic Worte „am T a.ge der 
Ver.li;ün<iung d.~ ~qzlalgerid1ts~c,,.-L.r.«s" gest1·icl1„n, da 
diese Streichung durch die Änderung im § 9 notwen
dig "ev,:orden war. Zu1· Wah rung der te«illLt!lllct:ht
lichen St.ellunil. wu1'<le im § 11 das Wort „be rühren·• 
duni1 <iat> Wo1·L nbeeinlrädiligen-' ersc~t. 

Der Recllts- und G !,?schäitsordnungsausschuß hat mit 
ühPl""'iPf.<>n<1"'r Mehr hPit <lc-.- Dn1dcsa C'h<" lJ/729 - Lan 
desgesetz über d ie Errichtung von Sozialgerichlen und 
eines Land-essozialgerichtes - zugestimmt. Er bitte t das 
Hohe Haus, diesem Gesetz in der vodiegen<ien Form 
eben:fails l!.Uzustimmen. 

(Be ifall im Hau~e.) 

Vb:eprll!!idt-nt Wllms: 

Ich danke <len Herrn Beri1.:hkr;.laLt.er, Da.s Wort hat 
als Berichterstatter des Haushalts- und Finan zaus
schusses der Herr Abgeo1·dnde Kön ig. 

• 
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49. Sitzung, 9. Dezember 1933 1887 

Abg. Könlc: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Be

ratung des Haushalts- und Finanzausschusse6 am. 24. 
Novembc1· 1953 lag die Drucksache II/729 zugrunde, 
also das Ergebnis der Beratungen im Sozialpolitischen 
Ausschuß und im Rechts- und Geschäftsordnungsaus
schuß. Der Sprecher der FDP, Herr Kollege Motz., 
bradlte im Ausschuß sofort zum Ausdruck, daß seine 
Fraktion gegen die Schaffun.g .eines Sozialgerichtes in 
Mainz sei. Nachde-m der Herr Kollege Dlel als Sprecher 
der Fraktion der CDU ebenfalls e1·klärte, daß sich seine 
Frakt.ioh dieser AuUassung anschließen würde - was 
zwar später insofern abgeschwächt wurde, daß der 
Herr Kollege Matthes feststellte, daß darüber keine 
Fraktions'beschlUsse vorläge!!! -, wurde merst darüber 
berateni, ob der Haushalts- und Finari.zausschuß soweit 
in die Materie eindringen und die Gesamtvorlage und 
damit die Gestaltung der einzelnen Gel"ichtsbei:irke be
sprochen soll, oder ob er sich in der Hauptsache mit 
der Kostenfrage, die das Gesetz verursacht, zu beschäf
tigen haibe. 

Weil Insbesondere aber wiederum von deni Sprechern 
der beiden genannten Fraktionen. im Ausschuß betont 
wurde, daß gerade die Kostenfrage mit der Neubildung 
eines Gerichtsbezlrks ursächlich angesprochen werde, 
kam es bei dieser Frage zu einer el,ngehenden Bera
tung. Der Sprecher des Sozia.Iministel'!ums brachte zum 
Ausdruck, daß die Kostenfrage nicht ursädllidl damit 
berührt wird, weil Im Hödlst.falle etwa 15 000 DM Un
terschied festzustellen seien, selbst für deni Fall, daß 
man eine !liegende Kammer einrichten würde und auf 
einen besonderen Kammergerichtsbezirk in Maiilll ver
zichtet. 

Beinahe ähnlidler Auffassung war auch der Spre
cher des Finanzministeriums, der ebeDl!a.l:ls betonte, 
daß dde Finanzfrage nicht sehr wesentlich sein werde. 
Trotzdem verharrten in der Beratung - die sich stun
-~nlang hinzog - die beiden Fraktionen sehr lange auf 
ihrem Standpunkl Erst zum Schluß dieser Debatte 
brachte der Herr Kollege Diel zum Ausdruck - ich 
•taube aber, mehr für sich selbst und weniger !Ur seine 
l''rakt.ion -, daß eile Frage• von einer anderen Warte aus 
zu behandeln 9Ci, wenn man den Sitz. des Landessozial
gerichts von Mainz nach Koblenz verlegen würde; dann 
sähe er gegebenenfa.!Js die Frage eines Gerichts in 
Mai= anders an. 

Dieser Vorschlag war fUr den Abgeordneten Schmidt 
die Veranlassung zu beantragen: Der Haushalts- und 
Finanzausschuß ersucht die Landesregierung, zu dem 
Vorschlag des Abgeordneten Diel Stellung zu nehmen. 
Das Sozialministerium wil'd gebeten, die sacliliche 
Seite des Vorschlages mit den beteilJ.iten Verbänden 
zu ti:berprüfen. Das Finanzministerium wird gebeten, zu 
der Kostenfrage Stellung zu nehmen. -

Die Stellungnahme zu den drei Vorschlägen sollte 
entsprechend dem Antrag des Kollegen Schmidt dem 
Haushalts- und Finanzausschuß schriftlich zugeleitet 
werden. Darüber hinaus hat der Kollege Hertel einen 
Ant1·ag gestellt, wonach der Haushalts- und F.inanz
ausschuß sich auf die Vorlage des Sozialpolitischen 
Ausschusses beziehen sollte, so daß also über die Frage, 
die der Herr Kollege Diel vorgebr acht hatte, gar nicht 
mehr bc1·aten werden sollte. Da der Antrag des Kol
legen Hertel der weitergehende war, wurde darüber 
abgestimmt. Dei· Antrag, dle Beratungen des Sozial
politisdlen Ausschusses zu akzeptieren, wurde mit 6:6 
bei einer Stimmenthaltung abgelehnt, demzufolge also 
auch dle Fassung des § 1 nach Beratung Im Sozial
politischen Ausschuß. Es wurde also die Regierungs
vorlage wieder zur Vorlage des Haushalts- und Finanz-

aussclmsses gemadlt. Im übrigen finden Sie Im § 2 im 
letzten Absah eine kleine Änderung, die notwendig 
war, nachdem der Haushalts- und Finanzausschuß dem 
§ 1 der Regierungsvorlage zustimmte. 

Vlzepr!sident WUms: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seinen 
Bericht. Wir treten ein In die zweite Beratung eines 
Landesgesetzes über d ie Errichtung von Sozialgerichten 
und eines Landessozialgerichtes - Drucksache II/709 
und 11/ 729 -. Ich rufe aut § 1 - Sitz und Bezeichnung 
der Sozialgerichte. Dazu liegt ein 'Änderungsantrag des 
Ausschusses für Sozialpolltik und Fragen der Vertrie
benen vor. Wird eine Aussprache darüber gewünscht? -
Der Herr Abgeordnete Brune von der SPD hat das 
Wort. 

Abg. Brune: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Enl-
1 sprechend der Neuregelung der BundessoziaJ.gerichts-
1 · barkeit obliegt den Ländern dle Errichtung und Unter
! haltung der erst- und zweitinstanzlichen Sozi~lge-

1 

richte. Damit ist die Voraussetzung gescharten, daß 
berechtigte Ent.schädigungsansprüche der Betroffenen 

1

) durch Spezialgerichtsabteilungen überprüft und even
tuell auch schneller entsdlieden werden können. 

! 

1 
1 

Damit ist es unseres E1·achtens allein aber nicht ge
tan. Bei der Errichtung dieser Gerichte ist zumin
dest auch Rücksicht zu nehmen au! die Auswahl der 
Gerichtsbezirke. Meine Fraktion ist daher der Meinuni, 
daß dem Sozialgerichtsbezirk Mainz auch die - wie es 
in der Drucksache II/734 beantragt ist - Landkreise 
Bi.t'kenfeld und Kreuznach zugeschlagen werden. 

Dieser Vorsdllag deckt sich mit dem Wollen des Ver
bandes der Kriegsbeschädigten. Erst ges tern ist uns 
eine neue schriftliche Aufforderung zuteil geworden, 
für diesen Antrag im Landtage einzutreten. Der Kreis 
Birkenfeld und der Kreis Kreuznach, so steht es in 
dem Antrag des Verbandes der Kriegsbeschädigten, 
gehören z.ur Zeit zum Geridltsbezirk Koblenz. 

Vlzeprlsfdenl WUms: 

Herr Abgeordneter, darf ich Sie unterbrechen! Zur 
Aussprache steht zunächst der § 1. Ich glaube aber, 
man könnte den § 2 in die Besprechung hineinnehmen. 

(Abg. Hertel: Das überschneidet sich!) 

Bei der Abstimmung könnten wir ja trennen. Sind 
Sie damit einverstanden? - Dann wollen wir es so 
halten. 

Abg. Brune: 

In dem schriftlidlen Antrag des Verbandes der 
Kriegsbeschädigten heißt es weiter: 

Durch die jahrelangen Erfahrungen sind wir nun 
der Ansicht, daß es zweckmäßig und berechtigt 
wäre, beide Kreise zum Sozialgerichtsbezirk Mainz 
zu schlagen, da sich hierdurch wesentliche Kosten 
einsparen lassen. 

Ich richte daher an Sie die Bitte, uns in diesem 
Sinne zu unterstützen. 

Meine Damen und Herren! Auch schon aus rein 
technisdlen Gründen wäre es notwendig, sich diesem 
Antrag anzuschließen. Sie finden in unserer Begrün
dung auch den Hinweis, daß die Größe des Bezirks zu 
berücksidltigen ist und daß verkehrstechnisch betrach
tet durch unseren Antrag besondere Erleichterungen 
für die Betroffenen eintreten. 

·~1„ ' J._···~':_: --·-·· -~~--· ~···~···~,:~:tl•=":~·„:~1·1 :~, "=''·='" 1 J.: . ~~.'-..: _' --'"--'-' -'..." --''-'-'' ''""" ""--" ".:...• --'----'--- ~„ •' .. 'O:· f 
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Sie kennen alle die Lage von Kreuznach unri Birken - . 
fcld und wissen au ch. w ie umständlich es für die dort 
P.d111ifent-n ist., imme r nach Koblen7. :r.u fahren. Auf 
der einen Seite best eht nach Mainz eine weit bessere 
Ve1·bi11dung u nd auf der anderen Seite wird auch 
Mainz n icht so umfangreich mit derartigen Gi!richts
nn t ri-igen b~haflel , wie es in Koblenz als großem Be
zirk eintreten wil'd. 

Eine Verteuerung wir·d sich dadurch nicht einst~lhm. 

Wh· sind der festen Überzeugung, daß bei einer solchen 
RegelunE( noch vtel eher von Ersparnissen gesprochen 
Wf'rden k<lnnt"'. Wenn wir hier schon etwas als sozial 
bezeichnen , dann sollten wir den sozialen Gedanken 
;,bei ;1ud1 g;:m;r. in die Tat. umsetzen! Wir sollten daran 
denken, für W*'n rliPfH" Gericht.P eingesetzt werden. Wir 
wlitPn daher beso11ue1·e Rikksh.:ht nehmen auf die 
vVün,;d1e der Betroffenen. 

Id1 l>i l.le Sie daher, den Antrag meiner Fraktion in 
dies(•m Sinne unt„ r.~Wt1.cn 7 1l wollen. 

(Be ifall bt'i der SPD.) 

Vizepräsident Wilms: 
Das Wort hat dl?r Herr Abgeo1·dnete Schuler von der 

CDU. 

Abg. S<'hulf'r: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Schilderung der Herren Bericht.erst.atter iib„r die Sit
ZLJt1gen dl'r v„nwhiedenen Aussd1üsse hat Ihnen be
\vic~cn, d;:iß keine einheitliche Auffassung über diese 
Fn1~cn be~tanden Ji a t. Es ist auch kein Geheimnis. 
d<il\ innerhalh der l''raktion der CDU die Meinungen 
v~· 1·~d1it'df'n E-ind. wa~ nämlich die Fragt! anlangt. ob 
in Ma inz ein Sm.iRlP,F!!' i<:ht enichtet werden soll oder 
nichl. 

D<:>r Haushalts- lind Finanzau!'sehnß ist in seiner 
V1wl :H~f'.' TTl7:l:J im wesentiichen auf die Rc~ierungsvor
J:.tge zurüdq~ekommen n nd schlägt. Ih.nen vor. in Mainz 
,„n 807ialgr>ric-ht nkht ein:mrichtPn. Die Mf'hrhf'it der 
l'1·aktion der CDU ist der gleic-hen Auffassung und 
w u n i-t·i1i . d!l.f' das Hohe Haus 1mf die Regierungsvor
h ge in <iie~er Frage zurik·kkommen m öge. 

\Vii· f.•:b L·:i dem Hohen Hau~E> folgencif'f. zu hf'ciP.nken. 
E ;; il' t r i<'htig, dal.I durc-h den derzeitigen Stand ein 
groHer Überhang an Arbeit übrig geblieben i~t. Es 
wi rd "°'' e t Wi\ 40 OO•l n icht erledigten Fällen gespro
d ,en. so da!.\ a li;o die neu zu errichtenden Sozialge-
1 ich te wie a uch das Landes!l01:i<1lgericht. einf' Unmenge 
von Arbeit nach ihrer Gründung vorfindf'n weroen. 
v:„nn 1rnm nun hört, daß de r bi5herige Re7.irk S peyer 
t!nd Main7. mit etwa 13000 Fällen in• Rückstand ist, 
wäht·end der Be7.irk Koblenz deren etwa 15 000 hat, 
dann ist nicht recht ein zusehen. warum, selbst wenn 
n11r geringe Mehrkosten entstehen, nun dieser ver
hältnismäflii? kleine Bl'.'7.i1·k - ich meine klein insofern, 
was die Za-hl d er vorliegenden Fälle bt>lrifft - ge
tl:c'ilt un<f. nel>i-n dem Sozialgericht S!)eyer noch ein 
Sozialgericht Mainz erriehtet werden soll. 

Den Lokalpatrioten von Mainz und Umgebunp; maii: 
<·~- dm:h ein Trost sein. groß genug. dRß in Mainz das 
Landessozialgericht e rrich tet werdl"n soll. Es dürfte 
unseres Erachtens vollauf genügen, daß in Mainz. 
wenn not wendig. eine detachierte Kammer e rrichtet 
wird. 

(Abg. Die l : Oder mehrere!) 
- odel' mt>hrere detachierte Kammern, die voraussicll.t
lich weniger kosten werden alR ein eigenes Gericht. 

(Abg. Hitter : Die Bevölkerung muß erst recht 
das Gericht in Anspruch nehmen! - Abg. Diel: 

Genai.1 so') 

Diese detachierten Kammern arbE'itcn mit der gle i
chen Schnelligkeit und Präzision wie ein Gf'richt. 

Wir geben d::irülwr h!naus noch folgendes zu be
denken. \Vcnn einmal das So:>:ialgeri<'ht in M11in7 F-in-
1.(Grichtet Ist und der Ül:wrh1rng der Arbf'it. wie wir 
alle annchmcn . wi.in!'d1Pn ttnd hoffen. in verhältn is
mäl'.llg kl117.Pr Zelt rnm Schwinden knM'Tlt· - Fachleute 
r echi'lt'h mif etwa drt'i hi" viel' .fäh1·en - . wekht> M acht 
der Erde wlrd dann diese« überflü!'~iR werd ende S"
zialgerlcht Mainz wif'der aus de1· Welt <:chaffen? -
Übe1·scl1rHt: Vereinfachung der Verwaltun~! 

(St·hr ;!Ut! und Beifall t,,.i rt.~n °R"giPrttngs1)arteien.) 

Wenn wir also von diesem Gesichtspunkt aus die 
Sa1.;h1;; Ld1<1..:hl~n und fe::;tstellcn, daß wir mit den 
d e tachierkn Kammern das gleiche erreichen kün!len 
wie mii der Enic:htung eines Gerichts, das, wenn es 
einmal errichte~ ist, nicht mehr ausgesdu„ltet wird 
und da;; Land auf weiß Gott wie hin ge hinaus finan
:deH lK'b::te l. d;1n11 ist doc-h rla~ kleinere Cb..J ehf'r 7.ll 

wählen. El' ist daher zweckmäßig, auf die Regierungs
' 01 lagc LU!'ti•~k1. uknn1111+>n . 

G esch!eht d;"J;;, dann ~inrl rliP A t1«fiihnm~en. die der 
H err Koll~l!:f' Brune 7.ll df'r Dnirksache ITi734 gt'macht 
h nt. Obl't'hott. Wir haben .al:::o zunächst praktischerwc·ise 
übt:r diese Frag~ nh;ru~l.inimPn : wir<1 in JVl:iin" ein 
Sozialgerkht errkhtet o<ier n!c!>t 

Die überwiegende Mehrheit d ll:.'r CDtT i ;;t <ler Auf
fassung, daß es der Errichtun~ eines ;;0khe11 G erichts 
In Mainz nicht b('dRrf. 

(VPl'ei nzelter Beifall im HRU~C') 

Vizepräsident Wilms: 

Dali Wort hRt der Herr Abge0rctnc-te Stf'f,f'r von der 
Fraktion der FDP. 

Abg. 8ffger: 

Her r Prli~Mf'nt' Mf"lhf> n:HT\P'1 und Herren! Da;;. 
"."RF (!er Herr Kollf'ge Sctmff'r hirr vnn::etrQgen hat. 
ist im großen und g;mzen auch die An;;i<'ht der Frr·ien 
Demokrntischen P<1rti:-i Io:·h m<iC'ht' 11her n"ch auf fol
gende~ aufmerksam: im 8ozialroliti!<ffiPn Am:;;rnuß ii<t 
chmuds gesagt worden. <iaU das St17.ialmtni«terium von 
Anfang a u den Vorschla~ machen wollte. auch in 
Mainz ein Sozialgel'icht als Bezirksgericht ein zurichten. 
Man hat diesen Gedanken im Ausschu13 aurgel'iffen. 
Mit Rücksicht darauf, daß ein s:o großer Arbeitsüber
hang bestand , 

(Abg. Dauber: besteht!) 

hRhe icti mich d11ma1~ damit elnverst<md0n f'1·kfär t. in 
Mainz e in Sozia tgeri<'ht zu enlchten. Es ist auch 
.e:leichzeitig darauf aufmerk~am gemacht worden . daß 
c?!eses Gericht vielleicht anf die Dauer der Zeit nicht 
den nötigen A.rbe!t:<st0ff h;ihP. Tdi habe gesap;t , man 
müsse dann vorsehen, ~<ii:; r.Pr; c-ht wi~er au fwhebcn. 
Sie wis~en n~r ;mm - sowt.>it die DaM!"n und Herren 
im Sozh1lpolltlschen Ausschuß mitgewirkt ·haben -, 
d~ ß ge_gf>n die Regelung. zunächst ein Gericht einzt•
richten und es nachhei· wieder aufzuheben . i:<chwer
wie-gendf' R4>denken ange meldet wurden . Wir sind 
dann davon abgekommt-n. Ich k~nn mich hier noch
mals a uf d11s be7.iehen. w as der HE>rr K ollege Schulei· 
~csngt hat, und für die 1''raktion der Freien Dcmokra
tiscl1E'n Partei erklären, daß atwh w ir die Errichtung 
eines Bezirki::gcrichts in Mainz nicht wünschen, son
dern e ine Kammer, die hier in Mainz arbeitet, eben
sogut wie Kammern eingerichtet Wt!tden können vom 
Bezil'ksgct·ic:ht Kol.Jlenz aus, die nach Kreu?.nach und 
Birkenfeld gehen. 

(Abg. Dr. Boden: Seh1· rid1tig !) 

• 
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Wenn nicht mehr soviel Arbeit vorliegt, haben wir 
nichts mehr au!zuheben; die ganze Sache ist dann 
einfacher. Wir stellen uns also auf den Standpunkt, 
daß der Antrag II/733 - das ist nicht eine direkte Wie
dtt·herstellung der Regierungsvorlage, insbesondere 
was den zweiten Absatz anbelangt -, angenommen 
werden sollte. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Wllnu;: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Volkemel· von 
der Fraktion der SPD. 

Abg. Volkemer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Stel
lungnahmen, dle die Herrep. Kollegen Schuler und 
Steger hier vorgeh'agen haben, haben uns etwas frap
piert, um so mehr, als wir tatsächlich im Sozialpoliti
schen Ausschuß alle Gründe, die heute vorgetragen 
"Worden sind, eingehend überprüften. Wir waren der 
Auffassung, daß nach Aufarbeitung der Fälle - es sind 
etwa 4000, die in Mainz noch zu behandeln sind - über 
die Aufiösung des Gerichts, wozu wir das Recht haben, 
nochmals gesprochen werden sollte. 

Wenn nun, ohne daß es das Gesetz vorsieht, von 
detachierten Kammern gesprochen wird, so ist prak
tisch damit das gleiche zum Ausdruck gebracht. Die 
Kosten für eine detachierte Kammer in Mainz sind 
fast die gleichen wie für ein ordentliches Gericht. In 
Wegfall käme lediglich der Regierungsdirektor. Man 
hat die Absicht, eine Koppelung vorzunehmen, daß der 
Reglerungsdirektot· in Speyer die detachierte Kammer 
in Mainz, wie das bisher schon der Fall war, mitver
waltet. Kostenmäßig würde das also fast kaum etwas 
ausmachen. Wir sind im Interesse der großen Anzahl 
dt:r Berufungskläger dafür, daß möglichst rasch mit 
der Arbeit an den verschiedensten Orten, insbesondere 
aber in Mainz, begonnen wird. Es kann nicht mehr 
verantwortet werden, daß Tausende von Fällen seit 
1949 und aus früherer Zeit noch nicht entschieden sind. 
Sowohl der Kläger als auch der Fiskus sind an einer 
Rechtsklärung interessiert. Wlr sollten daher alles tun, 
um rasch durch unsere Arbeit die Klärung herbeizu
führen. 

Im Sozialpolitischen Ausschuß ist mit Recht gesagt 
worden, daß im urprünglichen Regierungsentwurf be
reits Mainz als Ort filr die Errichtung eines Sozialge
richts vorgesehen war. Die Gründe, weshalb Mainz im 
zweiten Entwur! dann nicht mehr erschien, sind uns 
nicq.t bekannt. Sie sind aber nicht ausschlaggebend, 
die Gründe, die für Mainz .sprechen, sind jedoch nach 
wie vor richtig und haben ihre Geltung. 

Wir hatten im Sozialpolitischen Ausschuß seitens un
serer Fraktion auch vorgetragen, daß von der Kosten
seite her Bedenken nicht bestehen können. Wir sind 
darübCl' orientiert, daß In Mainz durch die Landes
regierung ein größeres Gebäude zum Preis von etwa 
1,2 Million DM aufgekauft werden soll, und daß dieses 
Gebäude dann behel'bergen könnte: das Sozialgericht, 
das Landessoz.l.algerlcht, das Arbeitsgericht und das 
Landesarbeitsgericht, so daß die gesamte Arbeits- und 
Sozialgerichtsbarkeit sich in einem Gebäude konzen
frieren und sehr viel Leerlauf dadurch vermieden 
wilrde. Wäre ein neues Gebäude zu errichten, so 
müßte dafür - nacli unseren Berechnungen - der Be
trag von etwa 800 000 DM aufgewendet werden. Die 
Frage der Finanzen kann also keine Rolle spielen. Für 
uns kann nur entscheidend sein, schnellstens zu einem 
F.rgebnis zu kommen und zu helfen. Es geht hier nicht 
um Parteigrundsätze, auch nicht um Weltanschauungs-

111' , , •• ',„„1 ''"" ,r, 

fragen, sondern einzig und allein um die notleidenden 
Menschen, die schon lange auf eine Entscheidung war
ten. Die Rechtsunsichet"heit wollen wir dadurch behe
ben, indem wir rasd1 zu einer Entscheidung kommen, 
Dem Gedanken, ein Sozialgericht in Mainz zu errich
ten, darf und soll sich keine Fraktion v<>rschließen. 

Aus diesem Grunde haben wir die dringende Bitte, 
Mainz als Sitz eines Sozialgerichts zu benennen. Man 
kann nicht mit dem Ein wand kommen, daß das Landes
sozialgericht, das seinen Sitz in Mainz haben soll, f!lr 
Mainz schon von Bedeutung ist. Diese Angelegenheit 
darf man nicht mit der Errichtung eines Gerichtes 
I. Instanz, das dringend notwendig ist, koppeln. 

Ich bitte Sie also, dem Antrag des Sozialpolitischen 
Ausschusses, nach dem in Mainz ein Sozialgericht er
richtet wird, zuzustimmen. 

Vb:epräsldent Wilms: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hertel von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Herlel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich sehe 
mich veranlaßt, die Angaben des Herrn Kollegen ScllU
ler etwas kritisch unter <ilie Lupe zu nehmen. Er hat 
darauf hingewiesen, daß in Koblenz 15 000 Berufun.gen 
und in Speyer 13 000 Berufungen zur B<.•handlung vor
liegen. Ich dar! darauf aufmerksam machen, daß ge
raile der SPD-Antrag, der die Herausna•hme der Kreise 
Birkenfeld und Kreuznach vorsieht, zu einer Entlastung 
des Gerichtes in Koblenz führt und damit in noch 
stärkerem Maße die Errichtung eines Sozialgerichtes 
in Mainz rechtfertigt. 

Mein Vorredner hat bereits mit Recht darauf hinge
wiesen, um welchen Personenkreis es sich handelt. E~ 
besteht für uns zur Erhaltung des Vertrauens zum 
Staat und zur Gerechtigkeit alle Veranlassung, die 
Maßnahmen zu erg:reifen, die geeignet sind, die in vie
len Jaihren aufgestauten Berufungen endlich zur Ent
scheidung zu bringen. Das Vertrauerl wird nicht ge
stärkt, wenn die Einrichtungen so unzulänglich getrof
fen werden, daß an Stelle der jetzt ins Auge gefaßten 
3 oder 4 Jahre - wer vermag bei der Juristerei das 
im voraus abzuschätzen - unter Umständen 5 oder 6 
Jahre in Frage kommen. 

(Abg. Bögler: Sie werden es schon hinkriegen!) 

Es waren auch schon Prozesse auf drei Wochen vor
gesehen und haben nachher sieben Wochen gedauert. 
Warum sollte sich dies nicht auf ähnliche Beispiele 
wie die Sozialgericht:;barkeit übertragen. 

(Abg. Volkemer: Die Justiz würde skh ja selbst 
untreu in diesem Falle!) 

Der Herr Kollege Schuler hat die detachierten Kam
mern hier stark herausgestellt. Ein witziger Abgeord
neter hat sie in einem Ausschuß verglichen mit den 
"fliegenden Divisionen". Jf.r hat dat"auf hingewiesen -
und Z\•.rar mit Recht-, daß der Hilfe und Rat suchende 
Bürger bei einem ständigen Gericht die Möglichkeit 
haben muß; den von föm eingereichten Antrag mit je
manden zu besprechen, beispielsweise ob die Anlagen 
bei dem Antrag ausreichend sind. Ein sachkundiger 
Berater bei dem Gericht wird den Gesuchsteller darauf 
aufmerksam machen, daß dleses und jenes, was er 
viel!ieicht noch zu beschaffen im Auge hat, gar nicht 
n<ltwend!ig ~st. Dann wissen aber auch alle diejenigen, 
die schon Gelegenheit hatten, Nachprüfungen darüber 
durchzuführen, welche :Kosten bei den fliegenden Ge
richten entstehen, daß uns diese durchaus nicht ge-

\11 '' 
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!'~crikt werden und d ie Rechtsprechung, die von dieser 
$te ile und durd1 die~ Einrichtungen ausgeübt wird, 
umgdegt «Uf den einzelnen Fall, noch teuerer ist als bel 
eine m ständigen Gericht, das auch in ande rer Hin€icht 
wli<ie Vorzüge hat. 

Unsc-re Fraktlon 1ist überrascht - der Herr Bericht
(·r~ta tter König hat das zu m Ausdruck gebracht - , daß 
~cikns der Regierung die im Haushalt5- 1.md Fin-anz
nussdrnß gestellten Fragen b is heute noch nicht beant
worlt:'t s ind. S ie w urden dort als zur Beantwortung ge
eignet erkliirt. Die Landesregierung w1.1l'C!e durch d·le 
S tdlungnahme des AusF-chusses gt"'.vii::sermaßen - sa
i~cn w ii - gd>den - und nicht verpflichtet -. in die
!'er S a·cht> k!ärent\1 mitwwlrken. kh will d·!ese drei 
Frage n nochmals vortragen: 

1. D er Haushalts- und Finanzausschuß ersucht die 
Landesregierunl'(, zu dem Vorschlag des Abgeord
neten Die! Stellung zu ne hmen. 

2. D as Sozialmin isterium wird gebeten, die s achliche 
Seit~ des Vorschlags mi t den beteiligten Ver bänden 
Z'.! überprüfen. 

~. Das Finanzministerium wird gebeten, zur Kosten
frage Stellung r.u nehmen. 

Die Stellungnahme ·w den drei Vorschlägen soll 
dem Haushalts- und 1-'inanzausschuß schriftlich zu
ge leitet werden. 

Nachdem die Beratung des Gesetzes so weit fort
geschr itten ist, w ä re es sehr erwünsc..nt gewei>en. daß 
d ieser V (ll1 dem Haushalts- und Finanzausschuß ein
gen ommenen Stellungnahme inzwischen Rechnung ge
tragen worden wäre . 
Mein~ Damen und H et'!'en! Ich glaube, wir erweisen 

den hilfesuchenden Armen und Bedürftigen, die schon 
s o lange auf ihr Recht warten, ein Ent11:egenkommen, 
auf das sie Anspruch haben, indem wir in Mainz ein 
Sozialgfficht errichten und die Kreise Kreuznach und 
B irk enfeld dPrn~elbcn angliedern. 

(Bdfall bei der SPD.) 

Vizepräsident Wilms: 

Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Sie haben mir gestatt1'lt, in der 
Aussprnche den § 1 und den § 2 zusammen zu behan
de ln. Nach der G€schäftsordnung bin Ich aber ver
p fl ichtet, übet· jeden Paragraphen einzeln abzu
s timmen. 

Wir kommen zur Abstimm1.1ng. Als Grundlage dient 
dPr Antrag Drucksache II/733 des Haushalts- und Fi
m•nzaui-:schusses, der als WPitPstgeh•ml'.ler zu betrad\ten 
is t. Ich rufe auf den § 1 in der Fassung der Regierungs
vorlage. Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
will. den bitte ich um das Handzeichen! - Ich bitte die 
S chriftführer um Auszählung! - Die Gegenprobe! - Das 
war d ie überwiegende Mehrheit. Der Antrag ist an
gt'nommen. 

<Wide rs pruch im Hause.) 
- Doch. d ie CDU und FDP httben fast geschlossen dafür 
gc-slimmt.. Ich kann aber nochmals ausz!ihlen lassen. 

Noch einmal: Wer de m Antrag seine Zustimmung 
l;'cbcn will, den bitte ich um das Han<l?;eichen! - Ich 
la~~P auszählen! -

Dafür 47 Stimmen. - Die Gegenprobe! - 42 Stimmen. 
( Abg. Die!: Wo sollen die denn herkonunen, wo 
die SPD nur 38 Stimmen hat? - Abg. Hertel: Die 
CD U hat noch paar auf Lager! - Heiterkeit im 
Hau~e. - Abg. Schmidt: Sie haben sich nicht in 

Ihrer eigenen F'raktion umgesehen!) 
Stirnmenthiiltung: e ine. 

Ich rufe imf den § 2 : GerichtsbP7.irke - . Wer dem 
Antrag !Tf73~ 5t'ine 7.u~timmung gelwn will. den bitte 
ich um das HandzeichE>n! - Die G egcnprobe! - Das gleiche 
E1·gebni.~. Der Antrag ist 1mgenommen. Damit dürfte 
d~ „Anti'Rg n.1734 erledigt !\e in. 

§ 3: - Sitz und B"'~„ddmung di::s Landessozia lgerh.:hts -
unverändert gegenüber der Regierungsvorlage. Wfrd 
da1.tl d:.is W orl gcwü nscl!l '? - D as ist n idJ.t der Fa ll. 
kh lasse auch darüber abs t immPn . WPr :;eine Zu stim
mtu1g geben will, den bitte ich um das Handzeichen! -
Die C ci;enprobe! - Bei drei Sfünmenthaltungen ang~

m•mmen. 

Ich rufe auf den § 4 n ach der Drucksache II/729: 
- Amtsbc;i:C"lthrnmg d er B1:rufsrtd1t~· 1· -. Hier ist eine w e 
sentliche Andcrung in der VorlAge des A11s<>d1us~..., für 
Sozialpahtik und Fragen d er Ve r t r iebenen. Ich s telle 
diesen Punkt :mr An!:s pr«1ml'. Wird das Wort dazu ge-
1.11rüni>dLt'! - Wenn das n icht der Fall is t, komme ich z1.1 r 
Abs timmung. Wer dem § 4 seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen! 

(Zurut bei der CDU: In welch~r Fassung?) 

- In der Fassung der Drucksache II!729. Wer also zu
stimmt, den bitte k h um das H '!nd?PkhPn ! - Die Gegen
prol:lt' ! - Stimmenthaltu ng? - B ei einer Stimmenthal
tung angenommen . 

§ 5 nach der Druooache 11!'129: - Stellvertretende G e
l'ich;svorsitzcnde -. Diese r P a ragraph wurde unveränder t 
übernommen vom Ausschuß für Sozialpolitik und ab
geändert du1·d1 den Rt!chts - und Ge:;chäftsordnungs
aussi.:huß. Wer dieser Abänderung des lledlts- und 
Geschtiftso1·dnungsausschusses seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen! - Die Gegen
probe! - StimmenthaltWlgen! -

Ich s t to>lle die einstimmige Annahme fc.st. 

Ich rufe auf den § 6. bet re ff„nd <lie Kammern u nd 
Senate · auf Zelt, der vom Rechts- und Ges<'häf tsord
nungsau s..-;chuß wieder Hbgd4n<l<:>r t wurde. We r diese1· 
Fas~ung seine Zm~timrnun~ p;cbe n will, den bitte id1 um, 
das Handzeichen! - Die Gegenprobe! - Enthaltungen! -

Ich stelle auch hier ein stimmige Annahme fest. 

lcll i·uI.e auf den § 7: Ernennung der Ber ufsrk hle t'. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Bode n. 

Abg. Dr. Boden: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Frak
tionen der CDU und der FDP h;~.bcn in der Dntck 
sache Il/754 einen Änderungsantrag zu§ 7 des Gesetzes 
eingcbracl1t, der dahin geht: 

„Der Landtag wolle b eschließen: 

§ i t>rhiilt. folgende Fa~sung: 

§ i 

Ernennung der Berufsrichter 

Die Berufsrichter de i:- Se>:>:i a\gerkhte und de~ Lan
dessozialgerkhts werden nach den für die Ernen
nung der Richter gell.-n<len Vorschriften ernannt. 
Die VOl'«<'hrl rten des § 11 des Soziali;erichtsgi>~etzes 
!.>leiben unberührt. 0()m Just izministPr ist Gelegen
heit zur Stellungn'.lhme zu geben." 

ME'lne DamE'n und Herren! Ich b itte das Hohe Haus 
um "Annahme diesPs Anderungsant.~gt>". Dadurch 
"'.'ilrde s ich der Antrag I!/727 der Fraktion der FDP e r
ledigen. 
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Vlscprllsldent · Wllms: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Steger von der 
FDP. 

Abg. Sterer: 

Meine Damen und Herren! Der Antrag II/727 der 
FDP wird 'zurückgezogen, weil der neue Antrag II/754 
der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP es 
sicherstellt, daß der Justizminister Gelegenheit zur 
Stellungnahme hat. 

Wir hatten diesen Antrag II/727 eingebracht, weil 
wir nach unserer Auffassung gar nichi genug Garan
tlen dafür haben können, daß wirklich tüchtige, sach
kundige R!c.li.ter an d!esen C~!chten tätig s!nd. Es ist 
mö2llch, daß der 'Oberhang an Berufungsfällen darauf 
zurückzuführen ist, daß diesen Gerichten bisher nicht 
das genügende Vertrauen entgegengebracht wurde. Wir 
hoffen, daß diooes Vertrauen wächst, wenn wirklich 
sachkundige Beru!srichter an diesen Gerichten ihres 
Amtes walten. Das war der Grund für unsere Forde
rung, die Mitwirkung des Justizrninistt!riums sicherzu
stellen. 

Vl:ieprllsldent Wllms: 

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die Aussprache 
über die Änderung des§ 7. Ich bitte um Worbneldun
gen. Der Herr Abgeordnete Hertel von der SPD hat 
das Wort. 

Abg. Hertel: 

Ich darf vom Platz aus sprechen. Wenn der Herr 
Kollege Steger das Bedürfnis hatte, dfe Vertrauens
frage au!zuwer!en, dann sind wir der Meinung, daß 
hoffentlich die dort ihr Recht Sucltenden in Zukunft 
zu den Sozialgerlchten noch Vertrauen haben, trotz -
dem die Jus tiz mitwirkt. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Vlzt>prl!!ldent Wilms: 

Meine Damen und Herren! Nachdem keine weiteren 
Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur Abstim
mung. Ich rufe auf den § 7 in der Fassung der Druck
sache II/754. Wer diesem Antrag seine Zustimmung 
geben wlll, den bitte ich um das Handzeichen! - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - Der Antrag ist mit 
Mehrheit angenommen. 

Ich ruk auf den § B - Geschäfte der allgemeinen 
Dienstaufsicht und Verwaltung -, der unverändert der 
Regierungsvorlage entspricht. Wer diesem Paragra
phen se!.ne Zustimmung geben will, den bittie ich um 
das Handzeichen! - Die Gegenprobe! - Stim.menthal
tunig! - Ich dar! einsbimmige Annahme feststellen. 

§ 9 - Übernahme <!er Direkt.oNm und Mitglieder der 
Oberversicherungsämter - , unverändert bis au! eine 
Änderung des Rechts- und Geschä!tso1'Cim.mgsausschus
ses in Absatz 2. Liegen Wortmeldungen vor? Wenn 
nicht, dann komme ich zur Abstimmung. Wer diesem 
§ 9 seine Zustimmung geben will, und zwar mit der 
Abänderun·g, die ich bezeichnet ha:be, den· bitte ich 
um das Ha.ndzeiclten! - Die Gegenprobe! - Stimment
haltung! - E instimmige Annahme. 

§ 10: Der Rechts- und Geschäftsordnungsausschuß 
hat hier. eine Änderung vorgenommen, die 1Wor1le 
„Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung in 
Kraft" sind weege!allen. Im übdgen ist dieser Para
graph unverändert geblieben. Wünscht jemand das 
Wort hierzu? Wenn nicht, komme ich zur Abstimmung. 

-·--'.·-·-- ·--·--· ···....! ··-· · • I• •• __ „ ,\ .J'.' ' P. ' " ·' „„ ... . 

Wer diesem Paragraphen mit der Abänderung des 
Rechts- und Geschäftsordnungsausschusses sein.e Zu
stimmung geben will, den bitte ich um das Handzei-

. chen! - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! ..: Ich darf 
einstimmige Annahme feststellen. 

Der § 11 wurde abgeändert vom Rechts- und Ge-
&chä!tsord!nungsausschuß, und zwar wurde das ·Wort 
„berührt" ersetzt durch „beeinträchtigt". Bestehen hier
gegen Bedenken und liegen Wor~eldungen vor? 
Wenn nicht komme ich zur Abstimmung. Wer diesem 

· § 11 mit d~r Abänderung des Rechts- und Geschä!t~
ordnungsausschusses seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich um das Handzeichen.! - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltung! - Einstimmige Annahme. 

§ 12: Hier liegt eine Änderung des Ausschusses für 
Sozialpolitik und Fragen def' Vertriebenen vor. Liegen 
Wortmeldungen vor? Das ist nicht der Fall. Wer die
sem § 12 mit der Abänderung des Ausschusses für So
zialpolitik und Fragen der Vertriebenen geben will. 
den bitte ich um das Handzeichen! - Dt.e Gegenprobe! -
Stimmenthaltung! - Einstimmige Annahme. 

Ich rufe auf den § 13" - Haushaltsvorschrüten - mit 
der Änderung des Ausschusses für Sozialpolitik und 
Fragen der Vertriebenen:. Wer diesem § 13 in der ver
änderten Fassung seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich um das Handzeichen! - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltung! - Ich darf einstimmige Annahme 
feststellen. 

§ 14 - Durchführungsbestimmungen - ist unverändert 
übernommen. Wer diesem § 14 seine Zustimmung 
geben will, den bitte ic:h um das Handzeichen! - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - Einstimmige An
nahme. 

Der § 15· - Inkra.fttreten - ist auch unverändert über
nommen. Wer auch diesem Paragraphen seine Zu
stimmung geben will, den bitte iclt um das Handzei
chen! - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - Eben
falls einstimmige Annahme. 

Vor crer Schlußabstimmung hat der Herr Abgeord
nete Hertel von der SPD das Wort. 

Abg. Hertel: 

Hen· Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn 
die SPD-Fraktion in der Schlußabstimmung d i!m Ge
setz im ganzen ihre Zustimmung gibt, so entbindet 
sie das nicht von der Verpflichtung, hie r nochmals zu 
erklären, daß wir überaus bedauern, daß der Antrag 
au! Errichtung eines Sozialgerichtes in Mainz von 
Ihnen nicht verständnisvoller aufgenommen wurde. 
Wir sind <lavon überzeugt, daß das Fe hlen dieses Ge
richtes auch in den weiten Kreisen der recht~uchen.den, 
hilfsbedürftigen Menschen außerordentlich bedauert 
werden wird. 

{Beif.e.:11 bei <ler SPD.) 

Vh.eprisident Wilms: 

Herr Ministerpräsident Altmeier hat das Wort. 

Mlnlsterprisident Altmeier: 

Meine Damen und Herren ! Ich dar! dem Hohen 
Hause dafür danken, daß bei der Abstimmung im we
sentlichen - insbesondere, was die Punkte 1 und 2 an
b etrifft - der Vorlage der Regierung entspt-ochi:n wurde. 

Ich möchte gegenüber den Ausführungen des Herrn 
Kollegen Hertel die Versicherung abgeben, daß die 
Landesregierung davon überzeugt ist, nach der jetzi
gen Fassung die Interessen der hier in Frage stehenden 
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Versorgungsbcreehliglen so zu wahren, wie sie es ver
langen können. 

(Abg. Die!: Sehr richtig!) 

Ich darf W<'iter versichern, meine Damen und Hei·
dgcnen K;m11ne1· in Mainz Nachteile zu Lasten der Bt;?
troffenen eintt"eten. 

(Beifall bei den flpg)Prungsparteien.) 

kh da:·~ weiter versichern, meine Damen und Her
ren, daß die Landesregierung nach Ver~rn:miedung 
dieses Gesetzes durch die Einrichtung detachierter 
Kammern dafür Sol'ge tragen wird, daß Nachteile nicht 
eintreten, und ich bin iloer-r.€11gt davon, daß der wei
tere Verlauf der A•J~wirk11ngen des Gesetzes mir redit 
gel.Jen wi1·d. 

(Bt·avo-Rufe und Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident WiJms: 

Meine Damen und Hene-n! Wir kommen 7.Ur Schluß
abstimmung der zweiten Beratung. Ich rnfo auf das 
Ge::;el!. iilwr <iiP f<~nir'htun,E( von .Sozialgerichten und 
eim's LandeJ"sozialgerichtes, Emleitung und Überschrift, 
.sowie die §§ 1, 2, a, 4, 5, 6, 7. 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14 und 
15 mit den Änd..,rungen dl:'~ Aus;;d1us..·<1:•:< fü1.' Sozial
politik un<l Fragen der Vertriebenen, des Hechts- und 
Gc5chiil't~ordnungsmt~~diusses Wld des Haushalts- und 
I:''in'1n:;:;.i_usschu~'""~. Wer diesem Gesetz in dieser Vor
lage seine Zustimmung geben will, den bitte ich um 
da;; Handzeid1en' - Die Gegenprobe! - Stimmenthal
tung: - Ich darf die einstimmige Annahme feststellen. 

lVT•,itw Damen und Herren, wir treten gleich in die 
dri1 tc' B0ratung ein. Ich rufe auf Landesgesetz übet· die 
Erricht11ng von S07i;;lgeriditen und eines Landessozial
ge1· icb t ~, Einleitung und Überi;ctiriCt, die §§ l bis 15. 
Liegen Wnrtnwldungen v or·! - Das Wort hat Herr 
Mini5terialdir<>ktoi· .Junglas. 

Mini„terialdirektor Jungla.s: 

Hen· Präsident! Meine Damen und Herren! Nur ein 
\\'ol'l: Es ist vorhin durch den Herrn Abgeordneten 
Steger zum Ausdruck gebracht worden, als ob mög-
1 ic+tPrweiS{' die starken überhänge in den Berufungs
fällen auf ein mangelndes Vertrauen in die bisherigen 
Kammern zurückzuführen sei. Ich muß der Gerechtig
keit halbP.r und auch. um den Kammern gerecht zu 
werden, erklären, daß das nichl der Fall ist. Die bis
herigen Kammern haben ihre volle und gute Arbeit 
geleistet, und wir dürfen hier nkhl den Eindruck ent
stehen Jiu;sen, als ob die Kammern und deren Vor
s ; t„„nr1„ in ihrPr Arbeit nicht voll gewürdigt worden 
seien. Die TRtsache der überhänge in den vielen Be
rufungsfällen - die mit 32 000 aus der Versorgungs
venvaltung kommen -, rührt in der Mehrheit daher, 
d aß das Versorgungsgesetz mehrfach geändert worden 
i~t. Durch diese Änderungen im Versorgungsgesetz s ind 
dies e Berufungsfälle sehr schnell hintereinander kom
menrl aufgetreten, so daß wir mit der Bildung der 
Kammern so schnell nicht na<'hlrnmmen konnten. Wir 
haben heute 32 Kammer n. Das ist an sich für um1er 
Land sehr viel, aber sie bestehen noch nicht :;o lange, 
als daß sie in der Lage gewesen sein konnten, die 
At·beit testios durchzuführen. 

Ich wollte das feststellen, damit nicht etwa der Ein
d'ruck erweckt wird, als ob die Tatsache des Über
hanges der vielen Berufungsfälle auf eine schlechte 
oder nicht vertrauensvolle Arbeit der Kammern zu
rückzuführen sei. 

(Beifall im Hause.) 

Vizepräsident Wilms: 

Herr Abgc.nrdn<'tf'r Schmidt von der SPD hat das 
Wort. 

Al.Jg. Schmidt: 

Herr Pl'äi;identl Meine Damen und Herren! Mein 
Kolkgc Hcrtcl hat vorhin an die Landesregierung die 
Bitte gl.!1·ii.~.hh'l, doch heute w„nigsti:>m; die drei Fragen 
beantworten zu wollen, die de!· Haushalts- und Finanz
ausschuß zu der hier anstehenden Cfesct7esvot'!Hge for
muliert hatte. Wir sind seinerzeit im Haushalts- und 
Finanzausschuß 7.U diesen Fragen ~ekommen, weil ein 
Mitglied des Haushnlt1'- und Finanzausschusses, der 
Herr Köllege D!el, einen Kompromißvorschlag machte. 
In diesem Kompromißvor~chlag regte der Herr Kol
lege Dicl an, daß man unter Umständen der Erl'iC'h
tung de1; So:t.ialg(,'rid1tes in Mainz zustimmen kiinne. 
wenn sld1 <lie Md11'lwil des Lanrih1~« damit emver
stimden erklät·en würde. das Landessozialgericht nach 
Koblenz zu vet'legen. 

lch erwähne diesen Vorgang, weil lch annehme, daß 
der Herr Kollege Die! zu seinem Vorschlag nk'ht nur 
gekommen ist aus der Erwägung heraus, der Stadt 
Koblenz eine neue Behörde :r.u schaffen, sondern daß 
er bta i>einen Vorswliungen auch Ht etwa vot1 dem 
Facll~i':lrf, den eP erkannt hat, getra~en war. 

(.Abg, Diel: Das i,:t eln Trrt11m; das ist. eine Dar
stelhmg. die gar nich~ ~ll1 m<ifelich ist. Herr 

Konege. Tch h::iheo es eingPh<:>nrl erliiut»rn) 

- H,~rr Kollege Die!, ich habe geglaubt, das, was ich 
hier gi.;:;u<!,l habe, in Ihrem Inh:re~~e sagen zu müssen. 

(Schallende Heiterkeit des Hauses. - Abg. Diel: 
Ich bed.inke mich, war abt>r nicht notwendig!) 

Icli kann doch nicht annehmen, H et'I' K01legP Di<>l. 
daß ~t Ihren Vor~chliig<:>n. die seinel'Z<"it im FinR111.
ausschuß :mi:g!cbig erörtert wurden . ander<> M.otivP r1l~ 
r,ur rein sachlicl1~ ge,5.-he•t w~1·Pn. 

(Abg. Bögler: Sehr gut!) 

Denn wenn Sie nur den Vorschlag gemacht haben, 
uia Kobitm.<. eine weitere Behönll' z11 schafien, wenn 
wir al:i .Mitglic·dcr des Haushalts- und Finanzaus
schusses diesen Eindruck. gehabt hätten, dann hätten 
\ •:ir vcrmutfa·h Ihren Vorschlag gar nicht ernsthaft 
dbkutiert. Ich erinnere an diesen Vorgang, weii ich 
glaube, daß die .!:'rage del> Sozüdgerichtssitzcs in Mainz 
jetzt vor de1· dritten Lesung nbch einmal zul' Erwägung 
gestellt wcrdt!n ~ulltc, wtd zwar - das sage ich immer 
wieder, Hen Kcillegc Diel - aus den gleichen Motiven 
heräus, die Sie zu der Formuhe-rung des Vergleichs
vorschlages bestin1mt haben. 

Ich bitte also audl die Landesregierung - ausgehend 
von der durch ein Mlt!!,lled der Koalitionsparteien vor
getragenen Anregung und der daraufhin zustande ge
kommenen Besdilußfassung -, die Frage des Haus
halts- und l'' inanzausschu.sses nicht einfach ad acta zu 
legen, s ondern hit:!r::.:u Stellung zu nehmen. 

('Rf•ifnll bei <fp.r SPD.) 

''izeprllsldent WHms: 

Der Herr Ministerpräs ident Altmeier hat das Wort. 

Minlsterprä!ddent AUmeler: 

Meine Damen und Herren! Ich bin über die Aus 
iührungen des Herrn Kollegen Schmidt eigentlich sehr 
verwundert. W.ieso, meine Damen und Herren, darf 
der Hen: Abgeo1·dnete Diel keinen Antrag stellen? 

(Abg. Schmidt: Doch!) 

• 
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Und warum muß in jedem Fall, wenn ein Antrag 
gestellt wird, nun die Regierung im Ausschuß ~azu 
Stellung nehmen? Ich glaube, es ist doch das gute 
Recht des - -

(Abg. Schmidt: Der Ausschuß hat die Frage 
gestellt!) 

- Ich glaube, wir haben durcll den weiteren Verlauf 
der Beratungen Uber das Gesetz und durch unsere Ein
stellung bei den Verhandlungen eigentlich die Antwort 
schon darauf gegeben, nämlich die Antwort, daß die 
Landesregierung nicht wünscht, daß das Landessozial
gericht nach Koblenz kommen soll, weil wir eine An
zahl von Gründen erkannt haben, die es nach unserer 
Auffassung sachlich notwendig machen, dqs Landes
so:daigerkht entsprechend der Vorlage der Landes
regierung auch hier in Ma:inz zu etablieren. 

(Abg. Diel: Die von dem Antragsteller anerkannt 
·wurden, und damit ist der Fall erledigt!) 

Ich bin d~shalb verwundert, daß Sie über einen der 
vielen Anträge, die im Laufe der Beratungen über die
ses Gesetz gestellt wurden, hier diese Ausführungen 
gemacht haben. Ich bestätige aber nodl einmal gern, 
daß die Landesregierung der Anregung, das Landes
sozialgericht nach Koblenz zu legen, aus guten Grün
den nicht ge!Olgt ist und daß sie das auch nach meiner 
Meinung bei den verschiedenen Besprechungen zum 
Ausdruck gebracht hat. 

Wenn ich das hier als Koblenzer Bürger sage, dann 
kommf. jetzt hoffentlich niemand aus Koblenz und 
schlägt mit wieder einen auf den Hut, 

(Heiterkeit im Hause.) 

sondern ist davon überzeugt, daß ich mich dabei von 
rein sachlichen Gesichtspunkten leiten ließ. Bevor wir 
mit unscret· Vorlage gekommen, sind, hatten wir im 
übr igen ja auch· von uns aus festzustellen, Herr Kol
lege Schmidt, wo nun ohne neue große Aufwendungen 
eine solche Einrichtung am besten geschaffen wird. 
Dabei hat sich herausgestellt, daß das in Koblenz nicht 
geht. Au! der anderen Seite haben wir ja auch noch 
große Schwierigkeiten zu überwinden, um nun nach 
der Annahme dieses Gesetzes das Landessozialgericht 
möglichst bald hier in Mainz zu etablieren. Ich glaube, 
es wird auch das nicht gehen, ohne daß eine vorüber
gehende Notlösung gesucht wird. Jedenfalls sind wir 
ja erst jet:it, nachdem d<as Gesetz angenonunen ist, in. 
der Lage, uns mit dieser Frage zu beschäffligen. 

Im übrigen, meine Damen und Herren, hat der Herr 
Kollege Schmidt gesagt, daß jetzt bei der dritten Le
sung die Frage der Sitze der Sozialgerichte noch ein
mal erörtert werden soll. Seien Sie doch bitte davon 
überzeugt, daß die Regierung bei ihrem Vorsdllag für 
den Sitz der Sozialgerichte in Koblenz, Speyer und 
Trier von durchaus sachlichen Gesichtspunkten geleitet 
wurde. Wir werden nicht zugeben, daß der Gang der 
Verhandlungen irgendwie gestört wird. Wir fühlen uns 
auch verpfiichtet, filr eine Erledigung der vielen Fälle 
hier in Rheinhessen Sorge zu tragen. Wir sind über
zeugt, daß die Einrichtung der detachierten Kammern 
dasselbe erreichen wird, was auch nur mit Menschen
kraft z1,1 erreichen wäre, wenn man ein eigenes Gericht 
schaffen würde. Wir sehen aber, meine Damen und 
Herren, in dieser Art der gesetzlichen Regelung die 
Möglichkeit einer zu einem späteren Zeitpunkt etwa 
notwendig werdenden Anpassung an veränder te Um
stände ohne lange gesetzliche Verhandlungen. Ich 
brauche hier vor diesem Hohen Hause nicht auf die 
Schwierigkeiten hinzuweisen, die immer wieder in der 
Of!entlicnkeit au!treten, wenn eine einmal vorhandene 
Behörde aufgehoben werden soll. Wir sehen auf der 

,:. · ..... 

einen Seite die Möglichkeit der Leistung der notwen
digen Arbeit durch die detachierten Kamme rn; au! der 
anderen Seite aber auch die Möglichkeit, die Anzahl 
dieser Kammern dann zu verringern - das heißt Ko
sten zu sparen - , wenn sich hoffentlich bald heraus
stellt, daß wir durch die Errichtung der Sozialgerichte 
die leider so zahlreichen rückständigen Fälle aufgear
beitet haben und dann zu einer Verkleinerung der Ver
waltung konunen können. 

Meine Damen und Herren! Es wird immer w ieder 
an die Regierung das Verlangen nach der Verwal
tungsverein!achung au! allen Gebieten gerichtet. Ma
chen Sie uns also bitte keine Von„'Ürfe, wenn die 
Landesregierung versucht, bei der Einrichtung neuer 
Behöt·den diesen Gesichtspunkt zu berücksich tigen . 
Wenn ·immer wieder nach einer Vereinfachung ge
schrien wird, dann muß man auch Verständnis dafür 
haben, wenn wir versuchen, einerseits den Sozial
schwadlen und Sozialversicherten ihr Recht in weit
gehendem Maße zuteil werden zu lassen, und wir an
dererseits doch den Weg gehen, der schließlich zu einer 
solchen Verwaltungsvereinfachung führt. 

Ich darf Sie daher bitten, meine Damen und Herren, 
auch in der dritten Lesung der jetzt in der zweiten 
Lesung erarbeiteten Form zuzustimmen. 

(Beifall bei den Regierungspar teien.) 

Vizeprasl~ent Wilms: 

Meine Damen und Herren! Wir waren bereits in der 
Abstimmung. Ich habe nur dem Herrn Ministerpräsi
denten - -

(Lebhafter Widerspruch im Hause.) 

- Ich möchte !ragen, da wieder eine Wortmeldung vor
liegt, wird eine Aussprache gewünscht 'j -

(Unruhe und mehrere Zurufe: Wir sind mitten 
drin! - Anhaltender Widerspruch.) 

- Wir sind mitten drin. Ich lasse über den Antrag ab
s limmen. Wird eine Aussprache gewünsdlt? -

(Widerspruch bei der SPD.- Abg. Bögler: Das 
gibt es ja gar nicht! - Anhaltende Unruhe. -

Abg. Schmidt: Zur Geschäftsordnung!) 

- Zur Geschäftsordnung der Herr Abgeordnete Bögler. 

Abg. Bögler: 

Entschuldigen Sie, Herr Kollege, daß idl Sie berich
tigen muß. Sie haben die dritte Lesung eröf!net und 
damit die Aussprache. Solange die Aussprache nicht 
geschlossen ist, haben Sie jeder Wortmeldung zu ge
nügen! 

Vheprlsident Wllms: 

Herr Kollege Bögler! Ich darf Sie berichtigen. Ich 
habe die Frage an das Hohe Haus geridltet: Liegen 

· Wortmeldungen vor? - Darauf hat sich der Herr Mi
nisterpräsident gemeldet. 

(Abg. Schmidt : Sind Wortmeldun,gen e rfolgt?) 

Aber bitte, der Herr Abgeordnete Schmidt hat nun 
das Wort. 

Abg. Schmidt: 

Ich darf vom Platz aus sprechen. Icll wollte nur fest
stellen, Herr Ministerpräsident, daß ich Ihnen tür d.Je 
Stellungnahme der Regierung zu der Frage des Lan
dessozialgerichtes danke. Ich hielt aus dem gf4tebenen 
Vorgang die Stellungnahme der Regierung für erfor
derlich. 

, , 'I "Jt•! j 
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\ ' izepräside nt Willns: 

L ieeen weitere Wortm4>l<:hmgen vor? - Hier is t nichts 
vermerkt. Ich schließe die Aussprache. W1r kommen 
zur Al>„linimung. 

(Heite rkeit bei der SPD.) 

Ich rufP. ;iuf die Dnwksache II'729 - Landesg~;:<:-tz 

llber die Errichtung von Sozialgeriehten und e ines 
Lvndessozialgerichtes, Einleitung und Obe~l'hri ft, §§ 1 
bis 15. - Wer diesem ~setzentwm·f 1.m:timmen wUl, 
den bitte ich, sich vom Platz zu ei-heben! - Ich danke 
Ihnen. Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - lch 
darf die einstimmige Annahme feststellen. 

{Beifall im Hause.) 

Wir kommen zum Punkt 4 der Tagesordnung: 

ßerkhterstat.tung des R('rhts- und Geschiftsord
nungs- sowie des Kulturpolftisrhen Aussrhnsses 
zum Entsel11ieß11ngsantrag der Fraktion der SPD 
zum Einzelplan 09 - Mlmsterium für Unterricht 
und Kultus - betr. Institut für Europii.l!ii<'he Ge-

sehithte 

-Dr ucks ache IIl568!7l6 -

Berichterstatter det· Herr Abgeordnete Dr. Chrl
i:toffel. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. ChrJstoffel: 

He1-r Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
R(>chti;- und Geschäftsordnungsausschuß hat s ich am 
2&. Oktober 1953 mtt dem Entschließungsantrag der 
F'raktion der SPD, das Institut für Europäische Ge
sdtidtle betreffend, beschäftigt, Er hatte über die Frage 
zu befinden, ob der Entschließungsantrag in d1cscr 
~·orm der Drucksache II/568 gesettlich zulässig sel. 
Der Au;;:;chuß ist zu folgender Feststellung gekommen. 
Das Institut für Europäi!'che Geschichte ist im Jahre 
1951 auf Gnmd der I nitiat ive der Besatzungsbehörde 
gcgl"i.indet worden <ils S tiftung nach § 80 des Rür gcr 
liche-n Gesetzbuches. Das Kabinett hat diese Stiftung 
des bürgerlichen Recht s und die Satzung der Stiftung 
genehmigt. Damit aber besteht nicht mehr die Mög
li<:hkeit, daß der Landtag in diese Stiftung eingreift. 
Infolgedessen hat de r Recht~- und Geschä"ts„rdnungs
ausschuß festgestellt, daU de~ Entschließtmg~antr"'lg In 
dt•r Fass ung von Dnic-ksäche !I1,><;g nid1t zulässig Ist. 

F:r hat diel"en Antrag daraufhin umgevrnndelt in eine 
E!llpfehlung an die Landesref;:enmg, a u( d as Institut 
für Europäische ~schichte e inzuwirken, daß der Ver
v\ altungsrat - nicht Kuratorium, wie hier steht - des 
Institu ts füt· Eurupiii.':!che ~sch1e;11te in ver~chiedenen 
Punkten abgeändert und damit die Satzung 11n die 
veränderten Verhältnisse angepaßt wird. Die Verhält
nisse haben s ich insofern geändert , al:; <fl'li< ln~titut 
seit einiget• Zt:it nid1t ·nehr bezusc~tiuJt wh'd von der 
Besatzungs bE:-hi.irde, sondern im vorigen Etat erstrm1lig 
einen Zus1..:huß durch die L:mdesregierung emp fan gen 
lu1t, u nd zweitens, d aß inzwischen auch eine ~!'ell
~ch;i ft der Freunde und Förderer des ln~tituts für Eu
wpäische Geschichte ins Leben gerufen v11orden ist, 
d ie mithelfen soll an d er Aufbringung d e r Mitte l . 

(Abg. S chmidt : Zahlen die?) 

Soweit de r Bericht des Rechts- und Gesdläftsord
nungsausschus~es. 

Sodann hat sich der Kulturpolitische Ausschu ß mit 
dem Antrag des Rechts- und G e!':chäftsordnungsaus
~<'htl!'!'~S - Drucksache II/716 - beschäftigt; er hat sidl 
l.>e:.::üglich der Rechtsfragen auf den gleichen Stand
punkt gestellt wie der Rechts- und Geschäftsordnungs-

au sschuß, chtß es si<'h nämlich nur 11m E>ine Empfeh
lung an die Landesregierung zwecks Einwirkung auf 
das Iru;titut, nicht abl!r um eine bindende Anweisung 
handeln kat;m. Der Kulturpolitische Ausschuß bejaht 
die Aur~ahi.n, d i<' sid1 das Institut für Europäische~
schidlte gel':tellt. hat. d ie darin liegen, d aß die euro
pä ische Geschichte in ihrer Forschung und Darstellung 
auf eine objektive Grnndlage gestellt werden soll, da
m.it d ie früht't' hier zutage1'elrele11en falschen Aut
iassw1..ren oder Darsidlungen, hervorgegangen aus 
einer einseitigen und voreingenommenen 11atiunalisti
schen Gesinnung, beseitigt wet·den sollen. 

Die Al'beit des In~tituts soll dem europäischen Ge
danken, der europiiischen Verständigung di.enen, Der 
Kulturpolitische Ausschuß hat auch die Empfehlungen 
zwecks Änderung des Statuts des Instltuts gutgehei
ßen, in~bcsundere die Empfehlung, daß das Land, das 
dem Institut einen Zuschuß gewährt hat, stärker im 
Verwaltungsrnt berücksichtigt werden soll ; des wei
tet·en, daß auch die G esellschaft der Freunde und För
derer des In~tituls, von der man eine wesentliche pe
kuniäre Unterstütwng für das Institut erwartet, ge
gebenenfalls im Verwaltung:;rnt vertrett>n «ein soll. 
Ferner sollen d ie beiden Direktoren de r a llgemP.in 
geschichtlichen und der religionsgcschichtlichen Abte:
lung d~ Instituts nicht mehr als s timmberechtigte Mit
glieder des Verwaltungsrates - wie es im Statut fest
gelegt ist - , sondern nur noch m it !)(>ratender Stimme 
im Verwaltung~rat Vt't'ln•ten sein. 

Im Namen des RE'<'hts1111<:o::m11 ~~es und des Kultur
politischen Aussctmsses bitte ich das H ohe Haus, den 
d::irgelegten Auffassungen beziehungsweise Empfeh
lungen beider Ausschüsse zuzu!':timmf'n. 

(Beifall bei den Reg ierungsparteien.) 

\'lzepräsldcnt Wilms~ 

Der Herr Abgeordnete Schmidt von der SPD h at das 
Wort. 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Mdne Damen u nd Herren! Icll habe 
Versdlndnl~ dafür, daß in F1·agen, die sich mit diesem 
Institut für Europäische Geschichte beschäftigen, e ine 
b esonders vornehme und abgewogene Sprache gepflegt 
wird, aber ich habP. kein V erständnis dafür , daß es in 
diesem Antrag heißt: Die Landesregierung wird ge
beten, darauf hinzuwirken. - Icll glaube, das ist eine 
!al:;che Beurteilung der Rolle, in de r sich der L andtag 
in diesem Falle befindet. Ich bitte, die Worte „wird 
gebeten." in „wird ersucht" umzuändern . 

Vi2epri.sident WHms: 

Es i~t vorg1>schlagen worden, fol gende Änderung vo1·
Zttt'IC'hm„n : Die LandeHegierung wird ersucht. - Be
stehen gegen diese Änderung irgend•.vekhe Bedenken? 
- '11/C'nn nlcht , dann ist so beschlossen. 

(Abg. Dicl: lch habe Bedenken wegen de r 
maugdnden Hötlichkeit!) 

L iegen weiter!'! Wortmeldungen zu oem Antrag vor? 

(7.uru f: Kuratorium !) 

- Es wird gesagt: Kuratorium. Nach Beratun~ im K u l
turpolitischen Ausschuß soll rl:.:s Wort geä ndert wer
den. L iegt dazu ein Antrag vot"! 

(Abg. Dr. Chrü1toffe l : lch h<'tbe ctoch <'tl~ RPricht
erstatter dargelegt, daß ctiei:ies G rem ium tatsäd1-
lich „Verwaltungsrat" und nicht „Kuratorium" 

heißt!) 

• 
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- Stellen Sie den Antrag, daß es geändert wird? 

(Abg. Dr. Cht'isto!!el: Ja!) 

- Dann wäre das Wort „Verwaltungsrat" an Stelle von 
„Kuratorium'" zu nehmen. 

(Abg. Dr. Boden: Das steht doch drin!) 

Der Hcl'l' Minister Dr. Finck. hat das Wort. 

(Minister Dr. Finde: Ich ver:i:ichte!) 

- Der Herr Minister verzichtet auf das Wort. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Markscheffel von der SPD. 

Abg. Markscbeffel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nachdem 
hier in bezug auf die Fo1·mulierun~ des Antrages eine 
Änderung !m Sinne einer besseren Auslegung des Be
grlf!es „ersucht", „verpfüchtet" oder „gebeten" vot'
genommen werden soll, 

(Abg. Diel: "Gebeten" ist höflicher, Herr Kollege, 
und besagt genau so viel!) 

- Ja, es tut mir leid, -
sehe ich mich verpflichtet, etwas auf den Ursprung 
dieses Antrages hinzuweisen. 

(Abg. Bedcenbach: ,,Ersucht" ist parlamentarisch!) 

Es dar! nicht der Eindruck. entstehen, als ob wir um 
das Europäische Institut und seine weitere Gestaltung 
und Finanzierung eine Diskussion lediglich um Worte 
des Antl'ages !Uhren. 

Meine Damen und Herren! Eben des besseren Ver
ständnisses wegen auch gegenüber . der O!!entlichkeit 
sind wir verpft.ichtet, hierzu einiges zu sagen. Der erste 
Antrag, den Verwaltungsrat des Instituts zu ändern, 
entstand im März 'beziehungsweise Fepruar 1953, und 
zwar deswegen, weil erstens der Verwaiiungsrat In 1 
i;einer politischen Zusammensetzung keine Garantie für · i 
die Erfüllung der europäischen Au!gaben des Instituts 
gibt, zweitens aber deswegen, weil die Finanzieruni 
des Instituts eine völlig neue Grundlage erhalten hat 
und die Parteien des Landtages - ich glaube, da waren 
Be!ürworf:er des Antrages in allen Parteien - seiner
zeit bei der Gewährung der Mittel ausdrück.lieh erklärt 
hatten., die Gewährung der Mittel erfolge unter der 
Voraussetzung, daß die Gestion - das heißt die Ve1·
waltung des Instituts - au! neue Grundlagen gestellt 
Wll'd. 

Nun. haben wil· -, und zwar formell durchaus mit 
Recht - erfahren, daß es sich hier um eine Sti.!tung 
handelt, die der Landtag von sich aus in seinen Sta
tuten nicht ändern kann, daß aber, da die Landes~ 
regierung maßgeblich a) in dem Verwaltungsrat ver
treten ist und b) der Landtag aber das Geld bewilli
gen soll, einfach eine Selbstverständlichkeit entsteht 
für die Änderung der Verwaltung des Instituts. · Ich 
bitte daher darum, daß wir hier klarer formulieren, 
als es bisher geschehen ist; denn wir kommen in die 
neue Etatberatung. Die Mittel sollen, wie ich gehört 
habe, erhöht werden. Die Förderergesellscha!t, die sich 
gebildet hat, kommt günstigstenfalls Ende 1954 oder 
Anfang 195~ zum Zuge, so daß die gesamte Arbeit des 
Instituts vom Lande finanziert wird. Der IJandtag, ver
antwortlich über den Einsatz, die Verteilung und die 
Verwendung der Mittel, hat vollinhaltlich Bescheid zu 
wissen. Das kann er nur, wenn der Verwaltungsrat 
des Instituts geändert wird. 

Nun gestatten Sie mir eine rein politische Bemer
kung. Es ist hier - zum Teil auch schon in der Offent
Uchkcit - gesagt worden, daß man durch den Beschluß, 
den wir hier !assen, einen Präzedenz!all schaffen wolle, 
das heißt, daß man in eine Universitäts-Institution eine 
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politische Entscheidung hineinverlegen will. Das sollte 
man vermeiden. Deswegen werden hier Formulierun
gen angewandt, die es unserer sehr geschätzten Re
gierung erlauben, eventuell bei der nächsten Etatbera
tung die Veränderung vorzunehmen. 

Hier möchte ich doch folgendes mit aller Deutlichkeit 
zum Ausdrudc bringen. Das Institut !ür Europäische 
Geschichte hat auf Grund seiner eigenen Statuierung 
eine politische Aufgabe. Es nennt .sich Institut !ür 
Europäische Geschichte, und in der Erklärung über das, 
was dieses Institut tun soll und tun will, steht: 

Es stellt sich zur Aufgabe, das PolLtischc mit dem 
Historischen sinnvoll zu verbinden und der Gegen
wart und Zukunft zu einem helleren Bewußtsein 
des verpflichtenden Erbes der Vergangenheit zu 
verhelfen. 

Das heißt mit anderen Worten: wir haben eine poli
tische und nicht eine rein wissenschaftliche Aufgabe, -
eine politische Aufgabe, die wir durchaus begrüßen. 

Nun ergibt sich aber, wenn man sich schon die euro
päische. politische Aufgabe im Rahmen einer wissen
schafilichen Institution stellt, die merkwürdige Fest
stellung, daß noch aus der Zelt, in der die Besatzungs~ 
mächte das Institut finanziert haben, eine Persönlich
keit maßgeblich für die Arbeit des Instituts verant
wortlich ist, die sich heute in einem politischen Lager 
befindet, das wohl alle Parteien als das entgegenge
setzte Lager der europäischen Politik bezeichnen. Herr 
Schmittlein ist nämlich gaullistischer Abileordneter ge
worden, nachdem er aus deri Besatzungsdiensten aus
geschieden ist. 

(Hört, hö!'t! im Hause.) 
Dieser Mann sitzt heute neben dem Herrn Minister

präsidenten, dem Herrn Kultusminister, dem Kw·ator 
der Universiiät und den beiden Rektoren im Auf
sichtsl'at, im Verwaltungsrat, eines deutschen Universi
tätsinstituts, das sich zur Aufgabe gestellt hat, euro
päische Geschichte im Sinne der deutsch-französischen 
Verständigung verständlich zu machen. 

(Abg. Schmidt: Das wir auch dann noch bezahlen!) 
Meine Damen und Herren! Es ist nicht nur eine 

Frage des Geschmadcs, sondern auch des politischen 
Takts, sich so schnell wie möglich dafür zu entschei
den., die Spitze dieses Instituts zu ändern. Ich spreche 
jetzt gar nicht von der finanziellen Seite. Wir sollten 
da deutlicher sprechen, als es bisher geschehen ist, und 
sollten auf verschiedene Sti!tungen, die an der Univer
sität zur Debatte stehen, keine Rück.sieht nehmen. In 
diesem Fall muß das Land zahlen. Das Land und der 
Landtag sind daher für die Leitung und die Arbeit des 
Instituts voll verantwortlich. 

Es erscheint mir außerordentlich ungewöhnlich, daß 
im Verwaltungsrat einer solche Institution - die, wenn 
die Förderergesellschaft gut fundiert ist, in absehbarer 
Zei.t über eL11en Jahresetat von et\•.ra 3.00 000 DM ver
fügen soll - beide Direktoren dieses Instituts mit Sitz 
und Stimme im Vexwaltungsrat sitzen, 

Es gibt keine Institution ~es Landes, in der das 
möglich ist. Günstigstenfalls können die beiden Her
ren, die ich persönlich sehr schätze und deren wissen
schaftliche Qualitäten unumstritten sind, jeder auf sei
nem Gebiet, als Beisitzer in dem Verwaltungsrat mit 
beratender Stimme fungieren. Es ist ganz unmöglich. 
daß wir es als Landtag noch einen Monat - wir kom
men jetzt in ·die Etatberatung, die Ansätze liegen 
schon vor - gestatten, daß ausgerechnet die beiden an
gestellten Direktoren dieses Institutes bei der Gestal
tung der Arbeit und der finanziellen Gestaltung des 
Instituts an erster Stelle im Vern·altungsrat mit
wirken. 

., 
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kh bitte doch daher aus allen diesen Gründ€n die 
Dinge nicht. zu leicht zu nehmen, sich hier heute nicht 
lediglich damit zu begnügen, zu sagen, es handelt sich 
hier um dne Institution, die eine Stiftung ist, ~1no wir 
ki,nnen d11ran nieht,;; iinrll'>rn. Heute müssen wir von 
der R<>gierung die Erklärung entgegennehmen, daß sie 
die Fnrmulierttnl". die wir im Augenblick aus formal
rcchtli<'hen Gründ~n akzeptieren sollen. nicht lediglich 
als ein papierenes Etwas betrachtet, sondern als eine 
Verpflichtung, die gebunden ist an die Etalbt!willigung.. 
zu de1· de1· Landtag natürlich auch ein Wort zu ~agen 
hat. Ich bitte daher, die Dinge im ganzen zu sehen. 
nicht nm· in det· Formulierung, wie wir sie heute hier 
zum Vo1·trng gebracht haben, sondern als eine Einwir
kungsmüglichkeit des Landtages in Richtung erstens 
::iuf die finanziPl1€' Gebanmg des Instituts und ?.wei
ten;; :rn r "~lnf-' tH1siicltlidw Arbeit. 

(Beifall bei der 8PD.l 

'l'izepräsidcnt- Wilms: 

Üi"ls Wort hat Frau Abgeordnete Dr. Gantenbcrg von 
ckr· Fraktion der CDU. 

Frau Abg. Dr. Gantenberg: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! leb 
p1i.chte nur einige Sätze sagen. Es scheint mir nicht 
richtig, daß das, was Herr Kollege Marksdteffel gegen 
ciie PersiinliC'hkeit von Herrn General 3chmittlein hier 
gl·s~igt hM. so stehen bleibt, wie es da steht. Wir miJs
~c·n auch die andere Seite sehen. Wir haben alle - das 
'" issen wh· <1UR unserer langen Tätigkeit - keinen 
Grund, iilwr all<:>~ frnh zu sein, was die Besatzung hier 
gdaH hai. Wir haben sehr oft - gerade in diesem 
Hanse - manches bemängelt und manche Sorgen hier 
<.tusgl·lrc1ge1r. 

Es muß ;ibi:r gesagt werden. aau HetT Generai 
:-il'hmittlein m ~einer kulturPllen Arhf>it hiPr im Land, 
L•nd zwar unabhängig von politiischer Propaganda, 
:;ehr viel Gutes getan hat . Zu einer dieser guten Taten 
gehört die Gründung df'S Institut.c; fiir Europäische Gc
~chicht..-. Ich möchte - dazu fühle ich mich innerlich 
Vl'rpflichtet - sagen, daß wir, auch v,'i;'nn er heute in 
einer Partei stf>ht, die wir nicht als europäisch bezeich
nen. doch diese seine Vt:!rdienste nicht vergessen 
wollen. 

(Vereim!:eller Beifall.> 

\'izerHäsident "'ilms: 

Bitte, Ht?rr A!J,,;t:!\;l'dneter Markscheffel. 

Abg, Markseheffcl: 

Nur E>i11f' Rf>merk1mg vom Platze ;ms. Meine Damen 
und Henen! Verehrte Frau Kollegin Gantenberg! Wir 
dürfen nieht vergessen, daß außer der rein kulturel
len Arbeit Herr General Schmittlein die Finanzierung 
dt's Instituts, das heute mit seinem Namen verbunden 
ist, mit ß-esatzungsgddern durchgeführt hat, die unser 
Geld sind. 

Vizepräsident Wilms: 

Ich danke den beiden Rednern für die überaus in
t<'l'essanten Ausführungen. Sie stehen aber nicht im 
url'ächlichen Zusammenhang mit dem Antrag. Ich 
~iaube, daß der Antrag Drucksache II/762 uns die 
Mog!ichk»it gibt, in diesem Kuratorium mitzuwil'ken. 
De~h~lh la~~e ich, wenn keine Wortmeldungen mehr 
erfolgen, über den Antrag abstimmen. 

(Abg. Schmidt: Ich glaube, ich habe einen Ab
änderungsantrag gestellt.) 

- Sie haben keinen Antrag gestellt. Ich habe darau{ 
gewartet; es ist mir aber nichts vorgelegt worden. 

(Abg. Schmidt: Tch habe den A'ntrag gestellt: das 
\Vnrt .,gPhe-ten" - -) 

- Das hJbcn wir getan. Die redaktionelle Änderung ist 
dun:hgdühd. Es heißt jetzt: „Die Landesregierung 
wird en1ucht .. :' Statt „Kuraiol'ium" heißt es jetzt 
„Verwaltungsrat·'. Dä.s ist vermel'kt. 

Das Wort ~at der Herr Abgeordnete Diel. 

Abg. Diel: 

Gei>tatten SiE' mir, daß ich vom Platze aus spreche. -
kh bin iitt un,i fiir ~i<'h nicht für Würtklaubereien. Abt'l' 
jnst in diese·m Falle- möchte i<'h de1· Meinung sein, daß 
-"vir €-~ l;e.i dee Forrr1u1ictuug d~s Kulturpolitischen 
Au~schus>:es belassen. 

(Abg. Dr. Christo[fel: Rechtsau;;:sdm<:~e~.) 

- Ja, ent:;chul<iigen Sie, des Rechtsausschusses. In der 
Sache mncht es keinen llnter·schied. Der Umstand, daß 
der Herr Kultusminister bereit war. nuch die von 
Herrn K6IIegen Schmidt vorge"<'hl;iP"c>n„ ~<·hiirf,:or„ For
mulierung anzunehmen, bestätig-t, daß in der Praxis 
an den Dingen gar nicht.." genndert wird. 

Ich ml'lmte al~ bitten, He1·r Ko)Jpg„ SchmirH, auf 
die ~chärfl:'rt' Formulierung zu ver:d<'htPn 1Jno es h€i 
.. ~ebeten" zu belassen. 

\'izeprii;ldf'nt Wilms: 

Das Wort hat He1'r Abgeordneter Dr. Asholt. 

Abg. ))r • .1\.!i.bo.U: 

Hen Präsid~n.t! Meine Damen im<:\ Herren T Ich bitte 
den Au!+dnu-k „Kurutor,ium" bestehen zu Jassen. G-e
.ra<lc V/Ci.l ~ ~ich. hier um ein Institut mit eL.2-er pvli
til;ch.en Tendenz no.ndelt, wäre der Aus<kuck „Vel"wal
tungsrat" .:u ~!'ing. Ich möchte zum Ausdruck bringen, 
daß die :r-.·h~1.:dcr <ll.~ Kw·aluriums wirklich Kura
toren sein sollen, W'ld zwar in jeder Beziehung, nicht 
nur VerwaJt.er, urn d;u-„uf hinzuwirken. wekhe Ten
denz. di~ Ei.J.akhluni;: da~ Iu:stilut Jür Euwpifü;<!he 
Geschichte haben soll. 

Vi.zepriisident Wilms: 

Hen- Abgeordnete1· Schmidt von der Y.'raktion der 
SPD. 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Her!'en ! In dem 
Abänderungsantrag steckt doch mehr drin, als der 
Herr Kollege Diel zugeben will. 

Zunäcllst ist begrifflich zwischen „bitten" und ßr-
11uchen" ein. weiter Unterschied. Ich darf das hier a-ts 
bekannt voraussetzen. Ich bin abet· ruicht von diesem 
begrifilichcn. Unterschied aliein ausgegangen, sondern 
einfach von dem Vedtä.ltnis, das zwischen Landtag und 
Regierung gegeben ist. Dieses Vei·hältnis zwischen 
Landtag ~md Regierung· gest~tt-et nicht. daß wir in 
einem Falle~ wo wir einen Auftrag des Landtages 
durchgeführt wissen wollen, ihn in einer Bitt.form 
weitergeben. Hier iBt die ganz klare Verpflichtung des 
L<indtages gegeben, entsprechend dem Verhältrni.s Land
tag - Regierung, an St€-lle <l€'r Bittiorm das Ersuchen 
;i;u stellen. 

\'izeprii.i>ident Wibns: 

Das Wort hat det Herr Abgeordnete Dr. Christoffel 
von der· Fraktion der CDU. 

• 
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Abi. Dr. Chrlstoffel: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nur eine 

kurze Bemerkung :rur Berichtigung 'bezüglich d~ An
trages, den der Herr Kollege Dr. Asholt gestellt hat. 
Daß das Wort „Kuratorium" im Antrag der SPD in 
„Verwaltungsrat" abgell.ndext werden soll, hat folgen
den Grund, Dieses Gremtum heißt „Verwa:ltungsrat". 
In dem ursprünglichen Antrag ist es irrtümlich „Kura
torium" genannt worden. Wir haben ja keinen Grund, 
meine Damen und Herren, hier eine .Änderung des Na
mens herbeizuführen. 

Ich bitte deshalb, das Wort „Verwaltungsrat", das in 
Wirklichkeit bes~ht, auch bestehen iu la.ssen. 

Vlzeprllsldent Wllms: 
Das Wort hat Herr Kultusminister Dr. Finde:. 

Kultusminister Dr. Flnck: 
Hen· Präsident! Meine Damen und Herren.! Ich hatte 

nicht die Absicht, heute zu diesem Problem hier Stel
lung zu nehmen, nachdem für die Sitzung des Kultur
politi.schen Ausschusses am kommenden Fre[tag das 
Thema „Institut für Europäische Geschichte" eigens 
auf der Ta;geso~ung steht. Ich hätte es aum sehr· 
gerne gesehen. wenn ein so bedeutendes Institut, ein 
einmaliges Institut wissenschaftlicher Art, hier nicht 
in dieser Art und Weise, wie es der Herr Kollege 
MarksclJ.ef!el leider getan hat, zur Disb.""Ussion gestellt 
wor~n wäre. Es nützt der Sache sehr wenig. Es ist 
aucll nicl1t rkhU.g, daß- man von ein()r politischen Zu
sammensetzung spricht. Das Kuratorium ist xusam
mengesetzt aus Leuten, die sachliches Intere~. also 
wlssen.sclla!Uiches und forschungsmäßlges Interesse, an 
derrl Institut haben. Das hat mit P olitik zunäc!i...st gar 
nichts zu tun. Heute ist hier der politische Gedanke 
unnötigerweise hin.eingetragen worden in ein Institut, 
au! dl!S wir stolz sein ·sollten und das wir nicht so ver
acliten sollten. 

(Abg. Beck.enbadl.: Jede Geschichte ist 
ieworoene Politik!) 

- Nein, durch Sie ist es hier in die politische Sphäre 
hineingezogen \VOrdien. 

(Abg. Bögler: Herr Schmittlein hat von vornherein 
Potltlk gewollt mit dem Institut! - Abg. Mark

scheMel: Das sagt er ja selber!) 

Ich weiß gar n!cht, warum Sie streiten. Hier liegt 
eine Entschließung des Rechtsausschusses vor, worin es 
heißt: dt!.e Regierung wird „gebeten". Der Her:-r Kollege 
Schm.idt hat aus parlamentarischer - mir verständ
licher - Selbstachtung heraus gev.rtit;l'scht, daß es heißt 
"wird ersucht". 

(Abg. Diel: Parlamentarische Unfreundlichkeit!) 

Idl habe nicht das gerir...g&te dagegen. Aber, melli..e 
Damen und Herren, wenn Sie „ersuchen" statt „bit
ten" schreiben, dann ist es im Grunde genommen das
selbe. Das ist eine ein.stimmig ancenommene Empfeh
lung eines Ausschusses, und sie wird wahrscheinlich 
einstimmig heute hier angenommen werden. Wir von 
der LandeSre&lerung nehmen selbstve.rständUch jeqe 
Empfehlung des Parlamentes ernst und seihen zu, daß 
wlr den Wünschen, die ausgesprochen ~rdeni, Rech
nung tragen. Daß wir aber die Dinge eTSt untersuchen 
müssen, wie w-eit 'Yir einwirken können und wie weit 
wir kommen, das ist ooch unsere Aufgabe im Kultur
politischen Aussdu~ß für nächsten Freitag gewesen.. 

(Abg. Markschdfel: Dazu ist seit dem 3. März 
schon Zeit gewesen!) 

. ~ "' • '".111 

Lassen Sie es doch bitte so, meinetwegen mit „er
sucht" oder stellen Sie es nochmals zurück. Dann fan
gen1 wir im Ausschuß noclunals an, darüber zu beraten. 
Das möchte ich aber vermeiden. 

Was den Ausdruck „Kuratorium" und „Verwaltungs
rat" angeht, so hat Herr Dr. Christoffel recht. Es 
muß formal „Verwaltungsrat" heißen. Das können 
wfr aber in Ruhe miteinander besprechen. Ein großer 
Streit frber eine solche Saclle ist nach meiner Ansicht 
nimt angebracht. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU.) 

Vlzeprlsldent Wllms: 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir, daß 
ich in formloser Antragstellung Ihnen vorschlage, zu 
ändern: 

„Die Landesregierung wird ersucht, d;arauf hinzu
. wirken, daß der Verwaltungsrat des Instituts ... " 

Ich stelle die Drucksache so zur Abstimmung. - Da
gegen erhebt sich kcin Widerspruch. 

Wer dem Antrag in der Drucksache II/716 in der ab
geänderten Form sel.ne Zustimmung geben will, den 
b[tte ich um das Handzeichen! - Gegenprol>t!! - Stimm
enthaltung! -

Bei 2 Stimmenthaltungen angenommen. 

(Abg. Diel: Ich habe mich enthalten wegen der 
vollkommen über-flüssigen Unfreundlichkeit!) 

Damit ist der Punkt abgeschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 5 der- Tagesordnung: 
Berichterstattung des Ausschussei;; für Sozial
politik und Fragen der Vertriebenen sowie des 
Hau!h!!.!t!- und Flnanzaus.sd!ussrs zum Antrag 
der Fraktion der SPD betreffend Unterstiltzunc 

des Gehörlosenbundes Rheinland-Pfalz 
- Drucksache II/671/695/738 -

Die Berichterstattung für den Au.5schuß tür Sozial
politik hat Frau Abgeordnete Hennans- Hillesheim. 

Frau Abg. Bermans-HUiesheim: 

Herr Präsident! Meine Damen und HPrrenl Der Aus
schuß für Sozialpolitik und Fragen der Vertriebenen 
war ~ei der Beratung der Drucksache II/695 der Mei
nung, daß die Zuständigkeit des Landtages mitten im 
Rechnungsjahre nicht gegeben sei. 

Der Ausschuß empfiehlt jedoch, im Rechnungsjahr 
19:i4./55 Kapitel 4 Titel 403, das bisher die Summe von 
30 000 DM vorsah, um ·5000 DM zu erhöhen. Damit soll 
dem Sozialministerium Gelegenheit gegeben werden, 
besondere Anträge zur Betreuung der Gehörlosen im 
nächsten Jahr befriedigen :z.u können. 

Im übrigen wird' vorgeschlagen, die Drucksache IV671 
für erledigt zu erklären. 

Vbeprlsldent Wilms: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Boden von 
der Fraktion der CDU. 

Abg. Dr. Boden: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Weon 
ich als Berichterstatter zu diesem Punkt namens dea 
Haushalts- und Finanzausschusses das Wort ergreifen 
muß, so bin ich fast versucht zu sagen: "Da steh' ich 
nun, ich armer Tor, und bin so klug wie auch zuvor." 
Die Sache hat sich n.11.mllch so entwickelt, daß ich als 
Vorsitz.ender des Ausschusses krankheitshalber nicht in 
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T:itigkeit treten konnte und von meinem verehroon 
Herrn ständigen Stellvertreter. dem Kollegen Völker , 
!m Vursil7. vertreten wurde. Als d ie R!'ratung im Aus
schuß zu F,ntie wa r . wt.ml.e, wie auch vielfach tiblit'h, 
der Herr Abgeordnete Völker als Vorslt:r(>nder m it der 
Berichtet"stattung beauftr:igt.. H eute ist nun leid er der 
Herr Ab~cot·dnete Völker n icht in der Lage. hier zu 
sein und hat mich durch d;\S Prfü::idium bitten lassen. 
f't;itt seiner den Bericht zu erstatten. Sie sehen. meine 
in troctudio war wohl nicht falsch. 

Jch würde Ihnen auch kurz und stllmet·7.los den Be
richt wie üblich dann erst.att.en können. indem ich das 
Hoh e H<lus bäte, nicht wie meine verehrt.e Frau Vor
rednerin gesagt hat der Vorlage II/695. sondern der 
Beschlußfassung des Hau~hR1t~- und Finanzau.&Schusses 
Ihre Zustimmung 7.U erti>ilen. Das kann ich aber leider 
nid1l. Inzwiseht>n habe ich nämlich beim Nachlesen des 
Protokoll~s ttnd nach Rück~pr~ehe mit den zuständigen 
Stellen des Minii:t('riums festv,e~tellt, daß offenbar bei 
der Bl'schln ßfassung des Haushalts- und Finan1xius
schus!*!s von einer falschen Voraussetzung ausgegan
gen worden i<:t. Der Antrag. der Ihnen se-itPns dieses 
Aus~d„u~~es vorliegt, geht dahin - durch die Erklärung 
des V ertreter~ des Minii:teriums für Finanzen und Wie
dl•raufhau in der Sitzung des Haushalts- und Finam:
ausschu„s:es vom 24. November 1953 - , daß im Haushalt 
für 19.14 '55 5000 DM für den Gehörlosenbund Rhein
land-Pfalz besonders bereitgestellt werden. Hie rdurch 
i,.;t dem Ar>tr<if, in Dr1.1c-k!'a<'hP IIl671 entsprochPn, er 
könnti> daher als e rledigt erkHirt we-rden. 

kh m1d~ fi:o!'t~t„llf'n, daß hieraus die vielleicht zu fol
gcmde. Ta ts;iche. a l!' ob ein fest.er Zu<>cht1ß von 5000 DM 
rn r 1954 · 55 in unseren La ndesha u.sha lt eingestellt wer
d~ n ~oll nicht den Tatsachen entspricht. Es ist viel
m<:-hr so gemacht worden, wie mPine ve~hrte Frau 
Von~ne.rin es vc>rgetrngen hat: die Ge~amtansätze 
~;:;llen um 5000 Dl\1 erhöht ··~/PTden . Aus dieser Erhö
hung von fiOOO DM Foll , entsprechend der Vorlage der
<1rt ige1· Anträge, an den Gehörl~enbond 

(l\bg, Dauber: Bevorzugt betreut werden!) 

- r ichtig - die BE>ihil fe ,ieweils bewilligt werden. 

AbC'r. meine Damen und Herren. die letzte Entschei
rlu nir iih„r nie nähere VPrteilung der 5000 DM werden 
S k ja erst nach den Vorlagen des H aui<hfllt.s:- und 
Finanzausi:d1.usses bei der Etatfeststellung hier im Ple
mun ln~HE"n können. De-!'liil!o f'rsC'heint es mir 7.Wedl:

m äfüg. d aß wir den Bf'schluß de<; Hnu~h~lts- und 
F"in,1.111.au:;schu<:ses zurückziehen und statt dessen um; 
einmi.it i ~ Ru f den B eschluß des Sn:r.ialpo!iti!'lctlen Ami;
'chn••e>;; «lellE>-n. Dann ist a llPn 1''01·<:1„r1.mgl"n ~ider 

Atts~·ehüsse Genüge gefan. Dif'Fl"n Vor!'chla it möchte lt'h 
lhn<:>n nnh•1·bre-iten. 

(RPif:11! im Haus<>) 

Vi1!'prä"!dt'nt Wilms: 

J\.frine D amen tmd Herren! Sie hRben gehört. daß sich 
der Hau~halts- und Fimmzausschuf.I re-vidie-rt und ~mf 
ckn l.Tr>ir.tr;:i~ :l:'.trücku,Pht. kh d;,rf den Antra1'!'- Druck
-"ache II 16!Jfi - n()('hmals verl~e.n : 

„Der Lan<lta.g wolle he~chli~l:len: 

n;e DrucksarhP JI !67l - Antrae der Fral<tinn· <li-r 
SPD bQtr. Unterstützung des Gehörlosenlbundes 
Rhein•!and- Pfa!z - wird für €'rledigt erkliirt 
~r Land1ag empfiehlt. Kapitel 4 Titel 4<13 um 5000 
D-Mark im fh'C'hnunj(~jahr 1954.155 zu erhöhen. um 
gegc.• i>t11e11(C1'ils hieraus besondere Anträge zur Be
lrt::uung dtr Geh<irlosen l.>€-!riedigen zu können." 

( Al1g. Dr. Rnd<?n: Da~ ist ~dwn gesch ehen 
in d.f't' V<W!Ht>;e der Landesre-1rii>run~!) 

- Ja:1.vohl ·wir hätten also nur ül:wr <len Antrag Drnck
s ache IIl6~S <1l:m1stimmen. Der Arltr!l~ Dr11<'kQ<=t•_'h€' 
1!1738 wird damit iils erlooigt bet rachtet. 

We r n winem Vm·~hlug ~eine Zustimmung geben 
will~ den bitte l~h um das Han-dzeichen! - Die Gegen
prol'lt"! - Slimmcnthnlhmg! -

Ich dar.f die ei.nslimmige Annahme der Drucksache 
Il/695 fest.stellen, 

W'ir kommen zum Punkt 6 der Tagesot'Clnung: 

Dritte Beratung einci,; La.ndcsgesctzcs über dle 
Aufhebung de1> § 4 der Dritten Landesverordnung 
zur SicheTung der Währung und der öffentlichen 
Finanzen vom 31. De:rember 1948 (GVBI. 1949 S. 61 

- Drucksache II/649, 702 -

Die Berichterstattung für den H auptal1sschuß und 
den H&i.tshalts- und Finanzaus~chuß erfolgt durch den 
Herrn Abgeordnet~n Lotz. Ich et'teile ihm das Wort. 

Abg.Lotz: 

Herr Präsident! Meine D amen u nd Henen! Der 
Haupta'l.15srltuß legt. Ihnen als Ergebnis einer zwei
maligen Beratung die D rucksa<'he TJ l702 vor, und zwar 
Landesgesetz über d ie: Aufhebung des § 4 dE"-r DriMen 
Landesve:-ordnu ng zur Sicherung d<:>r Währung und der 
öffentlichen Finanzen vom 31. Dezember 1948. Di('!:e 
Drucksache unterscfa·idct sich gegenii:ber dem Regie 
nmgs~·n1 wurf 1~u1· in einer gan7.<'n Kleinigkeit. Die 
Landesregierung hatt<> als Zeitpunkt des InkrCtfttretens 
des Oeset'zes den° 1. Juli 1953 festgeRetzt. RPi der ersten 
°AP.r<'ltung im Hauptausschuß war man zu <lern Be
schluß g~kommen, den 1. April 1953 in das Gesetz e·in
zurogen. Gegen rne~en "l'E"rmin erh ob das Fin·anzm ini
stx-rlum W i'<'!er spn.1rh , weil er im Lande :i:wt'i<>rlei 'R<"!'ht 
!:chatren würde, und 7.Wfü' gt'genüber <Jen 131ern, bei 
dencm der § 4 praktisch mit Wlrkung vom 1. Septem
ber - hilmlich <h~m Zeitpunkt des Inkrarttretens des 
Bundesbeamtengesetzes - wirk sam würde. wäh rend bei 
den ar.a<lenm, die neben ihrer vollen Versorgung 100 
Mark frei.gestellt bekamen, nur das da1·über Hinaus
.!{t"h~n<le in A n rt>t.i1!1t111g gt"brad1t w lirde. 

Der Haupfuusschuß hal auf Grund d ieser Sad1lage 
dann den l. Sep rember 1953 als Termin festgesetzt, um 
d ie l3lcr miL ucn anderen Beamten gleichzustellen. 

Der . Haushalts- und Finammu;:;:m1.1ß h at in seine r 
Sitzung am :K. November der Drucksache d~ Haupt
ausschusses v oll inhaltlich ?;Ugestimmt. und ich bitte 
dwt Hohe Haus, ebenfälls der Dn.u:it~Reh,.. Il '702 <:f'in~ 
Zustimmun!( zu geben. 

VizeprällMt>nt Wilm~: 

Me!nc Dam en un<l Herrt:>n, liegen Wortmf>ldungen 
vor? \\'1.'n.n ::i.ich t , dann kummen wit· zur dritten Re
ratun,g. l ch rufe auf Lnnd<'<:ge.c;e.t?, iiber die Aufhebung 
di.:.:; § ~ . der .UüUt.n Land~sverurdnuri,g t.ur Sicherung 
der \;l;'filu ~ut.it. und <ie1· öilentl idwn Finanzen vom :n. 
Dezember 1~, Einle-itung und Ubersdidrt. die §§ 1 
und: 2. Wer 4J,escm Gesetz in d~escr Fassung st!ine Zu
stimmung gd>en w ill, den i:>itte ich, sich vom Platz 
zu erhcLen! - Die Ge:;!enprt•l.ll' ! - Stimmenith:.i ltllng! -
Ich dnt'1' die cinstim:nl~e Ann?.hm"" te~l,;l,..lle.n . 

·Wir kommen zum Punkt 7 unserer T apP<:nrrlmmg: 

Grofte Anfl"llgc d~ Fraktion de.r FDP üctr. Vor
tag"" l'int"S Planf's für dl~ systema.tische Verbes
seruni: des Verk„hrszustandci; der Lamls traflen 
1. und n. Ordnung sowie dt-r Gemeindestraßen 

in Rheioland-l'falz 

- Druck~a<"hE> Tli707 -

• 
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Zur Begründung hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Claus von der FDP. 

Abg.Claus: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Sinn und Zwed< dieser Großen An!rage ist 
nicht allein zu erreichen, daß mehr Mittel als bisher 
seitens des Landes zur Verfügung gestellt werden, son
dern in dier Hauptsache, daß die verfügbaren Mittel 
zweckdienlicher als bisher bei den Straßeniinstandset
zunigen und -emeuerungen. Verwendung finden, und 
daß die Verwendung mehr den gegebenen Verhält
nissen. angepaßt wird. Wir müssen der Tatsache, daß 
wir hier im Lande einen ·sehr starken Fremdenverkehr 
haben, in viel stärkerem Maße Rechnung tragen.. Wir 
haben weiter gerade in unserem Lande diie Beob
achtung gemacht, daß durch die Konzentration all~erter 
Baumaßnahmen die Straßen in einem Maße in An
spruch genommen werden, wie wir das in anderen 
deutschen Ländern nicht feststellen können. 

Wir haben in der Großen Anfrage eingangs betont, 
daß wir d~e Bereitstellun•g v·on etwa 32 Million·en DM 
Landesmitteln im laufenden Geschäftsjahr gebührend 
anerkennen·. Wir glauben aber, daß wir noch größere 
Anstrengungen machen sollten, um den Erfordernl's
sen, wie ich sie ganz kurz gestreüt habe, in dem kom
menden Rechnungsjahr Rechnung zu tl:"agen. Wenn sei
tens der Verwaltung darauf Bezug genommen wird, 
daß alleln für d ie Behebung der Frostsdl.äden im vori
gen Winter bzw. Frühjahr etwa· 9 Millionen DM von 
diesen 32 Millionen auf(iewandt wurden, so ist dem
~genüber festzustellen, daß damit - im Gegensatz zu 
den. Erklärungen, die die Regierun~ in der letzten Ple
narsitzung hier abgegeben hat - noch nicht alle Frost
schäden behoben sind bzw. die Regulierung seitens des 
Landes oder des Bundes den Kreisen und Gemeinden 
gegenüber nicht durchgeführt wurde, wie sie billiger
weise von diesen Baulastträger n gefördert werden 
kann. 

Ein ganz besonderes Kapitel, das in ursächlichem 
Zusammenhang mit der Großen Anfrage steht, m&hte 
ich dabei streiten, unid zwar ist dies das Kapitel Eisen
bahn aur der einen Sclte und Straßen au:! der anderen 
Seite. Es ist meines Erachtens ein volkswirtscba!tlicher 
Unfug, wenn Güter, die <iurchaus mit der E>isenbahn 
befördert werden können, auf Hunderte von Kilo
metiern über die Landstraßen .gefahren werden, wenn 
also Güter, d ie - Ich b etone da,s ausdrücklich - es 
durchaus vertragen können, mit der Eisenbahn. beför
dert zu werden, Hunderte von Kilometern per Last
wagen rollen, wem die Möglichkeit eines Gleisanschlus
ses sowohl von seiten des Lieferanten wie auch des 
Empfän~rs gegeben ist. Hier möchten wir die Regie
rung b itten, ein wa<:bsarnes Auge d arauf zu halten, mit 
welchen Mitteln diesem Übelstand zu begegnen isL 

(Abg. Fickeisen: Freiheit der Wirtschaft!) 

- Herr Kollege, wenn Sie rufen: Freiheit der Wirt
scha.!t, dann ist dazu zu sagen, daß bei dieser Freiheit 
die Grenzen des Verantwortlichen dort gegeben sind, 
wo die ö!!entlichen Interessen berührt werden 

(Abg. Bögler : Sehr iutl - Beifall bei der SPD.) 

und vor allem öffenlliche Mittel in einem derarfligen 
Umfang in Anspruch genommen werden. 

(Abg. Schmidt: Sie kommen doch noch zu uns! -
Abg. Brune: Sie kommen uns immer näher!) 

Wir möchten auch die Regierung - und insbesondere 
Renn St.aatssekretäL· Dr. Steinlein - bitten, daß die 
vert'Ugbaren Mittel nicht für eine oberflächliche Be-

hanidlung und für oberflächliche Reparaturen ausge
geben werden, sondern daß hier ganze Arbeit geleist.et 
wird. Wir haben nämlich verschiedentlich feststellen 
müssen. daß Hunderttausende ausgegeben wurden für 
Flickarbeit, die den heutigen Erfordernissen nicht mehr 
entspricht. Wir möchten deshalb bitten, daß hier einer 
entsprechen.den Planung mehr Augenmerk geschenkt 
wird. 

Im Wirtschaftsausschuß wurde uns gesagt, daß 
6600 Kilometer Gemeindestraßen vorhanden seien. 
Hierfür sind im gemeindlichen Finanzausgleich 2,8 
Millionen DM ausgeworfen. Aus diesen Zahlen resul
tiert für mich die Annahme, Herr Staatssekretär Dr. 
Steinlein, daß hier willkürliche Schätzungen zugrunde 
lagen und daß die ~„'littelverteilung nac..11. forn1ell
bürokratischen Gesichtspunkten vorgenommen wurde, 
sc, daß wir der Auffassung sind. daß der zukünftige 
Plan, den wir gefordert haben, 

(Abg. Sassenroth: Der ist schon da!) 

- Ich komme gleich auf den Plan - im Einvernehmen 
mit dem Wirtschaftspolitischen Ausschuß besprochen 
und behandelt werden muß, ehe wir in die nächsten 
Etatberatungen gehen. Wenn hier der Zwischenrut ge
macht worden ist, dieser Plan sei vorhanden, 

(Abg. Sassenroth: Er wurde nur nicht ausgeführt!) 

dann muß ich d~ sagen, daß dieser Plan nach den 
mir gewordenen Informationen nicht als ein Plan in 
unserem Sinne anzusprechen ist. Wenn auf der anderen 
Seite betont worden ist, daß etwa eine halbe Milliarde 
für diesen Plan benötigt wird und daß diese halbe 
Milliarde auf zehn Jahre verteilt werden .soll, so ist 
das m. E. weder durchführbar noch zu verantworten, 
denn eine Pla~ung auf zehn Jahre kann ma n nach 
meiner Auffassung bei der heutigen Entwicklung der 
Technik und des gesamten Verkehrs nicht durchfüh
ren. Aus diesem Grunde bitten wir Herrn Staat:ssekretär 
Dr. Steinlein, daß uns baldigst ein realer Plan vorgelegt 
wird, über den wir uns im Wirtschaftsau.sschuß unter
halten können, damit auch die Wünsche des Wirt
schaftsausschusses mehr berücksichtigt we rden, als das 
bisher der Fall war. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vlzepräsideni Wflms: 

Die Beantwortung der Großen Anfrage erfolgt durch 
Herrn Staatssekretär Dr. Steinlein. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Staatssekreiir Dr. Stefnleln: 

Herr Präsident! Meine Damen und Henen! Das 
Problem der Straßen ist eines der wichtigs ten, und es 
wird hier auch genügend berücksichtigt. Die Große 
Anfrclge der FDP läßt aber, auch nach der mündlich 
gegebenen Begründung, den Eindruck e ntstehen, als ob 
man gezwungen werden könnte, über seine Kräfte 
hinaus etwas zu · tun, was an sich den berechtigten 
Wünschen aller Interessierten entspricht. Ich sehe des
halb in Beantwortung der Großen Anfrage meine 
Aufgabe darin, daß ich zunächst eirunal einen kurzen 
überblick darüber gebe, was das Land bisher getan 
hat, zweitens, wie df.e bisher t>e:;tehende Planune 
zustande kam, und drittens, welche Möglichkeiten UnB 

gegeben sind, in die Verkehrsverhältnisse einiger
maßen eine Ordnung hineinzutrngen; einmal im Hin
blick auf die gegebenen rechtlichen Möglichkeiten, 
Wl.d zum zweiten mit Rücksicht auf die praktischen 
Gegebenheiten. 

Im Juli 1952 fand au! dem Rittersturz in Koblenz 
eine Tagung der Verkehrsverbände der linksrheini-

. , .. ,. ' 
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sehen Industl'ie- und Handelskammern statt, auf wel
cher der Herr Minist<"rr>räsident in seiner Eigenschaft 
als Wirt~ch<>Hs- und Verkehr,1;ministet· persönlich das 
Wort ergriff und von siLi< aus auf die Unmöglichkeit 
hinwies, geordnete Verhältnisse im Sh'aßenverkehr zu 
schaffen. wenn das gesamte Straßensystem nicht 
grundlegend geändert werde. Er hat wörtlich darauf 
hingewiei;en, daß in einigen Jahren auf der Straße 
niemand mehr seines Lebens sicher sei. wenn hier 
nicht von Grund auf neue Verhältnisse geschaffen 
wütdf.'n. 

Das Ministerium für Wirt.sd1<JH und Verkehr hat 
sich darangegeben, einmal diesen Dingen nachzuspü
ren und in einer in absehbarer Zeit zu verwirklichen
den Systematik zusammenzustellen, was an Verkchrs
\'er1Je„sernngen bezüglich der Landstraßen I. Ordnung. 
be.:üglich der Bunde:-;:strnßen. verwirklicht werden 
kiinnte. 

Bevor ich zu die!lem Plan, den ich hier vor mir 
liegen habe und der selbstverständlich bei jeder Etat
bcr<11ung immee wieder dem Haushalts- und Finanz
aus&ehuß vorgelegt wird und aus welchem für jedes 
. Jahr die einzeln<>n Projekt:o! herausgezogen werden, 
StPll\lng nehme, möchte ich kurz einmal auf die Lei
stungen des Landes im Wiederaufbau hinwei~en uud 
dauei 11ud1n1als b€sonders die lhn<'n längst ~kannte 
'i'atsache hervorheben. daß wir auf aullerordenthch 
große SehwiErigkeiten gestol:len sind, im Gegensalz :il.U 

aH1"n übri!!;en Llindern. Es ~ibt kein Land. das so viel 
zerst.i,rte Drücken hat, e!; gibt kein Land. das so viel 
zr:>rs1iirte und vollkommen demolierte SlraBen hatte. 
und es gibt kein Land, bei dem der Westwall sich durch 
di<> St r;ißPn (im·,·hge?:ogcn hat, wo die Acker vernichtet 
im'1 v ermint. un.d die W~lder, di.e die Straßen schützen 
sollten, restlos vernichkt wurden. 

f)!'l<! !'= inrl die Vorausf!etz.ungen, von denen 'Nir aus-
gehen muUten. Es gibt auch kein anderes Land, das 
\'.' if:' wi I' gP-.wungen war, die "WaN>erstraßcn schiffbar 
zu machen, die T!'ümmer der Schiffe und der Brücken 
<ms den Flußbetten herauszuheben, um einigermaßen 
\·,>ied<:'r an die Versorgungsk<inäle seiner übrigen Um
gebung ;mgeschlos.sen zu werden. Wenn Sü~ diesen 
Gesamtaufwand und die Größe der Aufgabe einmal be
trncht.en und sid1 vv1 Augen stellen, dann wird das 
Ve:rstandnis geweckt wt:"!rden für das, was geleistet 
1, ordell j;:1., 

MPin"" Damen und Herren! Von den Brücken, die im 
Lande zerstört waren, sind 324 endgültig wiederauf
gebaut und 275 behelfsmäßig instand gesetzt. Es han
delt sich dabei um 10 Rheinbrücken, 21 Moselbrücken 
und 1~ Nahehrücken. Von den Straßen sind 2250 Kilo
met<:r mit vollkommen neuer Decke und 3500 Kilo
meter mit einer Oberflächenschutzschicht versehen 
worden. Das bedeutet - wie Sie nachher aus den Zah
ll•n ersehen können - e inen ganz erheblichen Kosten
aufwand. Wenn darauf hillgewiesen wurde, daß bei 
einzelnen Straßen nur Flickwerk geleistet worden sei, 
daß ein gewisses System in der Wiederherstellung der 
Straßen vermißt •Nerde, dann dad ii.:h meinerseits diu:
ciuf hinweisen, daß es besser ist, irgendwo eine Flick
arbeit zu machen und die Straße damit einigermaßen 
dem Verkehr zugänglicll zu machen, als sie noch län
ger liegen zu lassen, wenn die Interessen der Bevölke
rung irgendeine Hilfsmaßnahme erfordern, die wir 
ohnehin immer nur im Rahmen der verfügbaren Mit
tel leisten können. 

~r Kapitalaufwand für diese Arbeiten, die ich eben 
schil<lerte, beträgt 'bis :zum Abschluß des Jahres 11)52 135 
Millionen Landef;mittel, 72 Millionen Bundesmittel und 
46 Millionen Kreis- und Gemeindemittel. Diese Beträge, 

meine Damen und Herren, sind im Lande Rheinland
Pfalz effektiv für die WlS in unserem Bereich zur 
Verfü.gung :;l.ehenden Straßen verbaut wurden. Sie er
sehen daraus. wie schwer die Aufgabe gewesen ist 
und wie sehr im einzelnen gerechnet werden mußte, 
\\rt!lll'l. Sia überlegen, daß der Jahresplan als solcher, 
der sich über zehn Jahre erstreckt, einen Gesamtauf
wand von 442 Millionen erfordert, dann werden Sie 
ermessen. wie wenig diese Beträge bkher zur Besei
tigung alles dessen beitt·agen konnten, was noch von 
W1S z.u tun ii;l. 

Diese LeistWlgen des Landes smd zwar auch in der 
:Begründung der Großen Anfrage von Herrn Abgeord
neten Claus anerkannt wo1'den. 

(Abg. Cl:ms: ('xewi.irdigt wnrden!} 

Aber es hat den Anschein - wie ich eingangs aus
.führle -. d.:ill zum Ausru:uck gebra1;ht werden sollte, 
als ob die L<1n<l<'H"f'git-i·tmg kein Sy~tPm in die~ Dinge 
hineingebracht habe. Ich dar! deshalb einmal kun: 
darauf hlnwciscn, wckhc Maßnahmen in diesem Plan 
an systc-matfqch<·r Arbeit vot·g~sehen sino, l.incl 7.war 
gdrennt nach d~·n ein7.<:1n<>n Baui-imtet·n . 

Im Strnfienbaunmt Cochem sind 12 Ortsumgehungen 
und eine StrnCienverlPgung voq'(esehen mit einem Auf
wand von 4,7 Millionen. Im Strafü>nbauamt Kreuz
nach sind vorgesehen 7 Umgehungen, eine Straßenvel"
breiterung und eine Straßenverlegung im Werte von 
9.4 Millionen. Im Straßenbauamt Diez iünd vorgesehen 
3 Umgehungen, 2 Ortsdurchfahrten, die Beseitigung 
lron einem sclrienengleicl:icn Eiscnbahnübergang und 
tler Ausbau von 2 größeren Strai>enzügen, Betrag ü,5 
Millionen. Im Straßenbauamt Kaiscrslaute1n sind vor
gesehen '1 Or&.swngehungen, ein. scb..ienengleichei· Über
gang, 2 Straßenverlegungen, l Kul'venambau von be
sonderem Format, Betrag 8,4 Millionen. Im St.raßen
J,rnuamt Kob1€'~1'.". sind vorgesehen 7 Ortsumgehu ngen, 
die B1.'sci!ii:;ung von 2 sd.1i-t>n<"n(!lo:· il'lwn üt;.;>rgängen, 
7 Straßcnenvcit.enmgc'n, 18 Ortsdurchfa.hrts verbesse-
1·ungcn. Irn St..raßeulx1uamL lHainz sind vorgesehen 
6 Ortsumgdrnng:' n im Iletrag von 2 ,3 Million<'n. Im 
Siraße11bC111;imt Pt·üm s ind vorgL· ~eh(o'n 8 Od~umgehun
gcn, 3 01·bdurcl1f<ih1 l~tt, 7 Sil'aßenverbreitcningen. 
Im ~fr;i ß.-.nh;rn11m t S~ye1· sin<i v m·g„st>ht>n l!l Orts-
1.lillgehungen, die Beseitigung von 2 sd1ieneng!eichen 
Ül>cr~Jn~t·u, 3 Orts durd1filhrten, 7 Straßenverbreite
rungen, Neubau einer Ve.rbindungs.strnße, Betrag 10.3 
Millionen. Beim Straßenb<1ue1mt Trier sind vorgesehen 
10 Ortsumgehungen, 5 Straßenvel'lagerungen, das er
gibt einen Betrag von 10,10 Milllonen DM. 

Sie ersehen da·raus , daß praktiS<'h alle die ~fahren
morncnte beseitigL werden sollen, die heule ~iner zu
gigen Gestaltung des Verkehrs entgcgen,;tehen. Die 
Arbeiten zur Umgehung von Orten, zur Beseitigung 
von Kurven, schienengleichen Bahnübergängen und 
dergleichen werden planmäfüg in Angriff genonunen 
und d·urchgeführl 

V.'enn m:in nun darauf hinweist. daß ein Plan von 
zehn .J::ihrPn für die Erfüllung die~er Aufgaben nicht 
ausreiche, ~o mag da~ im Hinblick auf die s ich ständig 
steigernd~ Form di>:s VE>rkl'hrs berechtigt erscheinen -
ich werde dazu auch einige> Zahlen nennen - , man 
darf aber nicht iibersehen, <:laß man diese gewaltigen 
An!gaben in einem l<iirzeren Zeitraum nicht erfüllen 
kann. wenn ich sie an das Verhältnis anlehne, das wir 
b!she.r In der 'Finanzierung derartigen Vorhaben hat
ten; denn das Ganze ist ja nicht eine technische Auf
gabe - die ist gelöst durch die Planung - , sondern eine 
finanzielle Angelegenheit. Wenn ich nun diese 44 Mil
lionen pro Jahr in Ansatz bringe und gegenüberstelle, 
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daß w!r bisher in keinem Jahr diesen Betrag erreicht 
haben, dann werden Sie Verständnis.dafür haben, daß 
man diese Planung nicht für einen kürzeren Zeitraum 
machen kann. 

Auch die Durchführung der Aufgaben ist in diesem 
kürzeren Zeitraum nicht ohne weiteres möglich. Man 
muß wissen, daa die gesamte Bauverwaltung des Lan
des Rheinland-Pfalz mit einem Bauvolumen von 40 
Millionen DM eingesetzt wurde, die in dieser Form 
heute noch vorhanden ist, während in Wirklichkeit sich 
das Bauvolumen auf rund 140 Millionen erhöht hat. 
Diesel'bcn Leute, die damai.s 40 Millionen verbauten, 
müssen heute 140 Millionen verbauen, - also eine Ar
beit, die nur mit größter Anstrengung geleistet werden 
kann und wo es bei dem knappen Personal durchaus 
möglich ist, daß hier und da der eine oder andere 
Wunsch nicht in der rechten Form erfüllt wird. Man 
muß aber mit Dank anerkennen, daß diese Männer 
heute noch ihre Arbeit bei einem Bauvolumen von 140 
Millionen erfüllen, während sie damals zu dieser Ar
beit bei einem Bauvolumen von 40 Millionen herange
zogen worden sind. 

Es scheint aber der tiefere Grund der Anfrage - wie 
der" Herr Abgeordnete Claus ausführte - nicht so sehr 
darin zu liegen, daß der Ausbau der Straßen nicht im 
rechten Umfange vorwärtsgetrieben werden kann, son
dern vielmehr darin, daß sich die Belebung dieser Stra
ßen nicht in der" Form volfaieht, wie das dem öffent
lichen Interesse entsprechen müßte. Wir haben auch die 
Tatsache zu verzeichnen, daß die Verkehrsunfälle in 
einer unheimlichen Form anwachsen. 

Während wir im Jahre 1947 21'11 Unfälle zu verzeich
nen hatten, haben wir im Jahre 1952 21 220 und im 
J.ahre 1953 bis jetzt 19 662 aufzuweisen, eine Steigerung, 
die lleradezu enorrn ist. An Toten waren zlJ. verzeich
nen~ im Jahre 1947 nur in Rheinland-Pfalz 300, im 
Jahre 1952 555 und .Im Jahre 1953 bis Ende September 
621. Dlese Zahl hat sich also mehr als verdoppelt. Dar
aus ist zu ersehen, wie sehr nicht nur der Ausbau der 
Straßen eine Rolle spielt, sondern auch die Frage, wie 
wir diese Verkehrsbedürfnisse überhaupt in irgend
einer Form regulieren können. Mit der" Steigerung des 
Verkehrs auf den Straßen haben wir gieichzeitig unsere 
P!licht erkannt, hier den Übeln in irgendeiner Form 
entgegenzutreten. 

Bedenken Sie folgendes. Im Jahre 1938 betrug der 
Bestand an Fahrzeugen 117 000, dagegen am 30. Sep
tembe1· 1953 279 626. Im Jahre 1939 befuhren überhaupt 
kclne Anhänger die Straßen; jetzt aber sind !n Rhein
land-Pfalz 17 586 zweite Anhänger zugelassen. Diese 
Fahrzeuge in einer" oft ilbcrdimensionalen Größe be
leben nunmehr die Straßen, und sie fahren diese, wenn 
sie gerade wiederhergestellt sind, wieder in Grund und 
Boden. Es nützt also nichts, wenn wir auf der einen 
Seite unser Geld in den Straßen investieren, auf der 
anderen Seite aber nicht in der Lage sind, diesen Ver
kehr auf die Bundesbahn abzulenken. 

(Abg. Dr. Boden: Sehr richtig!) 

Deshalb haben wir schon damals bei der Beratung 
des Güterfernverkehrsgesetzes uns mit aller Energie 
dafür eingesetzt, daß zunächst einmal der zweite An
hänger verschwinden soll. Wir haben uns weiter dafür 
eingesetzt, daß die Länge der Fahrzeuge nicht mehr 
22 Meter, sondern wesentlich kürzer sein soll. Der erste 
Antrag ist durchgegangen, aber dem iweiten war kein 
Erfolg beschieden. 

Sie sehen an diesen Bestrebungen, daß wir das Pro
blem erkannt haben. Es kommt nicht nur auf den Bau 
der Straßen an, sondern darauf, daß die Fahrzeuge 
dorthin gelenkt werden, wohin sie gehören, und daß 
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die Güter dort befördert werden, wo der für sie geeig
nete Beförderungsweg bereits vorhanden ist. 

(Abg. Dr. Boden; Zur Eisenbahn! Dann geht sie 
auch nicht pleite!) 

Ich möchte dem Problem „Schiene und Straße" keine 
große Betrachtung widmen, weil Sie genügend durch 
die Presse hierüber informiei.-t sind, aber eines kann 
hervorgehoben werden, daß nämlich nur durch ein Ab
kommen zwischen diesen beiden Verkehrsträgern auch 
das Problem del." Landstl."aßen gelöst werden kann. 

Meine Damen und Herren! Was nützt es, wenn bei
spielsweise die landwirtschaftlichen Erzeugnisse Süd
frankreichs in Frankreich mit der Bahn bis an die 
deutsche Grenze befördert, dann aber im Umladebahn
hof Ehrang von den deutschen Abr.ehmern auf Last
\vagen geladen und nach Hamburg transportiert wer
den! 

(Hört, hört! im Hause.) 

Derartige Dinge sind für uns auf die Dauer nicht 
etwa im Interesse von Schiene und Straße, sondern 
aus dem reinen Bedürfnis der Sicherheit des einzelnen 
nicht tragbar. 

(Sehr richtig! im Hause.) 

Wenn wir der Lösung nähertreten, dann werden wir 
diejenigen auf unserer Seite haben, die das Problem 
Bundesbahn in den Vordergrund stellen; denn sie 
wollen die Milliardenwerte, die das deut:;che Volk dort 
investiert hat und die ihm gehören, audl erhalten und 
den Ausbau der Bundesbahn fördern. 

(Sehx gut! im Hause.) 

Wir werden diejenigen als Gegner haben, die heute, 
da sie keinen Schienenstrang und keinen Fahrweg zu 
unterhalten brauchen, unter der geringen Steuer doch 
noch diese Verkehrswege benützen können, die also die 
Möglichkeit verbilligter Transporte haben und somit 
eine Konkurrenz gegen die Bahn zu schaffen in der 
Lage sind. 

Der Zustand unserer Straßen selbst ist durch die Ar
beiten, die ich eben geschildert habe, einigermaßen so, 
daß wir von eincx· durchgehenden Vcl'kchrsmöglichkeit 
sprechen können. Ich gebe gern zu, daß noch sehr vie
les zu tun ist. Sie sehen an diesem Plan, daß wir" die 
Größe der Aufgaben erkannt haben. Nach der Zählung, 
die wir am 1. Juni 1952 durchgeführt haben, befanden 
sich in gutem Zustand 1120 Kilometer, in mittlerem 
Zustand 2070 Kilometer und in schlechtem Zustand 
1510 Kilometer. Das sind 24 Prozent in gutem, 44 Pro
zent in mittlerem und 32 Prozent in schlechtem Zu
stand. 

Nun kommt zu dieser an sich nicht sehr rühmlichen. 
Tatsache noch hinzu, daß die Straßen meistens nicht 
di.e Breite besitzen, welche sie für die größeren Fahr
zeuge unbedingt haben müßten. Die normale Breite 
einer Straße muß mindestens 6,50 Meter betragen. 
Unsere Landstraßen 1. Ordnung und erst recht die 
II. Ordnung haben im Durchschnitt eine Breite von 
4,50 Meter. Einzelne sind sogar nur 3,50 Meter breit. 
Wi.r haben nur 230 Kilometer Straßen, die die erfor
derliche Breite von 6,50 Meter besitzen. Unser Straßen
netz von 12 300 Kiloroetei· im Lau!e dei.- Zeit auf die 
erforderliche Breite von 6,50 Meter zu bringen, ist 
eine außerordentlich schwere Aufgabe. Aber selbst 
dann, wenn wir das fertigbrächten und wenn wir auch 
den Zehnjahresplan durchführen, dann steht nicht fest, 
ob wir damit dann noch in der Lage sein werden, den 
Anforderungen zu genügen; denn das sprunghafte An
steigen des Verkehrs und die Formen, in denen er sich 
heute abwickelt, geben zu berechtigten Zweifeln A.n-



1682 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, II Wahlperiode 

~Staats.s..:-krt>tär Dr. Steirdein) 

laß, so daß wir uns also hier nicht von einer starren 
Planung leiten lassen dürfen, sondern wir haben die 
Ve1·k•-'hrsverhiHtnisse zu beobachten und je nach den 
gegPbenen Erfordernissen in der einen oder anderen 
~'orm einzugreifen. 

Wir haben also die Erfordern i.sse erk;:innt. 11nd ar
Ldlen in bezug auf Straßenbautechnik mit den mo
der n:<ten MittPln. Vergleichen Sie PinmFll den UnterbAu 
der Schienen - wie er gepflegt wird, wie tief der 
Sdv>tt„r geht und so weiter - mit demjenigen unset•er 
StraBen, die im allgemeinen gebaut worden sind zu 
einer Zeit, als wir noch keine Kraftwagen kannten. 
Wenn also eine restlose Angleichung erfolgen soll, 
muß es grundlegend durch Um-, Zu- oder Ausbau ge
sdic<hi:>n. Es muß in zweiter Linie darauf geachtet wer
den. daß eine Regeiung unter den Verkehrsträgern 
se!b~t hinsichtlich der Angleichung an die gegebenen 
Verkehrsmöglichkeiten getroffen wird, und zwar so, 
wie es die heutige mO<ierne Verkehrsbelastung der 
Straßen und die Sichet'heit der Menschen - die ja 
schließlkh da~ Höchste sind - verlangen. 

(Abg. Hitter: Also Planung des Verkeht·sl) 

Selbstverständlich! Der Verkehr war niemals außer
halb der Planung. Wer die Verkehrsgeschichte kennt, 
der weiß, daß man sich ischon im alten Rom damit be
faßt hat, daß man Verkehrstarife festlegte. Während 
man der Wirtschaft freien Lauf ließ, hat man deshalb, 
weil die Verkehrstarife das wirtschaftliche Bild voll
kommen verlagern und die Konkurrenzgrundlage ver
,„·hieben können, sich bereits damals mit der Frage 
befaßt, ob der Verkehr ein Begriff der freien Wlrt
sdrnft sei. Man hat diese Frage mit guten Gründen 
verneint und hat einen entsprechenden Kommissar 
t>in~e:.;„\zt„ um diese Dinge klar zu ziehen. Wir vollen 
abe1· nicht auf die römischen Verhältnisse zurlkkgrei
fen. Wt'Ü sich d!e Zeit sehnelier entwicl\:elt hat, aber 
doch hier für unsere Aufgabe feststel!en, daß man den 
Verkehr wegen seiner grundsätzlichen Bedeutung fi.ii" 
das gesamte Wirtschaftsbild niemals freigegeben hat. 
Sie kennen keine freigegebenen Eisenbahn- und Fracht
tarife. Da der Verkehr im wesentlichen durch den 
ö[[entlichen Verkehn;träger geregelt wird und die 
Pl'ivaten ~idt in irgendeiner Form anzugleichen haben, 
muß diese Angeli:>genheit abgestimmt werden. Darüber 
war noch nie ein Streit. 

\Venn wir von uns aus mit den Mitteln, die das Land 
zur Verfügung hat, an diese Aufgabe herangehen, d~nn 
wird es uns auch gelingen, diese1· Aufgabe - da sie 
nunmehr "'"eh von den ffifri.e:sten Verfechtern der ab
rnluten Konkurrenzfreiheit auf dem Verkehrssekto1· 
ant'l'k ><nnt i:;t - Hen :r,u v.rerden. SiP. erfordert nat:h 
dt>r finanziellen Seite wesentlich gröBere Anstrengun
gen als bisher und nach der organisatorischen Seite 
griiUere Bc<rnühungen derjenigen, die für die Verkehrs
politik verantwortlich und das Verhältnis zwischen 
\7~t·kehr.ssi~herheit i:!Uf der Bahn und Verkehrs.unsicher-
heit auf dl"r Lands traße zu regulieren berufen sind. 

(Abg. Fliesen: De~halb benötigt der Wit'tschafts-
ausschuß auch einmal einen Plan!) 

- Der Plan. Herr Abgeordneter Fliesen, liegt bei jeder 
Eü1tb<>ratung vor. Er ist für zehn ,Jahre vorgesehen. 
Tch hahe vorgelesen, was an Neuerungen in diesem 
Plan vorgesehen ist. Er kann selbstverständlich dem 
Hau, halts- tmd 1''inan'taus~chuß bei jeder Etatberatung 
vorg1 ·l0gt werden. Das ist gar ke<in Problem. Aber es 
w:ire v~·rkehrt, wenn man sagte, aus der Tatsache, daß 
wir die~en Plan im einzelnen nicht eingesehen und ge
kannt haben, ist zu schließen, daß überhaupt kein 
l'lan vorliegt oder daß planlo!< gearbeitet wird. 

Als ich gestern abend diese Vodage gelesen \md di~ 
Begründung durchdacht habe, hatte kh gleichzeitig die 
Einladung zur Eröffnung d<"'S neuen Empfangsgebäu
des des M!1in7.er Hauptbahnhofs vor mir liegen. Dabei 
dachte iC'h mir, von dem Plan d iPRes F.mpfangsgebäu
des hat k.aw:n jemand etwas gewußt Wir planten an 
diesem Empfangsgebäude seit dem Jahre 1950-. Das 
Werk haben wir gesehen. Hoffentlich wh·d es bd 
unseren Straßen genau so werden! 

(Beifall 1.>ei den Re~erungsparteien.) 

Vizepräsident WUms: 

kh danke dem Herrn Staat.~wkretär Dr. Steinlein 
für seine Ausführungen. \.Vit·d dnzu eine Aussprache 
gew'Unscti.i? - Das WMt hat der Herr Abgeordnete 
Lort"m: t•on der SPD. 

Abg. Lorenz.: 

Hen Präsident! Meine Damen und Herren! Vor uns 
Hegt die Drucksnchc II/707 - Grolle Anfrage der 
Fraktion der FDP betreffend Vorlage eines Planes für 
die s:rstern1ttisrhe Verbesserung des Verkehrszustandes 
deJ.' Landstraße !. und II. Ordnung sowie der Ge
mein-destraßen in Rheinland-Pfalz. It.:h glaube ochaup
ten zu dül'fen, daß diese Große Anfrage als nichts an
deres zu l.>ewerlen ist wie das Ergebnis der letzten 
Beratungen im Wirtschafts- und Wiederaufbawrns
schuß. Ich bedauere, daß dem Beschluß des Wirt
schafts- und Wiederaufbauausschu:sses, zu diesen Fra
gen eine Berichterstattung im Plenum vorzunehmen, 
damals nlcht :stattgegeben worden ist; dann hätte es 
keine Große Anfrage einer politischen Partei gegeben, 
sondern eine Anfrage des gesamten Wirtschafts- und 
Wiederaufbau aus1>chus:se:s. 

Ich glaube nicht. daß der Fraktionsvorsitzende der 
FDP hier als Vormund seines Fraktionskollegen im 
Wirtschafts- und Wiedeniufüauau~~ehuß in Erscheinung 
treten wollte, aber wir sind Ihrer Fraktion nicht böse, 
daß sie diese Anfrage gestellt hat; im Gegenteil, wir 
freuen un~ soga~· darüb('r, daß diese Angelegenheit 
heute einmal zur Aussprache gebracht worden ist, weil 
wir durch die AnsfUhrnng<>n des Herrn Staatssekretärs 
Dr. RteinlPin in der Hoffnung bestärkt wot·den sind, 
daß nun doch die ·Aussicht besteht, in Zukunft auf 
eine VC'rbcsscrung der Straßenverhältnisse rechnen 7.U 

dürfen. 

Wenn im dlesl"r Hoffnung Ausdruck gebe, so des
halb, weil ich als sicher annehme. <laß Ihre Fraktion 
dureh den Zuwacti~ eines neuen Fr~ktionskollegen in 
der Person des nun den Raum verlassenden Herrn 
1''inanzministers in rtior A~1 fü'l~ ~·.ing bestärkt worden 
ist, daß m.r:'hr Mittel Rls bishPr für die~en Zweck zur 
Verftigung gestellt werden können. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Wenn wir uns nun Ihrer Großen Anfrage betreffs 
eines Plane:; :c:uwenden, dann darf ich sagen, der Plan 
liegt den Mitgliedern des Wi1·tschafts- und Wiederauf
bäü:ms~chU!"~l'~ ~ctvm drei JahrE' vor. Wenn ~ni:-h mitt
lerW€11e ein Tell der in die-sem Pl8n vorgesehenen Bau
arbeiten erfüllt \Yorden ist, so sind wir doch der Über
zeugung, daß hi:>utc noch sehr vieles zu leisten ist, weil 
i..o. Wu~ Zw,isi;:benze,it wieder viele Straßen reparatur
bedürfüg gevvoi:dcn sind. 

Wir haben uns im Wirtschafts- und Wiederaufbau
aussochuß bemüht, einm<'ll die vordringlichsten Auf
gaben, die erfüllt werden müs-sen, herauszustellen. rch 
glaube im Namen aller Mitglieder des AusschussPs 
sagen 7.U können, daß uns die Wahl i;cl1w€r fällt, hier 
einem Problem das Vor~ht zu geben; denn wir haben 

• 
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{Loren:a:) 
alle Probleme, die in diesem Plan enthalten sind; als 
vordringlich bezeichnet. 

Wir sollten es endlich einmal ablehnen, daß eine 
einzelne Person aus reiner Popularitätshascherei Wie
deraufbau- und Verkehrspolitik treibt, weil nämlich 
dieses Problem Angelegenheit des gesamten Parla
ments bzw. der Regierung ist und man au! dem Gebiet 
wirklich nichts erben kann. Wer glaubt, eine autarke 
Verkehrspolitik in seinem eigenen Wirkungskreis trei
ben zu können, der wird erfahren, daß er dabei Schiff
bruch erleidet, denn die Verkehrsteilnehmer benutzen 
ja nicht nur die Straßen Im Gebiet irgendeines Abge
ordneten, sondern benutzen sie in unserem gesamten 
Land, sogar in unserem gesamten B~ndesgebiet. 

So sehen auch wir innerhalb der sozialdemokr3-
tischen Fraktion die Aufgabe im Wirtschafts- und Ver
kehrsausschuß. Ich glaube, behaupten zu dürfen, daß 
wir jederzeit bemüht und bestrebt waren, in sachlicher 
Form auch unseren Beitrag für die Gestaltung der
artiger Aufgaben zu leisten. Wir sind überzeugt, daß 
die Verhältnisse sich nicht gebessert haben. Trotz des 
Bemilhens des Herrn Staatssekretärs, uns ein gründ
liches Bild zu geben, haben mich doch seine Aus
füh l'ungen bzw. seine Zahlen in meiner Auffassung 
bestärkt, daß die Straßenverhältnisse noch trostloser 
sind, als ich überhaupt angenommen habe. Herr Staats
sekretär, dürfte ich Ihnen einmal eine Empfehlung 
geben: Es wäre weit besser, wenn Sie in Zukunft die 
Sitzungen des Wirtschafts- und ·wiederaufbauausschus
ses öfter besuchten, um dann auch den Mitgliedern die
ses Ausschusses eine gewisse Klarheit zu geben. Dann 
würde auch in diesem Hause manches Mißverständnis 
nicht auftreten. 

Wir wissen, daß die Verkehrstl!chte von Monat zu 
Monat wächst. Es ist auch erwähnt worden, daß die 
Verlagerung von der Schiene auf die Straße heute ein 
solches Ausmaß an11:enommen hat, daß eine Gefahr für 
die die Straße benutz.enden Menschen besteht. Wir 
dürfen aber auch nicht übersehen, daß heute ein gro
ßer Teil von Straßen in Gebieten, in denen früher 
überhaupt kein Verkehr festzustellen war, durch den 
Omnibus- und Kraftwagenverkehr erschlossen worden 
Ist. Gerade in unserem Gebiet, das als Grenzland du

0

rch 
den Krieg besonders stark mitgenommen wurde, sind 
auch in der Nachkriegszeit infolge m!litärische1· Bauten 
und Truppenübungen d ie Straßenverhältn isse sehr ver
schlechtert worden. · 

He1·r Ministerpräsident, wir dürfen an Sie das Er
suchen i·ichten, gerade in dieser Hinsicht - das war 
auch der Wunsch des Wirtschafts- und Wiederaufbau
ausschusses - slch einmal bei der Bonner Regierung 
stärker als bisher einzusetzen, damit vor allen Dingen 
Bundesmittel zum Straßenbau zur Verfügung gestellt 
werden. 

Wenn im Zusammenhang mit dieser Großen Anfrage 
·II/707 auch noch die zwei nächstfolgenden Punkte, die 
Klassitizle rung der Straßen betreffend, angesprochen 
werden, dann darf ich doch behaupten, daß man jetzt 
von einer Klassi!lzierung der Straßen kaum noch reden 
kann, weil die Benutzung der Straßen sich nicht nach 
der Art der Fahrzeuge richtet, sondern heute den 
Fahrz.eugen jeglicher Art gestattet ist. Es ist nicht 
selten, daß gewissa.. Hauptverkehrsstraßen infolge Re
paratur gesperrt werden und die Umleitungen dann 
durch die Straßen II. und III. Ordnung und durch 
dle Kreisstraßen erfolgen. Jeder, der selbst mit dem 
Wagen fährt, weiß, daß nach ganz kurzer Zeit diese 
Verkehrsstraßen U . und III. Ordnung sich in einem 

.d ;;'.j, t • • • 

total zerfahx·enen Zustand befinden, so daß man nicht 
behaupten kann, daß auf dem Gebiet in Bälde eine. 
Besserung erreicht werden kann. 

Wenn der Herr Abgeordnete Claus vorhin erwähnte, 
daß in bezug auf die Anstrengungen der Regierung 
bzw. des Ministeriums für Wirtschaft und Verkehr 
alles getan worden sei, dann glaube ich doch feststel
len zu dürfen, daß Ln dieser Hinsicht nicht alles getan 
worden ist. Der Herr Abgeordnete Claus wies da1·auf 
hin, daß Repar aturen ausgeführ t wurden, die man als 
Notreparaturen bezeichnen konnte und die doch e ine 
gewisse Summe Geldes aus der Landeskasse verschlan~ 
gen. Herr Staatssekretär, im Hunsrück sind Straßen 
notdürftig repariert worden, ·obwohl man wußte, daß 
hier gerade wegen der Frostschäden unbedingt eine 
Ausbesserung des UnteC"baues hätte erfolgen mUssen. 
Man hat Straßen im Winter oder Frühjah r repariert 
und im nächsten Wintet' oder Fr ühjah1· dann wieder 
aufgerissen, ihnen e inen anderen Untergrund gegeben, 
anstatt sie gleich richtig instand zu setzen. Hier hätte 
man Geld sparen können. Im Wirtschafts- und Wieder
aufbauausschuß wurde oft daraur hingewiesen, daß 
heute ein großer Mangel an Arbeitskräften zur Aus
besserung von Straßen herrscht. Manchmal ließen sich 
ganz kleine Fehler und Mängel an den Straßen durch 
geringe Ausbesserungen beseitigen. Nein, es wird ge
wartet, bis die Straßen total zerfahren und die Schä
den so groß sind, daß die Straßen ganz neu herge
richtet werden müssen. Wir dürfen auch an Sie das 
Ersuchen r ichten, Ihr ganzes Augenmerk daraut zu 
lenken, daß die geringfügigen Aus~serungen dem 
Staatssäckel manche Kosten ersparen könnten. Auch 
in dieser Hinsicht wäre eine Beschäftigung v on Ar
beitskräften, die heute noch in einem gewissen Um
fange vorhanden sind, möglich. 

·Wenn wir d ie großen Aufgaben auf dem Gebiete des 
Verkehrswesens sehen, dann müssen wir zu der Über
zeugung kommen, daß unbedingt mehr Mittel zur Ver
fügung gesteilt werden müssen. 

Nicht genug damit, daß die Straßen sich in einem 
schlechten Zustand befinden. Ich m öchte auch einmal 
darauf hinweisen, daß sich heute gerade der schlechte 
Zustand der Straßen hinsichtlich des Fremdenverkehrs 
in unserem Lande Rheinland-Pfalz besonders ungün
stig bemerkbar macht. Ich weiß, man wird mir später 
nachzuweisen versuchen, wie sich der Fremdenverkehr 
von Jahr zu Jahr auch in Rheinland-Pfalz prozentual 
gesteigert hat. Aber, meine Damen und Herren, man 
darf dabei nicht nur den Prozentsatz des Ste igens in 
unserem eigenen Land als Vergleichsmaßstab anlegen, 
sondern muß auch gleichzeitig die Steigerung des 
Fremdenverkehrs im gesamten Bundesgebiet berück
sichtigen. Wir finden dann bei uns e ine rückläufige 
Entwicklung des Fremdenverkehrs. Da wir in unserem 
Lande mit Industrie nicht gerade reich gesegnet sind, 
dafür aber an landschaftlichen Schönht.iiten und Rei
zen genug aufzuweisen haben, wäre es endlich an der 
Ze-!t, daß die Regierung sich bemüht, das Land dem 
Fremdenverkehr zu erschließen. Das kann aber nur 
dadurch geschehen, daß man die Straßen in einen 
ordnungsmäßigen Zustand bringt. 

Der Herr Ministerpräsident hat in der letzten Sit
zung erklärt, daß die Straßenverhiiltnisse im Ve rgleich 
zu anderen Ländern bei uns nicht schlechter seiP.n. Ich 
glaube, dem muß man widersprechen. Ich bl'auche nur 
einen kurzen Hinweis auf das Land Württemberg
Baden zu geben, wo gerade au! Ausbesserungsarbeiten 
und Begradigungen sowie Instandsetzungen weit mehr 
Wer t gelegt wird als in unserem Lande. 

. . ,,;,.·,;ii 
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Wir sollten vor allen Dingen bestrebt sein. bei der 
kunun"'11den Etatberatung unser ganzes Augenmerk 
auf die Ausbesserung und Wiederherstelhmg der Stra
ßen zu rkhten. Wenn wir dann als Fraktion bei der 
!:kralu11~ <ies Etats auf die Probleme wieder zurück
kommen. dann hoffen und wünschen wir, daß unsere 
Anl1·äg;e, die wir dann zur Verbesserung der Verhält
nisse st.('llen werden, auch die Unterstützung derjeni
gen finden , die heute mit so großem Eitel' ihre Wünsche 
\'Ol'getragen haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Wllms: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hartmann von 
der Fraktion der CDU-

Abg. Hartmann: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Große Anfrage, Drucksache H/707, der Fraktion dEr 
FDP und die beiden ·nachfolgenden An1rii~ d~r Fr11k
tion der CDU, Drucksache II/739 und II/740, da7.u die 
crgäru:enden Au~fühnmogen des verehrten Vorredners 
Lorenv. von der Fraktion ·der SPD haben wo'hl am 
besten bewiesE>n, daß quer durch das Hau~ aille drei 
Parteien sich mit dem Problem der öffentlichen Stra
ßen in· unserem Lande beschäftigen. 

Die Ausführungen des Herrn Staatssekretärs Dr. 
Steinlei-n, dJi.e einen QLtersdmitt über d~e Arbeiten des 
Wirtschaftsmin•isterium!! B'Uf dem Gebiete des Straßen
wesen;; wareno, haben uns bewi-n, dR•ß es tatsäch!irh 
notwendig ist. daß man diese Antwort des Hf'rrn Re
gierungsverLt~l.,..rs mit der Großen Anfrage und den 
beiden nad1Coigenden Anträgen· <ier CDU am zweck
l"l~ßigsten zuerst an den Ausschuß für Wirtschaft und 
W iederaufbau und anschließend an den Haushalts
und Finanzausschuß überweist, um all die Ft·agen, dle 
aufgewol'Een wurden durch <lie Vorr~n~ und auch 
durch die Antwort df's Herrn Staatssekretärs, dort 
gründlich zu besprechen. 

Ge rade das hat mit- an den Ausfiihrun.g~no des Herrn 
Kollegen Claus am besten gefallen, daß er sagte. 
hinwt·g mit der Klassifi:zienmg. Denn wo irgendeine 
üffentliche· 8tr::i.ße, sei ei: Bundes- oder Landstraße 
I. Ordnung durch etwaige Umstände gespe-rrt werden 
111ufl. werden <lie- Straßen und Wege ben.utzt, <lie 1..ur 
Verl'ü_!!un~ stehen. um die Umleitung durd1rtihren zu 
können. Wir wissen alle. daß x Probleme - s ie sind 
aufgt>;;.„•igt """'rden - mit dem ProblE>m Strll14'n·t:mu zu
~anunenbi:<ngen. Ich bin dafür dankbar. daß das Mint
~ tcr ium di"°"en Zehnjahresplan aufg-estellt hat„ .Aber er 
;;cheint mir nur die Strnflen I. Ordm.mg 

<Abg. Kuraner: Wer s<>ll <fa-s he7.ahlen?l 

um:! wenige1· die Landstraßen II. Ordnoung. noch vif'.l 
wenigt>r die Gemdndestraßen 7.U ttmfassen. 

Weil da~ so ist. beantrage ich namen s der Frnktion 
der CDU, in dem Sinne möge -das Hohe H:nts heute 
<liese Debatte vmläufi.g absrlüießen mit dem Beschluß>, 
die ganzt- M;:i~rie zu e iner vertiefenden Ausspraclie in 
e rl'ler Linie dem Wirt«m~fts- und Wie<:le-raufbnuaus
schuß zu überweisen. Dort mögen un.o;ere Mitglieder 
aller drei Parteien in Zmrnmmenflrbeit mit den Herren 1 

des Mini„teriums <iie Angelegenheit beraten, so d'aß 1 
\" ir für die k{)mmende Haushaltsberatung 1954'/fiö und - l 
fü r d ie folgenden .Ja h re einip Gnindlage haben, wo wir -1 
~agen können : Min isterillm und Fraktionen <les Land-

tages h:iben s·ich ;iuf einer Linie in die~m dafür zu
ständigen Ausschuß getroffen. 

Dasselbe sollte man auch bezüglich <ier bei-den na<ll
folgenden Anträge Il1739 und II/740 tun und sie an
schließend noch im Haushalts- und Finanzaussd1uß, 
da es sich vorwiegend um Finanzanträge handelt, be
raten, damit auch diese Anträge VOl' <lern '31 . März im 
Sinne del' Anlragi;teller 'ihre Erledigung finden_ 

leb. •ube, wir brauchen dann heute keine große 
Debatte m<!hr zu fü hren un<l! würden wirk li<'h im In
teresse ~ Land~ tmd damit der Landst.r:iß!'n und 
des Verkehrs dem Volk von Rileinland-Pfalz einen 
guten Dienst erweisen. 

(Bel!all bei den Regierungsparteien_) 

Vbeprisident Wilms: 

Das Wort zu einer kurzen Erklärung hat der Abge
or<liwte Claus. 

Abg. Claus: 

Herr Präsklenrt! Meine Damen und Herren! Nachdem 
der Herr Kollege Lorenz mich. als Mitglied des Wirt
schafts- und ·Wiederaufil>auausschusses in so liebel1.5-
\\iirdiger Form angesprochen hat, kann ich es nicht 
versäwnen, einiges festzustellen bzw. zu. berichtigen. 

Der Herr Kollege Lor('m: hat l'f:"l'ht. wenn er sagte: 
in diesem Ausschuß ist ein Beschluß gefaßt worden. 
nacll dem Ich als Ausschußvor.sitzender beauftragt 
wurde, mit dem Renn Ministerpräsidenten Altmeier 
in dlesier F rage zu verha.ndeln. Herr Kollege Lorenz, 
ich kann· Ihnen vor aller Öffentlichkeit sagen , ·daß Ich 
das gemäß dem Beschlt1ß getan. habe vor etwa drei 
Wochen. Der H~n Ministerpräsident hat mir rugesagt, 
den Wünschen und Anregungen, wie sie im Wirt'
s<:hafbtm~~chuß an ihn ergingen, gerecht zu WP.rden. 
Ich habe Ihn eben nL'chmals gam kun gefragt und 
ru:hme an, daß der Herr Minisrerpräsident noch eine 
kurze Erkliinmg ttbgeben wird. 

Wenn we.iter gesagt wurde, der Plan liege d.em Aus 
schuß· schon drei Jahre vor, dann muß ich dazu fol
geudei;. Oluti.MUu eu., H en- Kollege Lorenz, wenn Sie die
l:len Plan. <ler uns schon d1·ei ,J,..h1·e vm·!ipg t . vergleichen 
mit dem, was geschc-hen- ist, so werden Sie eine g1'n r. 
erhebliche Dbkrepanz festste llen. so daß Si<'" per Sa.tdo 
zu dem EnL~h1uß kommen und sich fra.gen müssen: 
ist dieser Plan noch maßgebend für das, was im kom
menden Jahr geschehen soll oder P.·l'wr sin<l <lie Verhält
nisse, dw d11mAls zu <'!cm Plan geführt h Rhen . ber0it,:: 
durch Beseitigung der Schö4i<'n iibc-1·h,)lt. Da wir letz
terer Auffn~mg :oiinod. da ß die F:ntwirklun~ des Ver
kf'hrs den Plan b€! wl'item überholt hat und gerade 
1m Aussdm ß von unserem V!'nhrtPn H er rn Kollegen 
Pickel vcrschlcdentlich der Antrag ge:;tf'llt wur<le. d•ie
sen Plan mehr zu:ruschneidP.n a11f die Brenn- und \rt>
Lah.i·e.n.pWl:kt.c d~s Verkehrs, dcs\'.-cgcn hab~ ich mich 
bewegen lassen , vor dem Hause ('inma-1 d iese F rage 
aufY..troTim . 'F.s i;o;f: im<'h nkht so. daß die Großf' An
frage m.1~ irgeiid't"inE>r Popularitätsha·s('her ... i heraus 
cnW.1.a!.~~n l:;L, :>oudi:n1 nur des\vegen - das sage ich 
au1.:h hier vor aller ÖHentiichkeit -, weil wir g~rad~ im 
Wirts<:hatli- w1d WiCi<k:nfüfüauausschuU so wenig Ge
legenhdl gl;!habthaben, zusammenzukommen. Der not
wendige Au!Lrng stiLens des Hohen Hauses hat uns 
dazu gefohlt. 

Um diesem Erfordernis gerecht zu werden. halbe 'ich 
gegla.ubt, in }'orm einer GroHcn Anfrage einmal e inen 
entsprechen-den Auftrag für den Wi1·tschaft«polifü:<'hen 
Ausschuß zu bekommen. 

(Beifall im Hause.) 

.. . -----·-·-·-------- ------- - - ---- ----- ---
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Vizeprllsldcnt Wllms: 

Das Wort hat der Her r Abgieor~net.e Kön.ig vo~· der 
SPD. 

Abg. K<lnfr: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die über
aus interessanten Ausführungen des Herrn Staats
sekretä:rs Dr. Steinl~in ha,ben vielleicht für das ganze 
Haus eindeutig bewiesen, daß die Große Anfrage der 
Fraktion der FDP, Drucksache II/707, 'ganz fraglos 
finanzpolitische Auswirkungen ' hat. Es war an sich 
unsere Absteht, deshalb auch heute den Herrn Finam
min!.ster anzusprechen, weil anscheinend Sie, meine 
Herren von der FDP, versäumt haben, es in Ihrer 
Fraktion zu tun. 

Nachdem aber nun der Herr Finanzminister a.uch 
nicht mehr hier ist, schließen wir uns dem Antra·g des 
Herrn Kollegen Hartm111nn, der hier .für die CDU ge
stellt wurde, sehr i)ern an·, daß· die Große An.fra~ 
II/7()7 wie anich der Antrag Nr. I!/74-0 dem Wlrtscha!ts
und Wieder~uausschuß überwiesen wird und spä
ter dann vermul:.lich im Hfiushalts- und Finanizausschuß 
seine wellere Beihandlung erfährt. 

Von der Drucltsache II/739 möcll~ ich aber meinen -
ich glau·be, Herr Kollege Hartmann, da werden wir 
einiggehen -, daß dieser h ier gestellte Antrag nichts 
im W!rtschaftsausschuß ru suchen hat, sondern daß 
das fraglos eine Etatfrage ist, die in deni nächsten 
Wochen ilu-e Regulierung finden muß, detllrl nach dem 
31. März [st diese Frage nicht mehr interessant. Es 
stehen im Etat - weil Sie abwinken, Herr Kollege 
C!B1Us, bestä Ugt Ihnen das der Herr Kolle~ Motz -
2,87 MWionen DM. Es 1s t nur die Frage, ob die Lan
desregierung s ich an die gesetzl:lchen Bestimmungen 
des Fl.nam:ausglelchsiesetzes halten muß. Das hat sle 
zur Zeit zu tun. Der Finanzausschuß wird sich darüber 
unterhalten mllitsen, ob die Dinge Insoweit gelockert 
werden, daß der z.ur Verfügung stehe·nde Betrag den 
Gemeinden zufließt. 

Sle selbst werden im Wirtscha!tsausschuß genügend 
mit der Materie beschäftigt sein, wenn Sie sich den 
beiden Anträgen Drucksache II/707 und II/74-0 inten
siv widmen, und ich bin sicher, daß das, was ich zu
erst sagte, zutrifft, daß nämlich der Herr Finanzmini
i>ter gerade Ihnen - die Sie ja den Finanzminister 
stellen - sehr viel daru zu sagen hat. Ich verweise nur 
au! eine Bemerkung - um die Dinie nlcht noch mehr 
in die Län&e zu ziehen - des Herrn Staatssekretärs Dr. 
Steinlein, det' sagte, daß das Programm etwa 450 Mil
lionen DM wnf.asse - das war bekannt - und daß ihm 
noch in keinem Jahr der zehnte Teil dieser Programm
mittel zur VerfUgung stand. Das hätten Sie doch 
eigentlich auch erst einmal mit Ihrem Finanzminister 
behandeln müssen. Was nützt" uns der schönste Plan, 
wenn wir ihn nicht realisieren können. Dann ist mir 
das h!.er vom Verkehrsministerium vorgeschlagene 
Verfahren schon überaus sympathischer. 

Vbreprlsldent Wllms: 
Meine Damen und Herren! Ich stelle fest, daß zwar 

der Herr Abgeordnete Hartmann einen Antrag gestellt 
hat. Eine Antragstellung ist bei der Besprechung einer 
Großen Anfrage geschäftsordnungsm.äßig nicht mög
lich. Ich bin jedoch de~ Sprechern dankbar, daß sie 
diese Große Anfrage so ausgiebig dazu benutzt haben, 
auch die kommenden Tagesordnungspunkte 8 und 9 
vorzubereiten, die das gleiche Thema behandeln. Ihre 
GenehmiiUng voraussetzend, werde ich folgender
maßen verfahren. 

Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung 

Antrag der Fraktion der CDU betr. Gemeinde
straßen 

- Drucksache II '739 -

und Punkt 9 der Tagesordnung: 

Antng der Fraktion der CDU betr. Ubemahme 
von Landstraßen II. Ordnung (Kreisstraßen) als 

Landstraßen I. Ordnung (J,andesstraßen) 

- Drucksache Ir/740 -
Wenn ich mir nun den Antrag des Herrn Abgeord

neten Hartmann zu eigen mache und dazu die Mei
nung des Ältestenrates bekanntgebe, ·der vorschlägt, 
diese beiden Anträge dem Haupt- und dem Haushalts
und Finanzausschuß zu überweisen - dazu nach dem 
Antrag des Herrn Abgeordneten Hartmann dem Wirt
schattsausschuß -, dann könnte dieser Fra~nkomplex 
mit den Punkten 8 und 9 erledigt werden und die 
Grolle Anfrage könnte als Material diesem Ausschuß 
mitüberwiesen wer den. 

(Abg. Hartmann: Ja !) 

Meine Damen und Herren,. wir würden uns also so 
einigen, daß wir den Antrag der CDU, Drucksache 
IL'739, zuerst an den Wirtscha!tsausschuß, dann an den 
Hauptausschuß und schließlich den Haushalts- und 
Finanzausschuß überweisen. Bestellen dagegen Be
denken? 
(Abg, König: Was soll er im Wirtschaftsausschuß?) 

- Herr Abgeordneter König, ich glaube, es scheint doch 
nach d'leser Aussprache beute wicht ig und ratsam zu 
seini, auch im Wirtschaft.sausschuß einmal d iese Din·ge 
zu bespr::echen. 

Meine Damen und Herren, ich wiederhole nochmals: 
Überweisung an den Wirtschafts-, Haupt- und Finanz;
ausschuß. Bestehen dagegen Bedenken? - Wenn nicht, 
ist so beschlossen. 

In bezug auf Punkt 9 der Tagesordnung - Druck
sache II/740 - hat Herr Abgeordneter Hartmann be
antragt, diesen Antrag dem Wirtschaftsausschuß zu 
überweisen. Vom Ältestenrat w ird Ihnen empfohlen, 
diesen Antrag auch an den Haupt- und den Haushalts
und Finanzausschuß ru überweisen. Wenn keine Be
denken dagegen bestehen, ist so beschlossen. Ich danke 
Ihnen, meine Damen und Herren! 

Wir kommen dann zum Punkt 10 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betr. Ge
tlhrdung der Zivilbevölkerung in den besat

zungsllberbelegten Gebieten 

- Drucksache II/712 -
Die Begründung erfolgt durch den Herrn Abgeord

neten Kuhn. Ich e r teile ihm das Wort. 

Abg. Kuhn: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In den 

letzten Monaten wurden Publikationen in kirchlichen 
und nichtkirchllchen Zeitungen und Zeitsclu·i!ten Uber 
Zustände oder Mißstände in besatzungsüberbelegten 
Orten gebracht. Wir haben davon e ingehend Kenntnis 
genommen. Alsdann haben wir uns an Ort und Stelle 
begeben und haben überprüft, was von diese n Ver
öffentlichungen haltbar ist. Wir können uns den darin 
zutage getretenen Ubertreibungen nicht ansclilleßen; 
erst recht nicht den sensationsheischenden Publikatio
nen, die irgendwelche allgemeinen Begriffe glaubten 
überall anwenden zu können. Verallgemeinerungen 
sind nicht angebracht. Sie dienen auch nicht der Sache, 
um die es geht. Zur Aussprache stehen hier nicht die 
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lf.86 Stenographischt' Berichte de:> Landtages von Rhcinland-Pfal1 .. lt Wt1•1lp·~rind!> 

(KnhnJ 

v .,,rn llgemt! inerungen irgendeiner Pres~. die mm mit 
d em al!gerneinen Schlagwort „Amisump!" irgendwo mif 
den M~d<:t geht, sondern zur Aussprache stE'ht der 
Begriff dt>r innerstaatlichen Sicherheit der Zivilbevöl
ken•n~. 

Die innf'.'r~t.aatliche Sicherheit ist eines dE'r wesent
lichsten Elemente eines staatlich geordneten Lebens. 
Diese !nner,;taatli<'he Sich<'rh<'it hat ihren hohen ethi
schen 'Nert , und sie hat ihren gemeini:c·h~ftsbewah!""n
den '\Nert. Wir wissen um die Bemühungen wr Auf
rechterhaltung die~r 0!'.'dnun.I(. Nicht um~onst ~müht 
sich das Hohe H<ius zur Zeit um eirlP :r.eitgernäße Aus
gestaltung. so zum Beispiel im Polizeiverwaltungs
gesetz. Es kann. wenn wir die Frage da- innerstaat~ 

liehen Sidtt-rheit für die Zivilbevölkerung berühren , 
n id tl die Hede davon sein, rlaU unsere deuts<:hen Poli
n· i <•q~;.rne versagl haben. Die Beamten tun weithin 
ihre Ptticht und li;-is ten ein gro!Ses Maß von Mt'hr
mbcit auf schwiPriei:tem Te1Tain. 

Und trot7.dem mü~sen wir feststellen, daß die poli-
7.t• il idwn Maßnahmen nicht ausreichen, um den Ge
sC' li esbreche rn wirksam entgegenzutreten_ Wenn auch 
cit·1· Prozen to;a tz der alliierten Rechtsbrecher nicht den 
rl t>r zivilen Bevölkerung übertrifft, so stechen die Krf
m inalfällf', die von Besatzungsmitgliedern verur
s acht ~werden . doch besonders hervor. Es sind zumeist 
d ie Fälle, die im Zwischenteld der deutschen und al
liierten Polizeizuständigkeit auftreten. U~rall da, wo 
Gcsdz0sve1·letzungen gerneinsem mit Deutschen be
g:rng.._.n werden, entstehen die gröuten Schwlerigkei
tl.·n. Ebenso dort, wo bei Verkehrsunfällen die Schuld
Ir<i ~~ gelöst oder aufgeklärt werden soll. Ich denke an 
Ve rkehrsunfälle, in die deut.~whe und alliierteVerkPhr~
t~ ilnehmer verwickelt sind. DiE' all\ierten Soldaten ge
n ie!len die Vorrechte ihrer Exterritorialität, sie unter
stl~hen nur der militärischen Ordnungspolizei. Wo die 
Verbre<'her bi!'her auftraten, bannten sie zumeLc;t die 
d eutschen Zivilisten durch ihre Uniform, wenn auch 
- d as muß ich hier betonen - die hohen milltärii::ct\en 
Diensts!ell"'n der Alliierten den Deutschen das Recht 
dt'r putatlven Notwehr jederzeit :w11:eHtehen. 

Die Schwierigkeiten der Strafv-erfolgungen durcll 
deut.sche Stellen sind riesengroß. Der Einsatz der deut
schc.>n Polizei ist außerordentlich -eingeschränkt. Ein
gr iffe könn en nur in Verbindung mit der MilitArpoli?:M 
gcrn>1.cttt w erden. Schlechthin besteht -eine aus!rliließ
liche Zuständigkeit der militärischen Polizei. Oft il't der 
Bin~riff de r deutschen Poli7.el ,so um~tli.nd!i('h, di:iß man 
gerade die Maßnahmen des direkten Angriffs. de!I 
schnellen Zugriffes. nirht <h1rchfllhr<>n k-'lnn. E~ hiingt 
alles von d e r eventuell ein~e:spielten oder nicllteinge
~pi.,.lten Zusammenarbeit der deutschen una Allllertt>n 
Organe ab. Bis.her ist die Zusammenarbeit nur lokal 
gr:i·e~elt worden und von den jeweiligen Polizeiii:ew::1l
ti~en abhängig. Sie ii::t jeweils auf de!l einzelnen Fall 
zugeschnitt<:'n, jedoch nicht obligatorisch. Hif'r- i!'t <l.E'r 
wunde Punkt. hier fehlt das Glied in der KettP de!' 
inn~rsta:1tlichen SkhE"rheiti;sy stems. 

Wir Sozialdemokraten - und ich glaube ~tich. die 
mt>i•it>n Mitv,lieder diese~ Hohen Hatt!'es - forckrn die 
'.'-:>r p !'.lichtende Zusammenarbeit der Poli7.t>iore::me der 
Alliir>rtr>n mit den Deutl'Chen. Ich glaube, Sie fordern 
;1t1ch mit 1. m~ die Verstärkung ner deut5'rhim Zu~tän
digkPit. Die StaRt-sanWlllt~<'haft, meine D:imen und Her
r en. wirr! <iPm Herrn lnnenminlster b€':;tätigen ki\nnPn, 
wil~ ~eh wankend der Boden ist, auf dem -ikh die <l.,.nt
~•~ht.>n Dieni;tstellen hier hewei?en, und wie ung':'nügPnti 
d ::i~ von uns geforderte Entgegenkomm<:'n der alliierten · 1 

St ... l)Pn 71.l'WeilPn ist. 

Darllber hin.am: gehPn wir dem Herrn Tnnenmlni~ter 

anheim :o:u · ilb~rprUfen, welche Grund!'-'itze beim Waf
fet'lgebrauch eln:r.uhaltf"n l'ind. faH~ ein deutscher Poli
zist auf C'in<>n ~lliierten Angehöri~en in Zivil i;tnllt. cter 
bcl dcr Be::;<:>~mn;::- dncs Verbrechens auf frische r Tat 
e r tr:ppt wird. W1;·11n <iel." Hen Inneruninister uns eine 
hinrch;licnde Besetzung de1· Polizeiämter zusichern 
könnte, wifren wir tun eine _große' Besorgnis erleichtert. 
\:\~ao d ie En\'dkr ung der Z.uständigkeit in der Zusam
metülrbeit mit den Alliierten angeht, so glauben wir, 
der I.<mdesregierung empfohlen zu müssen, nicht auf 
d•~n Zeitpunkt zu warten, bis das Besatzu.ngsstatut 
mm. · 

Die innerstaatliche Entwicklung vi>rl<tnp,t eine Nor
malislenm~ <ler I..ebe-nsverh~ltn!i>se. un<1 der Abbnll 
von Besatr.unglmlaßnahmen ist auf die Tagesordnung 
gesteilt. Wl:r können uns die Befriedung der Zlvilbevöl
kerunJI( rildl.t vorstellen, wenn die Be!lo8~7Lmg glaubt. 
in alter Welse verfahren zu können. kh gl!mbe. es il't 
dl'r Zug d e r ganzvn Vielt, eim~ Befriedung herbeizu
ruh1·en. Ein Besatzungs regime vereinbaet sich nicht mit 
öer hi-uHg1>n politischen Situation in WP~teuropa. Hier 
hinein sollte man keine weltpolitiscll~m Verwicklungen 
tragen, s~nd('m mnn sollte vielmehr dal'an denkf'n , <iRß 
die 7.iviTe Welt zivile Sicherheit verlangt. Zivile 8ichPr
heit aber heißt, nMmale Lebensmöglichkeiten zu i::chaf
fen. Nur unter normalen Lebensvcrh~ltni~sen u nd anch 
not'!!taleri ~bcnsverhältnissen in den B~at?:ung~ortf'n 
kommen wir zu einer lebendigen. friedlichen Demo
kratie. Dfe:;:cm Ziel zu dienen, g;ilt heute un.-;ere Große 
Anfrage. Daran mitzuhelfen , is t eine Aufga~ aller der
jenigen, die dazu ben1!en sind, ganz gleich, ob sie Zivil 
traj!l"n oder Unifnn-n. 

(Dd!all bei der SPD.) 

Vtzeprisfd~nt ·wnm~: 

D.ic Beantwortw1g der Großen Anfrage erfolgt durch 
Hcn·n .ll<Iiu.U;w1·.L<1lra~ Dr. Schmitt von der Staatskanzlei. 
Ich erteile ilun das Wort. 

l\Ilnistcrialrat Dr. 8ehmitt: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
H ::l·u;:u! Fi.i.r die Landehl'cgierung darf ich namens der 
Sti:l.atskanzlci und zugleich im Einvetnehmen mit der.1 
r.l iiu~kLiutü de.s Innern. und :mit dem in gewissem 
Si.'1.nc auch mitbeteiligten Ministeriwn für Wirtsdt<ift 
und Vetkdir - soweit es sich bei der Großen Anfrage 
um die Frngc der Unsid1e1·h~it. vom Gesichtspunkt des 
Straßenverkehrs aus handcll - antworten. Die Grol3r.? 
A n!rage g~bt davon aus, daß in den Orten mit beson
~c.:rs ~t;.<rkci: Tnu.ipi.:n.l:dt.!glmg dü~ <icut.sche Zivilbevöl
kl.:!ruug in v~i·:;.chied cnc1· Illnsicht l\llißhelligkelten aus
&C$dzt 'sd, und Her r Abgeordneter Kuhn hat ja soeben 
in se:illt.!( mi.\n dfo.:hcm llegrü.ndung den ersten Teil der 
Groflcn Anfr<.!.g'~, niünlich dit: Mißhelligkeiten - ich 
m&hle :;agcn - ;iuf dem strafrechtlichen Sektor, ab
:;:c:chcn von del· Frage des Str-aßenvcrkeh.rs, vettieft. 

Det· L:rnrlrsn--~ierun&( sin<l diE>~P Ve1·hältni~e in den 
in Ft·n~e kommendf'n Ortf.'n dt•rffii:P.l"l bekannt. In täg
licllen Bericllten der Poli1.eibehiird" n unl'f>r~ LanJ~~. 
-Oie ~f"T' Fff'rr Innenminister dem Renn Mini~terpräsi
dentcn zu'r persönllchen K enntnis und Bearbeitung 
7.11lf'itf"t. werden alle besnndere!l Vorlwmmni~~e gemel
det lln<l mitg(•ft>ilt. In allen derarti~en Fällt>n ist da~ 
f!'8rt7i'!<i!!che Lnndc~knmmi~'>ar\;it - in i.>l!en Fällen vnn 
Crf?>Wicl!t jcdenfall-i - um Untn!'·urh11n~ der Vorgänge 
1mrl Fl{'str111'hng der Übeltätc-1· und Wiedergutm::whunp,. 
!IO"Weit das· nacll Lag,,. di>r Sache übi-rh:mvt möglich 
~r. e-rsttcht wordcr. . Es darf in diesl'm Zu~l'lmmf'n-
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hang auch festgestellt .werden, daß das französische 
Lande$kammissariat hferbel weitgehend Hilfestellung 
geleistet hat. 

Um Ihnen von dieser Interventionstätigkeit des Herrn 
Ministerpräsidenten selbst einen . Ausschnitt zu geben, 
dart ich aus z.wei Schreiben der letzten Zeit - nur bei
spielsweise, dle Beispiele könnten beliebig vermehrt 
werden - den wesenfüchen Inhalt vorlesen. Es handelt 
sich um einen Bericht, der s·lch mit Vorkommnissen 
in Koblenz be!aßt. Ich lese wörtlich die Ausführungen 

·des Herrn Ministerpräsidenten vor:. 
„Ein Bericht der Polizeidirektion Koblenz., der vier 
Vorgängie an zwei Tagen in <ler Stadt Koblenz be
handelt, gibt mir Veranlassung, Ihnen" -dem Herrn 
Landeskommissar - „eine Abschr!l't einliegend zu 
übersenden. Was mir auffällt, sind die Übergriffe 
bei Nacht. Im ersten. Fall erfolgte der Oberfall von 
zwei nordafrikanischen Soldaten au! Zivilisten am 
27. !). nachts um l.30 Uhr. Im zweiten Fall haben 10 
bis 15 norda!rlkani.scll.e Soldaten in der gleichen 
Nacht um 3.l<l Uhr ein Ehepaar auf der Straße an
gegrif!en. Im dritten Fall ist am 28. 9. nachts um 
12.10 Uhr der Überfall eines nordafrikanischen Sol
daten auf einen Tankwart zu verzeichnen. 
Das wlr!t die Frage au!, ob sich denn solche Uber
lälle zu so später Nachtstunde nicht ohne weiteres 
dadurch ededl.gen lassen, daß der Na<:hturlaub be
grenzt wird bzw. zu solcher Nachtstunde unter
bleibt. Es kann doch keinem Zwel!el unterliegen, 
daß diese Überfälle zu dieser näch.tlichen Zelt stets 
unter dem Einfluß von Alkohol erfolgen. Sie wür
den nicht erfolgen, wenn die Soldaten um 10 Uhr 
oder spätestens 11 Uhr in der Kaserne sein müßten .. " 

Aus einem zweiten Schreiben, auch aus der letzten 
Zelt., darf !eh zltieren; 

„Ich muß doch entschieden dagegen protestieren, 
wenn, wie im vorliegenden Fall'' - es handelte sich 
um einen Fall, bei dem zwei Polizeibeamte bei 
pfiichtgemäßem Einschreiten in eine Schlägerei mit 
zwei amerikanischen .Soldaten verwickelt wol.'d.en 
waren - „der Anigrlf! der beiden amerlkaruschen 
Soldaten sich sogar gegen Organe der Polizei rich
tete, wobei ausdrücklich festgestellt ist, daß die 
Polizeibeamten die ihnen obliegenden amtlichen 
Pnlchten ausübten. Wenn ilber die beiden Dirnen -
die in den Fall verwickelt ware.n - das Lokalverbot 
verhängt worden war, dann war es die Pflicht der 
beiden Beamten, darilber zu wachen, daß dieses 
Verbot nicht Ubertreten wurde. Es ist unmöglich, 
daß sie an der.Ausübung ihres Dienstes gehindert, 
ja sogar <liurcll Faustschläge irllS Gesicht verletzt 
wurden:. kh .sehe mich veranlaßt, Ihre Aufmerk
samkeit auf diesen unerhörten Vorfall zu lenken." . 

Das sind, wie gesagt, zwei Beispiele, die beliebig ver
mehrt werden könnten. 

In diesem Zusammenhang kann allerdings auch recht 
verschwiegen werden - und das hat Herr Abgeordne
ter Kuhn hier be1-eits auch zum Ausdruck gebracht -, 
daß manclle Zwischenfälle in der Ö!!entlichkeit eine 
übertreibende, manchmal sogar stark · übertreibende 
Darstellung erfahren haben, und daß sie sich dann bei 
genauerer Nachprüfung als wesentlich geringfügiger 
als ursprün&Hch angenommen oder dargestellt heraus
gestellt haben. 

Ober diese aeschilderte spezielle Praxis des Mini
steriums. des Innern, der Staatskanzlei, des Herrn Mini
sterprä&~denten persönlich hinaus hat die Lanod~regie
rt.mg bereits in der Ver'8ngenheit durch umfassende 
Maß111ahmen von sich aus alles getan, um die unaus-

weichlichen Schwierigkeiten starker Truppenbelegun
_gen in einzelnen Gegenden unseres Land.es z.u beheben 
oder doch mindestens hera'bzumindem. Sie befindet 
skh insobesondere in den Fragen polizeilicher und für
sorgerischer Art in einem ständigen Meinungsaustausch 
mit den zentralen· Diemtsllellen der Besatzungsmacht.. 
In d'er Durch!ührung gemischter Streüen in Uniform 
und Zivil, in der Überwachung und Bekämpfung der 
Prostitution, in der Kontrolle der Polizeistunde und 
auf anderen Gebieten notwendiger polizeilicher Maß
nahmen arbeiten die Exekutivorgane der deutschen 
und allilerten Polizei gut zusammen. 

Herr Abgeordneter Kuhn hat, wenn ich recht ver
standen ha;be, die praktischen Schwierigkeiten haupt
sächllch darin gesehen, daß zwar Abreden über die 
Zusammenarbeit deutscher und alliierter Poli.zei exi
stieren, daß diese aber nur au! lokaler Ebene wirksam 
werden, also nicht zentral bestehen, sich daher nicht 
genügend gleichmäßig über das ganze Land· verbreiten 
und effektiv in ihrer Wirkung nicht genügen<i rum 
Ausdruck kommen. Ich kann für das hier in erster 
Linie beroührte Ministerium des Innern ausdriicklich. 
sage~ daß dieses die Zusammenarbeit mit der alliier
ten Polizei als ausgesprochen gut bezeichnet. Ich darf, 
weil S.ie diesen Punkt speziell angeschnitten haben, 
Herr Abgeordneter Kuhn, dies vielleicht noch einmal 
dadurch vertiefen, daß ich kurz aufzähle, wel<:he 
Maßnahmen auf Grund und als Er·gebn·is tentraler Be
sprechungen deutscher und alliierter Behör<!en in der 
Praxis der Zusammenarbeit alliierter und deutscll.er 
Polizei eingeführt worden sind. 

Es werden gemischte Streifen in Uniform durchge
führt, desgl~chen in Zivil mit Kräften der Kriminal
polizei und der welblichen Kriminalpolizei. Durch deut
sche und alliierte Kriminalbeamte findet eine beson
dere . Überwachung und Bekämpfung der Prostitution 
statt. Zu ihrer Bekämpfung werden im Zusammenwir
ken zwischen deut.scher Kriminalpolizei, deutsche1· 
Ordnungspolire!, Militärpolizei und alliierter Kriminal
polizei insbesondere auch Razzien durchgeführt. Die 
deutschen Kantinen auf den Arbeitsplätzen der Alliier
ten werden ständig überwacht. In Verbindung mit der 
Polizei der Alliierten wird auf strenge Einhaltung der 
Polizeistunde geachtet. Die Zlmmervennietung an 
Prostituierte wird schärfstens übet-wacht. Schließlich 
wird in einer die Stra!vor.schrift des § 360 Ziffer 6c des 
Strafgesetzbuches ausfüllenden Verordnung des Mini
steriums des Innern für die in Betracht kommenden 
Gemeinden unter 20 000 Einwohnern die Ausübung der 
gewerblichen Unzucht verboten und damit die gesetz
liche Voraussetzung dafür geschaffen, daß zuwiderhan
delnde Dirnen durch richterliches Urteil in ein Arbeits
haus eingewiesen werden können. 

Im übri~ steht die Landesregierung, wie ich schon 
gesagt habe, in einem ständigen zentralen Erfahrungs
austausch mit den zentralen Dienststellen der Besat
zungsmächte. Die Fragen der Sicherheit der Zivilbevöl
kerung wurden z.B. im Sommer dieses Jahres in einer 
grundsäWichen Besprechung des Sozialministers mit 
französischen Stellen umfassend erörtert. In Kürze 
wird eine Konferenz leitender Beamter des Innenmini
steriums mit den höchsten Stellen der amerikanischen 
Armee in Rheinland-Pfalz den gleichen Fragenbereich 
auf polizeilichem Sektor zum Gegenstand haben. 

Auf Grund sorgfältiger Beobachtungen der vorkom
menden Vorfälle wurde festaestellt, daß die meisten 
der von der Bevölkerung als lästig empfundenen Vor
konunnisse sich in den späten Abendstunden und un
ter starker Einwirkung des Alkohols ereignet haben. 
Ich darf Bezug nehmen auf das, was ich als Aus-

'1 1 1 „„. ' „' . 
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fühnmgen des Herrn Ministerpräsidenten in dem einen 
S"h 1·1-i twn vorgelesen habe, und was genau diesen Fall 
trifft. Die Landesregierung wird es s.ich deshalb in.s
~sondere angelegen sein lassen, hier durch weitere 
Bemühungen auf eine allgemeine Beschränkung des 
N:irhturl:rnhs der alliierten Truppenangehörigen hinzu
wirken. 

Zusammenfas.c:end kann ich also die der L.andesr("gie
rnn.!{ gestellte Frage wie folgt beantworten: Die er
wähnte dauernde Fühlungnahme mit den in Frage 
kommenden zivllen und militärischen Dienst.stellen der 
Bt!sa t.wngsmacht wit'<l in Zukunft die SiC'herheit der 
deutschen Bei:ölkerung in größtmöglichem Umfang ge
währleisten können. In diesem Zusammenhang ver
sprechen wir uns - auch das hat bereits der Herr Ab
geordnete· Kuhn anklingen lassen, als er von d~ 
neuen Polizeiverwaltungsgesetz sprach - durch die im 
neuen Polizeiverwaltungsgesetz vorgesehene Verstär
kung der deutschen Polizeikräfte eine zusätzliche Wir
kung. Die bereits bisher gute Zusammenarbeit der 
Exekutivorgane der deutschen und der alliiertffi Polizei 
wird dadurch in Zukunft weiter verbessert werden 
können. 

Zum zw eit.en Teil des in der Großen Anfrage ange
sprochenen Fragenkomplexes, dem Straßenverkehr, darf 
ich kurz sagen: Auch bei der Bewältigung der Schwie
rigkeiten de$ Straßenverkehrs steht die Landesregie
rung in einem dauernden und fruchtbrtngenden Kontakt 
mit den alliierten Stellen. Im Zusammenwirken mit 
diesen hat sie in&besondE>re im Monat Sept-e-mber dieses 
Jahres im Berekh der miHtäri~chen Großbauvorhaben 
eine Großakti<m ?m· Bekämpfung der Verkeh~unfl!lle 
durchgeführt. 

Alle allgemeinen M aßna!hmen zur Behebun.g <l.e-r be
kannten Sch'.vierigkeiten im Straßen-verkehr als Fol~e 
der sprunighaft ang.estiegenen Motorisierun,g werden 
sich auch auf die durch <ien Kraftfahrzeougverke'hr der 
Alliierten zusätzliC'h aufgoetret.enen. &>lai:;tungen nllt.z
lich auswirken. 

AbschHeßend darf ich zu der Großen Anfrage be
mcrk("n: Die Landei:;·regierung wird selbstvemtändlich 
aud1 in Zukunft bestrebt sein. die persönliche SicheT
heit der deutschen Bürger auf allen Ge.bieten zu ge
währleisten. Da ß hien.u eine tägliche Kleinarbeit er
forderlich ist, d.ie in der Öffentlichk('it nicht. immer 
eingehend dargestellt werden k<inn , bedarf dabei kei
ner weiteren Begründung. 

(Beifall im Hause.) 

1 
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Vizepräsident Wilms: 

Ich danke dem Herrn 'R~gi1>nmgsvertreter für die 
Beantwort~mg der Großt'n Anfr~ge. kh wet·dc dar
aur aufm('I k Ham genntdit. da ß ein·ige Abg~r<lnete in 
die Sitzung' der „Gemeinschaft deutSC'her Wald" abbe
rufen wurden und daß ein wPitPrer Teil heute abend 
an einem Parlamentarischen Abend der kommun<ailen 
W.irtscl1ail.:;ve1'uände Leilnehmen wil'CI . Ich möchte 
Ihnen. deshalb vorschlagen, für heute die Sitzung zu 
beenden. 

Morgen frUh um 9' Uhr soll der neuget>lldete Wein
bauausschuß zu seinE'r Konstitution im Sitzun.gs'lim
mer Nr. 17 rusrunm1>n-treten. Die morgige Sitzung bt>
ginnt um !U"lQ Uhr. 

Damit schHeße i<'h die heutige Sitzun g. 

(Unruhe, - Abg. BQgler: Halt, halt!) 

- Bitte! 

(Abg, Sd1midl: Darf ich fragen, von wem die 
Anregung ausgeht?) 

- Vom Ku.llegcn Dit::l als dem Vorsitzenden des Agrar
polltischen Au:;i;chusses. 

(Abg. Schmidt: Das geht den doch nid1ts an! Es 
müssen erst die Mitglieder des We'inbauaus
sdlus..--es dem Hen-n Präsidenten schriftlich be
kannt gemacht werden. kh erkläre namC'ns mei
ner Frakli<>n, daß wir nicht IX'reit sind , morgen 
früh ;m c-iner imldien Sitzung reilzunehmen.) 

- Herr Kollege Diel, ich gla.ubte, Sie seien autorisiert., 
das mir als Präsidenten mitzuteilen; aber dem scheint 
nicht so zu sein, 

Me!M Dä.rtwn und HPrren! Ich, bin auch der Mei
nun&, daß wir anders ver.fahren sollten; denn die Sadle 
muß fundiert werden. Da~ Wort hat Fn.1u Abgeordnete 
Dr. Ganten~rg. 

Abg. Dr. Gantenberg: 

Ich möchte darum bitten, mit der morgigen Sitzung 
erst wn HI Uhr zu beginnen , weil wir um 9 Uhr eine 
Fraktionssitning haben. 

Vheprä.sident Wilms: 

Ei> wird vo1·ge;,chlagen, die Sitzung um 10 Uhr zu 
beginnen. El'hrot :sich dagegen Wk!ersprnch·! - W<-nn 
nlcht, dann ist so besdllosstn. Wir beginnen a lso mor
gen um 1{} llht". Hit-i-mit s<.'hlief.le ich die Sitzung. 

Sc h l u ß <I e 1' S i t zu n g : 18. 08 U h r . 
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411: S°ltz.ung, 9. Dezemtier 1953 

Berichtigung zur 48. Landt&gsslbun&' 
vom l. November 1953 

Der in der Zusammenstellung der namentlichen Ab
smmmunii: über die Drucksache II/616/ 653/7'21) auf Seite 
1655 unter Nr. 51} verzeichnete Abgeordnete M erz, 
Adolf gehört n icht der CDU sondern der SPD an. 
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